
dabei Rot-Grün nicht einmal den Konservativen
und Marktliberalen angepasst, sondern hat zu-
mindest deren alte Programmatik derartig prak-
tisch rechts überholt, dass Merkel und Wester-
welle (letzterer weniger als erstere) zwischenzeit-
lich Mühe hatten, das politische Abstandsgebot
wieder herzustellen. Kurz: Rot-Grün hat das po-
litische Spektrum nach rechts verschoben. Die
eigentliche Zäsur in der bundesdeutschen Nach-
kriegspolitik findet nicht als Folge eines schwarz-
gelben Wahlsieges statt, sondern sie ist bereits
über die Bühne gegangen.

In der einstmals für die Gewerkschaften
nicht unwichtigen Friedensfrage hat Rot-Grün
die Militarisierung der Außenpolitik unter dem
unsäglichen Diktum Fischers, dass dies die Lehre
aus Auschwitz sei, entschieden vorangetrieben.
Die viel akklamierte und von fragwürdigen 
Motiven geleitete deutsche Abstinenz im letzten
Golfkrieg wurde gerade auf Gewerkschaftsseite
heftig begrüßt. Das Statement von Struck, die
Verteidigung der Bundesrepublik beginne jetzt
am Hindukusch, wurde dagegen eher überhört.

Selten ging es den Unternehmen so gut wie
unter Rot-Grün. Während, wie auch Bsirske
feststellt, kräftig von unten nach oben umverteilt
wurde, wurden zugleich die Kommunen und die
öffentliche Hand systematisch entreichert. Zur
Agenda 2010 ist in dieser Zeitschrift schon so
viel gesagt worden, dass hier auf Details verzich-
tet werden kann. Rot-Grün hat in der Tat für
Nachhaltigkeit gesorgt, wenn auch nicht beim
Atomausstieg, worüber sich manche bei ver.di
und der IG BCE sogar freuen werden. Nachwir-
ken wird die Privatisierung von Beschäftigungs-
und Lebensrisiken, die Abschaffung der Arbeits-
losenhilfe und vor allem der Einstellungswandel
gegenüber denjenigen am unteren Ende der Aus-
beutungspyramide. »Jeder ist seines Glückes
Schmied«, und »wer arbeiten will, findet auch
welche«, gelangten zu erneuerter Prominenz, der
Arbeitslose wurde wieder zum Faulenzer und als
sozial gilt, was Arbeit schafft. Verteilungsgerech-
tigkeit wurde zur Chancengerechtigkeit und 
Reform zum Begriff für bessere Markt- und
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So weit so einheitsgewerkschaftlich. Es kenn-
zeichnet die gegenwärtige Bedeutung der 
Gewerkschaften, dass derlei Stellungnahmen nur
mäßige Aufmerksamkeit und Resonanz finden.
Angesichts der vorgestellten Positionen drängt
sich auf: »Und dies ist auch gut so«.

Dass die Gründung eines sozialdemokrati-
schen Wahlbündnisses – und um nichts anderes
würde es sich bei einer gemeinsamen Kandidatur
von PDS und WASG handeln – angeblich die
Linke spalte, zeigt, wo Peters und Sommer trotz
allen Gemotzes über die neoliberale Politik der
SPD selbige verorten. Die Alternative soziale
oder pure Marktwirtschaft, die Schmoldt be-
schreibt, nimmt lediglich die Grundlinie des 
sozialdemokratischen Wahlkampfs vorweg und
stimmt die Mitglieder schon mal drauf ein, dass
»schwierige Reformen« in jedem Fall zu erwarten
sind. Da werden manche, so wie bereits in NRW,
dann doch lieber gleich für Marktwirtschaft pur
und die Partei mit den besseren Beziehungen
zum Chef votieren. Von Schmoldts Statement
unterscheidet sich die Dramatisierung der Neu-
wahlen im September durch Bsirske. Hier, so
scheint es zumindest, wird tatsächlich geglaubt,
dass es im September um Entscheidendes geht –
nicht zuletzt für die Gewerkschaften.

Aber ist dies wirklich so?
Bsirskes Szenario hat einen entscheidenden

Mangel: Die von ihm behaupteten Alternativen
stehen sich im September doch gar nicht als 
oppositionelle Blöcke gegenüber. Sein Wunsch
nach einer keynesianisch angehauchten Wende
in der Wirtschaftspolitik wird wahlprogramma-
tisch am besten von PDS/WASG bedient wer-
den, wobei angesichts der Politik des rot-roten
Berliner Senats gegenüber den Gewerkschaften
und speziell gegenüber ver.di euphemistisch aus-
gedrückt auch keine wahre Freude aufkommen
kann – von der Haltung zu Hartz IV ganz zu
schweigen. Da Bsirske diese Formation aber
wohl nicht meint, stellt sich die Frage, wen er
dann meint. Rot-Grün und CDU/CSU, FDP
haben doch längst einen breiten neoliberalen
Konsens gefunden. Streng genommen hat sich

Nach der Wahl ist grad’ egal?
Eher Kontinuität als Zäsur: 
Das Ende von Rot-Grün und die Gewerkschaften
Es gab wohl keine wichtige Landtagswahl, die so
schnell publizistisch abgewickelt wurde wie die
NRW-Wahl 2005. Schröder macht’s möglich –
zum letzten Mal vermutlich, denn im September
ist aller Voraussicht nach Schicht. Nicht gestürzt
durch eine mächtige soziale Protestbewegung,
sondern gestolpert über eine Zahl. Mehr als fünf
Millionen Arbeitslose auf Grund einer Fehlkal-
kulation der Hartz IV-Strategen, dies war dann
doch etwas zuviel. Wer wie Schröder dauernd be-
tont, es gebe keine Alternativen, er könne »keine
andere Politik«, und dazu eine penetrante Verfla-
chung und Personalisierung der öffentlichen De-
batte betreibt, braucht sich eigentlich nicht wun-
dern, wenn am Ende zwar kein prinzipiell ande-
res Programm, aber ein neues Gesicht gewählt
wird. Wenn nichts gravierendes dazwischen
kommt, regiert also ab Oktober die CDU allei-
ne, in einer Koalition mit der FDP oder in einer
Großen Koalition mit der SPD als Juniorpartner.

Die letztgenannte Variante wird trotz aller ge-
quält demonstrativen Schulterschlüsse von Rot-
Grün von relevanten Teilen des SPD-Establish-
ments als die günstigste aller denkbaren Wahl-
ausgänge favorisiert. Hierin werden ihnen auch
etliche in den Gewerkschaften folgen. Ein Teil,
weil er – wie die IGBCE-Spitze – schon 1989
diese Option bevorzugt hätte, um die Grünen
außen vor zu halten, und andere, weil sie sich
realpolitisch kein anderes kleineres Übel vorstel-
len können.

Eine Wahlempfehlung des DGB zu Gunsten
der SPD, so Michael Sommer in der Zeit vom
25. Mai 2005, werde es nicht geben. Schließlich
seien einige Auseinandersetzungen im Zusam-
menhang mit der Agenda 2010 noch nicht ver-
gessen. Bei der CDU entdeckt er widersprüchli-
che, ergo auch positive Signale, und als erklärter
Hauptgegner ist die FDP ausgemacht. Trotz par-
tieller Sympathien mit Oskar Lafontaine lehnt
Sommer ebenso wie Jürgen Peters ein Wahl-
bündnis aus PDS und WASG ab. Dies spalte nur
die Linke, so ihr Verdikt.

Und dies angesichts einer vermeintlich bevor-
stehenden Schicksalswahl. lG BCE Vorsitzender
Schmoldt, der als schnellster aus der ersten Reihe
der Gewerkschaften noch am Wahlabend Schrö-
der für die »einzig richtige Entscheidung« lobte,
sieht die nächste Bundestagswahl als Grund-
satzentscheidung zwischen einer »sozialen Markt-
wirtschaft mit zum Teil schwierigen Reformen«
und einer »Marktwirtschaft pur« mit viel schlim-
meren Auswirkungen für Beschäftigte und Ar-
beitslose. Auch Frank Bsirske, der sonst selten
mit Schmoldt auf einer Linie steht, sieht die
Bundesrepublik im Herbst am Scheideweg: ent-
weder, so Bsirske im Tagesspiegel, gehe es danach
noch tiefer in die Krise oder mit Wachstumsim-
pulsen aus ihr heraus. Leider lässt er völlig im
Dunkeln, welche Partei denn für die zweite Al-
ternative stehen soll. Schwarz-Gelb, so Bsirske,
sei gleichbedeutend mit dem Rückfall in die 50er
Jahre, von einer solchen Koalition erwarte er eine
»Kampfansage an Arbeitslose und Arbeitneh-
mer«. Rot-Grün hingegen habe durch eine Um-
verteilung von unten nach oben eine Wertever-
schiebung herbeigeführt, und zwar vom »moder-
nen Sozialstaat« hin zum »Fürsorgestaat, in dem
die Bürger in eine Bittstellerrolle gegenüber dem
Staat gedrängt werden«.
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werden. Folgerichtig erscheint der Staat erst
beim Versuch, den Kapitalismus abzuschaf-
fen und den Kommunismus einzuführen.
Das wiederum würde doch jedes Kind stut-
zig machen: So wichtig und richtig
Adamczaks Versuch ist, grundlegende gesell-
schaftliche Veränderungen eben gerade nicht
staatsfixiert und politizistisch zu denken, so
verkürzt ist es doch dann, von der staatlich-
politischen Ebene einfach zu abstrahieren...

Was in der »kleinen geschichte wie alles
anders wird« dergestalt als blinder Fleck
bleibt, offenbart seinen theoretischen Grund
in Adamczaks großem »Epilog«, wo der
künstliche, anregend spielerische »Kinder-
buch«-Horizont wieder über-(oder hinter?-)
schritten wird, wo – sozusagen »jetzt aber
mal im Ernst unter uns Großen« – das Wort
an alle (vermeintlich) mit den großen Theo-
rien von Marx, Adorno u.a. Erwachsenge-
wordenen und an alle mit den akademischen
Verbindlichkeiten des »Postmarxismus« und
der »Gender Studies« Initiierten gerichtet
wird. Schon der Titel des Epilogs »zur kon-
struktion eines kommunistischen begehrens«
kündigt ein »radikal« konstruktivistisches
Credo an. Der Konstruktivismus aber wird
hier – und das ist das eigentlich neuartige,
anregende Moment dieses Versuchs – auf das
alte Transformationsgesellschaftsproblem des
wissenschaftlichen Communismus »ange-
wandt«. In der uneigentlich-poppigen Ver-
packung als »kleine geschichte« für »Kinder«
ist also ein alles andere als bescheidener An-
spruch versteckt, und dieser greift dann wie-
derum doch noch einmal auf eine Art
»Großtheorie« zurück, an die er sich klam-
mern zu müssen glaubt: Wir meinen den
theoretischen Kern von Adamczaks Erzähl-
experiment, nämlich eine bestimmte, noch
einmal radikal-konstruktivistisch überbotene
Postone-Adaptation. Wir können an dieser
Stelle nur auf die drei theoretisch folgen-
reichsten »Axiome« Moishe Postones selbst
hinweisen, die im Epilog behandelt werden: 

1) das Kippen des Marxschen Arbeitsbe-
griffs;

2) das Auseinanderreißen und die Konfu-
sion der in der Kritik der politischen Öko-
nomie analytisch unterschiedenen Sphären
(Produktion, Austausch/Zirkulation, Distri-
bution und Konsumtion), sowie die Krea-
tion eines verkehrten Dualismus von »Pro-
duktions«- versus »Reproduktionssphäre«;

3) das Eskamotieren des treibenden Wi-
derspruchs von Lohnarbeit und Kapital und
das Ersetzen des Proletariats als das Kapital-
verhältnis der Wirklichkeit nach produzie-
rendes Objekt/Subjekt und der Möglichkeit
nach auch aufhebungsfähiges Subjekt durch
das hypothetische Subjekt, das bei Postone
als  »the emerging critique« am Horizont
auftaucht: eine revolutionäre Kritik ohne
Klassensubstrat.2 Dieses weltgeistige Subjekt-
Surrogat Moishe Postones kann stattdessen

Produktionsverhältnisse auswirkt, die alsbald
wieder die alten werden, oder (Versuch 
Nr. 4, S. 46ff.) weil die Menschen dem Ma-
schinenfetisch komplett aufsitzen und mei-
nen, sie seien nur dann frei, wenn nicht sie,
dafür aber die Maschinen arbeiten, oder
(Versuch Nr. 5, S. 49ff.) – nach diesem Ver-
such konsequent – weil sie die Dinge (ob
auch die Maschinen, bleibt im Text unklar)
stürmen und zerstören, damit sie nicht mehr
»von ihnen« beherrscht werden.

Beim sechsten – gelingenden – Versuch
werden dann endlich die Produktion(sver-
hältnisse) und Verkehrsverhältnisse befreit
und von den Menschen selbst bestimmt –
und zwar von allen. Die Befreiung liegt in
der Selbstbestimmung auch der Arbeit, die
keineswegs einfach und gemütlich oder wi-
derspruchslos ist: »Das ist nicht wenig, was
sich die Menschen da vorgenommen haben.
Aber so viel ist es nun auch wieder nicht.
Vor allem aber treffen sich die Menschen
jetzt ständig, denn sie müssen über alles
selbst diskutieren und wollen keine Ent-
scheidung mehr irgendwelchen Topfmen-
schen (der große Topf ist das kindliche Bild
für den Staat; die Rezensenten) überlassen,
die es auch gar nicht mehr gibt. Stattdessen
verändern sie selbst alles. So oft sie wollen.«
(S. 53) Die Menschen machen jetzt – in aller
Freiheit und erfreulichen Unterschiedlichkeit
(S. 54) – ihre Geschichte endlich selbst. Dies
der einleuchtende und erfrischend unzeitge-
mäße Teil der Erzählung.

Eher dem Zeitgeist verhaftet scheint
Adamczaks Umgang mit dem Problem der

Gesellschaftsklassen im Kapitalismus. Als
wesentlicher Unterschied zwischen Feudalis-
mus, also der Zeit, in der noch die Königin-
nen und Prinzessinnen regierten (S. 12), und
dem Kapitalismus wird zunächst richtig die
Herrschaft der Dinge festgehalten. »Das ist
natürlich nicht im wörtlichen Sinne ge-
meint, denn selbstverständlich können Din-
ge gar nichts tun, schon gar nicht einen
Menschen beherrschen, denn es sind ja nur
Dinge. Es sind ja auch nicht alle Dinge, die
die Menschen beherrschen, sondern nur
ganz bestimmte oder besser: eine ganz be-
stimmte Form der Dinge.« (S. 7) Diese
Form bekommen die Dinge durch die kapi-
talistische Produktions- und Vergesellschaf-
tungsweise und die ihnen entsprechenden
Herrschaftsverhältnisse. Dass die Menschen
in dieser Gesellschaft zwar alle, aber nicht
alle in gleicher Weise dem Kapitalverhältnis
unterworfen sind, dass dieses Verhältnis also
sich klassenförmig gestaltet, findet man
nicht in Adamczaks Erzählung. Folgerichtig
ist bei ihr die Aufhebung des Kapitalismus
und die Einführung des Kommunismus
auch kein Prozess sozialer Auseinanderset-
zungen, gar von Klassenkämpfen, sondern
folgt dem rationalen Beschluss der von einer
(Unterkonsumtions-)Krise betroffenen Men-
schen. Die Revolution findet gewissermaßen
auf dem Abenteuerspielplatz eines fiktiven
»herrschaftsfreien Diskurses« statt. In der
hier geschilderten kapitalistischen Gesell-
schaft scheint es keine prinzipiell wider-
sprüchlichen Interessen zu geben. Die Erfah-
rung der Krise lässt alle Menschen – noch
unter den Bedingungen des Kapitalismus –
gleichermaßen erkennen, dass nur »der
Kommunismus sie glücklich macht« (S. 30).
Es ist konsequent, wenn deshalb die notwen-
dige politische Form der kapitalistischen Ge-
sellschaft, der Staat, in Adamczaks Beschrei-
bung des Kapitalismus nicht auftaucht, denn
die Allgemeinheit, die der Staat in der kapi-
talistischen Gesellschaft für sich beansprucht
und die er auch – über die Besonderheiten
der Gesellschaft hinweg – herstellt und her-
stellen muss, ist in Adamczaks Kapitalismus
schon gesellschaftliche Wirklichkeit. Weder
das Verhältnis des Staats zum Kapital, ja und
auch zur Klasse der Kapitalistinnen, noch
das Verhältnis der Gesellschaftsklassen zuei-
nander braucht dann noch thematisiert zu

Wenn schon die Mehrheit der Erwachsenen
nichts mehr vom Kommunismus bzw. der
Notwendigkeit desselben für alle, die in ei-
ner freien Gesellschaft leben wollen, wissen
will, dann muss er eben mit den Kindern
diskutiert werden. Eine naheliegende Idee?!
Bini Adamczak liest seit einiger Zeit auf ver-
schiedenen linken Veranstaltungen ihre
»kleine geschichte, wie endlich alles anders
wird« unter dem Titel »Kommunismus für
Kinder« vor, womit die Programmatik deut-
licher wird als in der abgewandelten Fassung
des Buchtitels. Aus einer sehr reflektierten
Perspektive und vor dem Hintergrund der
Kenntnisse der kritischen Debatten um die
Kritik der politischen Ökonomie wie der
Geschichte des praktischen Kommunismus
versucht die Autorin, auf vermeintlich kind-
liche Weise zu erklären, was Kapitalismus ist
und was bzw. wie Kommunismus sein
könnte.1

Was alle möglichen »Expertinnen«, So-
zialwissenschaftlerinnen und »Kennerinnen«
dieser unserer Gesellschaftsordnung nicht
mehr sehen (wollen), was aber aus kindli-
cher, unmittelbarer Sicht nicht zu übersehen
ist, ist in Adamczaks Erzählung der spezifi-
sche Charakter der Produktion der Waren,
die den Kapitalismus ausmacht. Aus der Per-
spektive »des Kindes« scheint es noch mög-
lich zu erkennen, dass das entscheidende
Herrschaftsverhältnis im Kapitalismus der
Zwang zur (Lohn-)Arbeit und die davon ab-
hängigen Arbeits- und Lebensbedingungen
sind. Entsprechend drehen sich auch die
Aufhebungs-, also Kommunismusversuche
letztendlich darum, wie die gesellschaftliche
Arbeit bzw. die Produktion insgesamt anders
organisiert werden soll. Allerdings gibt es
mehrere Anläufe, und die ersten fünf Versu-
che des Kommunismus scheitern an ihrer
Einseitigkeit, weil sie entweder (Versuch 
Nr. 1, S. 32ff. und Versuch Nr. 3, S. 40ff.)
in Staatskommunismus münden (es versteht
sich von selbst, dass der Unterschied zwi-
schen Sozialismus und Kommunismus für
Kinder nachrangig ist) und deshalb Herr-
schaftsverhältnisse bleiben, oder (Versuch
Nr. 2, S. 35ff.) weil die Menschen zwar ge-
sellschaftlich produzieren, aber die Markt-
verhältnisse, also Wert-, Austausch- und
Geldverhältnisse beibehalten und sich das
binnen kurzem unmittelbar wieder auf ihre

schlechtere Lebensbedingungen. Die
»Kapitalismuskritik« von Müntefe-
ring schloss problemlos am ideologi-
schen Flachpassspiel von Rot-Grün
an. Und, nicht zu vergessen schließ-
lich: die von der SPD-Spitze aktiv
betriebene politische Demontage
der Gewerkschaften.

Dass all dies vor dem Hinter-
grund sich verändernder ökonomi-
scher Rahmenbedingungen statt-
fand, soll nicht unterschlagen wer-
den, doch bleibt, dass eine Regie-
rung weder lediglich Gefangene der
Umstände noch schiere Weisungs-
empfängerin der Unternehmen ist.
Sie hat Spielräume, und Rot-Grün
hat sie zur sozialpolitischen Wende
genutzt. Sie hat dadurch nicht zu-
letzt für Anschlussfähigkeit gesorgt. 

Selten hat eine Regierung die
Geschäftsübergabe an die Konkur-
renz so gut vorbereitet wie diese. Die
entscheidenden Breschen sind ge-
schlagen, eine neue Regierung kann

da anschließen, wo Rot-Grün aufge-
hört hat. Was die Gewerkschaften
anbelangt, so sind die Grundlagen
gelegt, nach der politischen auch de-
ren institutionelle Schwächung ein-
zuleiten – Stichworte: Günstigkeits-
prinzip, gesetzliche Öffnungsklau-
seln bei Tarifverträgen, Einschrän-
kung der Mitbestimmung.

Jetzt, wo nun ganz plötzlich auch
offiziell Schluss ist mit dem einst-
mals vielbeschworenen »rot-grünen
Projekt«, steht die einstmalige Re-
formhoffnung nackt da – mit dem
Dosenpfand in der Hand. Eine
Überzeichnung? Wiegen Homoehe
und eine bei Lichte besehen doch
eher dünne Reform des Staatsbür-
gerschaftsrechts tatsächlich die »Re-
formen« auf? Hätten es »die ande-
ren« wirklich noch schlimmer ge-
bracht, oder ist es nicht umgekehrt
so, dass vieles genau nur mit Rot-
Grün relativ reibungsfrei durchzu-
setzen war?

Natürlich kann nicht ernsthaft
bestritten werden, dass es bezüglich
der Frage, wie mit den Gewerkschaf-
ten umgegangen werden soll, bei 
aller Annäherung durchaus noch
Unterschiede zwischen den Parteien
gibt, und die Vorstellung, Wester-
welle könnte mal so richtig durch-
ziehen, hat in der Tat beunruhigen-
de Aspekte. Der unangenehmste ist,
dass zur Zeit kaum vorstellbar er-
scheint, dass die Gewerkschaften
überhaupt in der Lage wären, sich
gegen die von Bsirske befürchtete
Kampfansage von Schwarz-Gelb ef-
fektiv zur Wehr zu setzen. Der tarif-
politischen Offensive von Unterneh-
men und öffentlichen Arbeitgebern
haben sie zusehends weniger entge-
genzusetzen. Nicht die abgelaufene
Stahltarifrunde, in der die Unter-
nehmen angesichts einer blenden-
den Konjunktur vor der Urabstim-
mungsdrohung einknickten und zu-
gleich die IG Metall – ganz montan-

mitbestimmte Ordnungsmacht –
auf den großen Streik verzichtete,
sondern die noch laufende Tarifrun-
de im öffentlichen Dienst der Län-
der ist repräsentativ für das gesell-
schaftliche Kräfteverhältnis. Die
»dokumentierte Ohnmacht« ermu-
tigt, wie Oskar Negt zu Recht fest-
stellt, die Hardliner im Unterneh-
merlager (Sozialismus, April 2005).
Zugleich sorgt sie aber auch für eine
zunehmende Erosion der verbliebe-
nen Organisationsmacht der Ge-
werkschaften – wahrgenomme
Schwäche ist kein Beitrittsgrund. 

An ihrer Situation haben die Ge-
werkschaften natürlich auch ihre ei-
genen Anteile. Sie waren keineswegs
nur blind gegenüber der Entwick-
lung von Rot-Grün, sondern haben
lange Zeit deren Politik mitgetragen.
Als im Kern sozialdemokratisch-kon-
servative Massenorganisationen sind
die Gewerkschaften geprägt vom
Spagat zwischen Mitverantwortung

für den Standort und der damit ver-
bundenen Hoffnung, vom Sieg im
internationalen Konkurrenzkampf
partizipieren zu können, und der
Ablehnung einzelner Konsequenzen
dieser Politik. Die unsäglich hohlen
Positionen von Müntefering stoßen
auf bedauerlich große Resonanz.
Verkürzte »Kapitalismuskritik« ge-
hört bei vielen FunktionärInnen zum
langjährig geübten politischen und
rhetorischen Repertoire. Das Titel-
bild der Mai-Ausgabe von Metall, in
der ein als Stechmücke dargestellter,
selbstverständlich amerikanischer
Kapitalist als Blutsauger karikiert
wird, ist hierfür beredte Illustration.
Die etwas niveauvollere Kapitalis-
muskritik, die sich ja durchaus auch
innerhalb der Gewerkschaften finden
lässt, ist hier bisher so minderheitlich
verankert wie in der Gesellschaft.
Dass die Unternehmer nach 1989
/90 zunehmend weniger Grund zur
Sozialpartnerschaft alten Stils sehen,

Kleine Geschichte, wie 
endlich alles anders wird ...
besprochen von Nadja Rakowitz und Peter Christoph*

Bini Adamczak:
»KOMMUNISMUS. kleine

geschichte, wie endlich alles
anders wird«, Münster 2004,

Unrast Verlag, 78 Seiten,
8 Euro, ISBN 3-89771-430-2



sondern nun schiere Unterwerfung
wollen, hat die Gewerkschaftsspit-
zen ebenso irritiert wie große Teile
der Basis. Das gleiche gilt für den
Bruch der SPD mit den Gewerk-
schaften, den manche nun schon
wieder in einer gemeinsamen Oppo-
sition gegen Schwarz-Gelb gekittet
sehen wollen und dabei dessen Tiefe
unterschätzen. 

Auf die aktuellen Herausforde-
rungen eine dem gewandelten Ka-
pitalismus angemessene, handlungs-
fähige Antwort zu finden, ist wich-
tiger für die Zukunft der Gewerk-
schaften, als der Wahlausgang im
September. Auch wenn Schwarz-
Gelb gewinnt, geht es nicht zurück
in die 50er Jahre, sondern ins näch-
ste Jahrzehnt. Wem die Gewerk-
schaften nicht egal sind, den be-
schleicht das ungemütliche Gefühl,
dass sie darauf nicht wirklich gut
vorbereitet sind.

R. Müller

A express 5/2005 3

»die Menschen« nicht mehr funktionieren
und konkurrieren, wie es eine Große Ge-
schichte ihnen vorschreiben will, sondern
wenn sie ihr gesellschaftliches Begehren als
selbstgemachte Geschichten und gesell-
schaftliches Abenteuer selbstbewusst definie-
ren, ihre Träume richtig deuten und in Rea-
lität umsetzen lernen.4 Kleine und Große
Geschichte schließen subjektivitätstheore-
tisch ganz realistisch: »Wenn der Rahmen
des Machbaren auch das Wünschbare be-
grenzt, dann wäre das Wünschen schon

wünschenswert.« (S. 78) Wir sehen
bei Bini Adamczak eine Überspan-
nung des »radikalen« Konstruktivis-
mus, womit sie ihrem abstrakt ver-
nünftigen Postulat nachzuhelfen ver-
sucht: »Es muss erfunden, es muss
gewollt werden. Das Begehren be-
gehren.« (S. 78) Bini Adamczak will
zwar nicht utopisieren (S. 61, 75),
aber sie tut es. So schließt der kon-
struktivistische Imperativ kategorisch
seine voluntaristische Quadratur des
Teufelskreises. Während hier der Epi-
log im Subjektivismus stecken bleibt,
ist die kleine geschichte zum Glück
schon zum Spiel mit den Optionen
communistischer Produktion und
Verteilung weitergegangen – über die
kinderbüchenen Zeiten hinaus, als
das Wünschen noch geholfen hat.

*  Peter Christoph lebt in Frankfurt/M und be-
treibt »wilde Theoriebildung« im Rahmen der
sozialistischen studienvereinigung e.V. / theorie
praxis lokal

Anmerkungen:
1) Das Buch besteht aus der (Kinder) »geschichte wie alles

anders wird« (S. 5-55) und aus einem »Erwachse-
nen«Epilog: »zur konstruktion eines kommunistischen
begehrens« (S. 57-78)

2) www.sozialistische-studienvereinigung.frankfurt.org,
unter: Lektürekurse / Bericht über den Lektürekurs Po-
stone »Time, Labor, and Social Domination« aus
2003

3) Vgl. Karl Marx: »Grundrisse der Kritik der politischen
Ökonomie«, MEW 42, Berlin 1983

4) Dem darf heute erst recht ökonomiekritisch mit
Marx’ Traum-Deutungsmethode geantwortet wer-
den: »Die Reform des Bewußtseins besteht nur darin,
daß man die Welt ihr Bewußtsein innewerden läßt,
daß man sie aus dem Traum über sich selbst auf-
weckt, dass man ihre eigenen Aktionen ihr erklärt.
(...) Unser Wahlspruch mußs also sein, Reform des
Bewußtseins nicht durch Dogmen, sondern durch
Analysierung des mystischen, sich selbst unklaren Be-
wusstseins, trete es nun religiös oder politisch auf. Es
wird sich dann zeigen, daß die Welt längst den
Traum von einer Sache besitzt, von der sie nur das
Bewußtsein besitzen muß, um sie wirklich zu besit-
zen. Es wird sich zeigen, daß es sich nicht um einen
großen Gedankenstrich zwischen Vergangenheit und
Zukunft handelt, sondern um die Vollziehung der
Gedanken der Vergangenheit. Es wird sich endlich
zeigen, daß die Menschheit keine neue Arbeit be-
ginnt, sondern mit Bewußtsein ihre alte Arbeit zu-
standebringt.« Karl Marx: Brief an Arnold Ruge vom
September 1843, in den Deutsch-Französischen Jahr-
büchern, MEW 1, Berlin 1978, S. 346

mit der Befreiung der menschlichen Arbeit
von ihren historisch längst unnötigen Un-
lust-Momenten und blind-gesellschaftlichen
Reglements einhergehen muss und kann. Es
ist einer der ästhetisch-theoretischen Vorzüge
dieser »kleinen geschichte«, dass sie eher 
atmosphärisch als explizit die Aufhebungs-
möglichkeit von »Arbeitswelt« und »Lebens-
welt« à la »Freizeit« ineinander ebenso wie
von Arbeit und Spiel/Abenteuer ineinander
vorführen kann – also etwas, das Fourier
und Marx mit »travail attractif« oder »At-

traktion der Arbeit« unter den Bedingungen
ihrer gesellschaftlichen Emanzipation be-
zeichnet haben – und damit implizit vorweg
die modische ahistorische Dämonisierung
»der« Arbeit schlechthin, die ihr dann durch
die Hintertür des Epilogs doch noch zurück-
kommen will, zu ihrem Glück schon selber
dementiert. Die ästhetisch-literarische Er-
zählung für Kinder bewegt sich damit viel
näher und plastischer entlang den nach wie
vor wegweisenden, unabgegolten aktuell an-
regenden fragmentarischen Grundrissen der
Kritik der politischen Ökonomie von Marx3,
als die theoretischen Rückgriffe und -schläge
im draufgesetzten Epilog – dem »erwachsen-
gewordenen« Bewusstsein des vorüberge-
hend »postmarxistischen« Zeitgeistes Rech-
nung tragend – kenntlich werden lassen.

Was wir hier vom »erwachsenen« Aspekt
her als Regression empfinden mögen, erweist
sich allerdings in der Resultante – vom
Aspekt des uneigentlich Kindlichen – als
zeitbedingte List. Zeigt sie doch so oder so:
das staatsregulatorische Konstrukt »die Men-
schen« funktioniert als Erwachsenen-Ver-
hartzung bei Klassen- und Eigentumsfragen-
Ausblendung mit Sicherheit nicht. Dagegen
geht »kommunismus für kinder« erst, wenn

lediglich eine akademische bzw. esoterische
»kritische Kritik« repräsentieren oder letzt-
lich doch den »radikalreformistisch« zu
transformierenden Staat. Beides läuft dann
tatsächlich wiederum auf die »gesellschaftli-
che Herrschaft« einer Sorte Topfmenschen –
hinaus: Es muss einen Staat geben, weil das
hypothetische Subjekt der »emerging cri-
tique« sonst in der Luft hängt.

Auf der anderen Seite verdunkelt die Au-
torin der »kleinen geschichte« sich damit ge-
rade das Beste, was sie darin so plausibel – in

einem nur auf den ersten Blick naiven Rea-
lismus – erzählt: dass und wie »die« Men-
schen durch ihr vorab gesamtgesellschaftlich
planendes Zusammenspiel die Arbeit trans-
formieren lernen – als tastender, durch Ir-
rungen und Wirrungen zu einer bewussten
gesellschaftlichen Synthesis gelangender his-
torischer Prozess mit ungewissem Ausgang –,
wo zum Schluss hin genau so viel klarer ge-
worden ist: dass die Arbeit der Individuen
weder kapitalistisch noch staatssozialistisch
formbestimmt, d.h. fremdbestimmt und 
damit unter die Teilungen der gesellschaftli-
chen Arbeit subsumiert, individuell ver-
knechtet bleiben muss, noch dass sie einfach
»abgeschafft« werden kann (sehr wohl aber
ihre Warenform als Lohnarbeit), noch dass
eine Befreiung und Befriedigung der indivi-
duellen Bedürfnis- und Kreativitäts-Vielfalt
ohne Befreiung von den konkreten wie ab-
strakten Formprägungen der Arbeit unter
den historischen Bedingungen der Herr-
schaft von Menschen über Menschen als ge-
sellschaftliche (statt naturwüchsige) Leistung
denkbar und machbar ist.

Darüber hinaus postuliert sie, dass die
Befreiung der Menschen von ihren gesell-
schaftlich überkommenen Zwangsformen

Wir erinnern uns: 500 Mio. Euro Ein-
sparungen verlangte DaimlerChrysler
letztes Jahr von den Beschäftigten. Die
bekamen sie auch, und zwar von der IG
Metall, unterstützt von maßgeblichen Be-
triebsräten. Dafür gab es einen sog.
Standortsicherungsvertrag unter dem
schönen Titel »Zukunftspakt 2012«, der
einen »weitgehenden« Beschäftigungs-
schutz vorsah – abhängig von Wirtschaft-
lichkeit und Wettbewerbsfähigkeit des
Unternehmens. Mittlerweile ist nicht nur
das nächste Kostensparprogramm, dies-
mal unter dem Titel »Core« (Cost down,
Revenues up, Executions) und mit einem
Einsparvolumen von vier Mrd. Euro an-
gekündigt (s. express, Nr. 3/05). Auch
der »Ergänzungstarifvertrag industrie-
nahe Dienstleistungen« (DLTV), ein Be-

standteil des »Zukunftspakts«, der durch
die vielfältigen Öffnungsklauseln im letz-
ten Tarifwerk der IGM (Pforzheimer Ab-
schluss) ermöglicht wurde, soll nun
flächendeckend in allen Werken umge-
setzt werden. Die IGM und die für den
Zukunftspakt verantwortlichen Betriebs-
räte erhofften sich von diesem Tarifver-
trag ›zweiter Klasse‹ die Verhinderung
von Outsourcing, in Einzelfällen sogar
ein Insourcing bereits fremdvergebener
Arbeiten im Dienstleistungsbereich. Der
Clou: Das Dumpingmachwerk kommt
nur zur Anwendung, wenn die Betriebs-
räte Werk für Werk entsprechende Verein-
barungen abschließen – noch ist die Si-
tuation also offen. Die jüngst erschienene
Ausgabe der DC Workers News, einer
werks- und länderübergreifenden Zeit-

schrift, die auf Initiative der Daimler-
Koordination erscheint, gibt einen emp-
fehlenswerten Überblick über den Stand
der Umsetzungen in allen Werken und
den vielfältigen Widerstand, der sich ge-
gen die Anwendung des Billig-Tarifs regt.
Wir dokumentieren Auszüge.

Die Zukunftsvereinbarung 2012 hat
keine Dämme gegen weitere Ver-
schlechterungen gebaut, sondern
mittlerweile eine »Verzichtslawine«
in der Bundesrepublik ausgelöst. In-
zwischen laufen in nahezu allen DC-
Werken Verhandlungen zwischen
Werkleitung und Betriebsrat, um Be-
schäftigte in Dienstleistungsberei-
chen in den mit der »Zukunftsver-

einbarung 2012« vereinbarten
Dienstleistungstarifvertrag (DLTV)
zu überführen. Von den Verhandlun-
gen sind über 6 000 Kolleginnen und
Kollegen betroffen. Doch dagegen
entwickelt sich in den Werken Wi-
derstand, denn die Abschiebung in
diesen Billigtarif führt zur Spaltung
der Belegschaft und zu massiven Ver-
schlechterungen für die dort Be-
schäftigten!  

Der DLTV sieht eine Absenkung
der Lohnlinie um drei Prozent vor
und eine stufenweise Verlängerung
der Arbeitszeit auf 39 Wochenstun-
den ohne Lohnausgleich. Das wird in
diesen Bereichen weitere Arbeitsplät-
ze vernichten und bedeutet für den
einzelnen: mehr schuften für weniger
Geld! Der Samstag wird zum Regelar-
beitstag. Überstundenzuschläge gibt
es erst ab der 130. Stunde im Kalen-
derjahr. Für nach dem 9. August
2004 Neueingestellte kommt es noch
dicker: Für sie gilt die 39-Stunden-

Zweiklassentarif
Gemeinsamer Widerstand gegen Dienstleister-Billigtarif bei DC

Liebe Schwesterinnen und Schwestern, 

diese Verhältnisse sind überflüssig!
Noch in der letzten bildwelt-, und da-
her auch uns bewegenden Ausgabe
hatten wir an diesem Ort Demut und
Andacht betreffs glaubensgemein-
schaftlicher Erbfolge bestaunt. Einen
Monat später vollzieht sich in diesem
unseren (EU-)Lande über Nein, Non
und Nee ein dynastischer Bruch. Ob er
von (welt-)historischer Tragweite sein
wird, wie teils befürchtet, teils erhofft,
darf bezweifelt werden. »Gemach«,
wie politikerfahrene ver.di-Funktionä-
re sagen würden: Von einer ostdeut-
schen Regierungsvorsteherin, west(er)-
wellerischen Gewerkschaftszerschlä-
gern, becksteinernem law and order
(in Otto-Tradition) und zerstoibten
Finanzen wird bestimmt kein Orkan
aus-, aber ein gewaltiger Ruck durchs
Land gehen. Zu erwarten ist eher radi-
kalisierte Kontinuität bei den von Rot-
Grün mehr als eingeleiteten »Refor-
men« als der Ausbruch ansteckender
Revolutionitis, trotz und wegen zahl-
reicher Wahlalternativen. Und Verfas-
sung oder Wahlen hin oder her, die
Landarbeiter in Spanien, die Schneide-
rinnen in Bangladesch, die Kranken-
schwestern in Deutschland und die
Dienstleister beim Weltkonzern DC
werden weiter knechten müssen – so-
lange, bis endlich alles anders wird.
Von all’ dem werdet Ihr hier Einiges zu
lesen finden. Und weil das Auge ja mit-
liest und -isst, seht Ihr in der vorliegen-
den Ausgabe vor allem die Rückseite
unseres gemeinsamen, in diesem Falle
Gemüse-Binnenmarktes: die Plastikbe-
hausungen für Tomaten und Arbeiter
in Almeria. Die Bilder dieser Ausgabe
wurden in Südspanien aufgenommen
(s. Bericht S. 12) und zeigen, zu wel-
cher Normalität das christlich-abend-
ländische Europa fähig ist. Auf dass
der Appetit vergehe!

Erratum:
In den Artikel von Christa Sonnenfeld
auf Seite 1 der letzten Ausgabe hat
sich ein Fehler eingeschlichen: Statt 500
Euro muss es korrekt heißen, dass die
Wohlfahrtsverbände bis zu 350 Euro
für den Verwaltungsaufwand mit ihren
1-Euro-Sklaven erhalten – die Armen. 

In eigener Sache:
Ab sofort werden wir von der Deut-
schen Post AG nicht mehr benachrich-
tigt, wenn der »express« nicht zustell-
bar ist. Da Zeitungen nicht über Nach-
sendeanträge erfasst werden, gehö-
ren dazu auch etwaige Adressände-
rungen. Deshalb bitten wir Euch drin-
gend, uns über Adressänderungen um-
gehend zu informieren. Vielen Dank!
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»Manche Finanzinvestoren verschwenden kei-
nen Gedanken an die Menschen, deren Arbeits-
plätze sie vernichten – Sie bleiben anonym, ha-
ben kein Gesicht, fallen wie Heuschrecken-
schwärme über Unternehmen her, grasen sie ab
und ziehen weiter. Gegen diese Form von Ka-
pitalismus kämpfen wir.« (Müntefering in:
BamS, 16. April ‘05)

War das ein durchsichtiges Wahlkampf-
manöver? War es der Versuch, den linken
Flügel der SPD angesichts der drohenden
Niederlage zu beruhigen? Oder will eine be-
leidigte Regierungspartei jetzt etwa die Paro-
le ›keine Rechte ohne Pflichten‹ auch auf die
Kapitalseite anwenden? Versteht Müntefe-
ring seine eigene Politik nicht, oder sieht er
gar eine dahinter liegende höhere Moral der
Gerechtigkeit? 

Der SPD-Vorsitzende Müntefering kriti-
siert die »wachsende Macht des Kapitals«
und vergleicht Investoren mit Heuschre-
ckenschwärmen. Müntefering läuft damit
Gefahr, allen Kredit, den die SPD bei der
Wirtschaft mit ihrer neoliberalen Agenda
2010 – diesem »Grundkurs in modernem
Kapitalismus« (HaBla, 19. April ‘05) – ge-
wonnen hatte, zu verspielen. Deren bisherige
Wirtschaftspolitik – so fürchtet BDI-Chef
Thumann – werde unglaubwürdig (HaBla,
25. April ‘05). Das ist die undankbare Posi-
tion einer Partei, die, auch wenn sie letztlich
alle politischen Sichtweisen und Forderun-
gen der Unionsparteien z.T. übernommen,
z.T. sogar ›modernisiert‹ hat, für die Wirt-
schaftkreise doch immer nur zweite Wahl
sein wird. Die bemühte Kopie und nicht das
Original. 

Der Chefredakteur des Handelsblatts Zie-
semer stellt fest, dass Kanzler Schröder seinen
Amtseid nach »Paragraf (sic!) 56 des Grund-
gesetzes« verletzt habe (HaBla, 28. April
‘05): Es gehe ihm nicht darum, Schaden
vom Deutschen Volk abzuhalten, sondern
statt dessen die Landtagswahl in NRW zu
gewinnen. Für letzteres meinte die SPD, ge-
gen ihre eigene Politik agitieren zu müssen. 

Nicht Finanzinvestoren, wie Müntefering
sagt, gefährdeten unsere Demokratie, son-
dern Müntefering selbst gefährde mit seiner
Kapitalismuskritik die »freiheitliche Ord-
nung« (Tichy, HaBla, 22. April ‘05). Kanne-
giesser (Gesamtmetall) sieht mit der Erwäh-
nung des Staates in Münteferings Kapitalis-

die abwandernde traditionelle SPD-Klientel
zu bedienen. Doch der argumentative Eimer,
aus dem Müntefering sich bedient, ist der
konservativer Kapitalismuskritik. Sie ist zu-
tiefst nationalistisch, moralisch und bedient
im Antisemitismus virulente Bilder.

Zurecht vergleicht Porsche-Chef Wiede-
kind Münteferings Kapitalismuskritik mit
der unseres Papstes – der Unterschied sei,
dass Letzterem mit glänzenden Augen zuge-
jubelt werde (HaBla, 28. April ‘05). Das
Handelsblatt erinnert daran, dass die Agitato-

ren des Judenpogroms von 1819 auch die
Metapher der »Heuschrecken« benutzten.
Bezeichnender Weise wird in der gleichen
Ausgabe der Zeitung FDP-Chef Westerwelle
mit den Worten zitiert: »Die Gewerkschafts-
funktionäre sind das Unglück und die ei-
gentliche Heuschreckenplage unseres Lan-
des« (HaBla, 28. April ‘05). »Antisemitischer
Mob hier, Klassen sprengender Kapitalismus
dort, Antisemitismus und Antikapitalismus
marschieren im gleichen Schritt« (Ziesemer,
HaBla, 13. Mai ‘05). Die alten antisemiti-
schen Vorurteile verbänden sich mit den
modernen »gegen internationale Wirt-
schaftsbeziehungen, Börsengeschäfte und
globale Kapitaltransaktionen«. Das Wall
Street Journal schreibe zu Recht über Münte-
ferings Botschaft: »›Gutes deutsches Kapital‹
schaffe Arbeitsplätze, während ›ausländisch-
jüdisches Kapital‹ Jobs vernichte.« Der Leit-
artikel der WamS sieht es ähnlich: »Antikapi-
talismus und Antisemitismus liegen dicht

woche sofort. Das Wochenende wird
als reguläre Arbeitszeit miteinbezo-
gen. Schichtzuschläge entfallen ganz.
Damit nicht genug, sie bekommen
auch noch 20 Prozent weniger An-
fangslohn bis zur Einführung von
ERA, und wie hoch der Lohn danach
ist, steht noch in den Sternen! 

Rettungsinsel DLTV? 

Der DLTV kommt nur zur Anwen-
dung, wenn Werkleitung und Be-
triebsrat dies vereinbaren. Wollte
man den Argumenten des Gesamtbe-
triebsrates und der Befürworter des
DLTV Glauben schenken, wären mit
dessen Anwendung angeblich diese
Bereiche vor Fremdvergabe geschützt.
Doch eines ist sicher, der Vorstand
wird genüsslich darauf warten, bis die
externen Dienstleistungsunterneh-
men ihre Belegschaften erpressen, um
auch diesen Billigtarif zu unterbieten
– die nächste Erpressungsrunde wäre
vorprogrammiert. Ausdrücklich ist

für diesen Fall von einer »Anpassung
der Vereinbarung« die Rede: »Die Be-
triebsparteien können die Betriebs-
vereinbarung ... kündigen, wenn sich
die Wirtschaftlichkeit oder Wettbe-
werbsfähigkeit der einbezogenen
Dienstleistungsbereiche wesentlich
verändert hat... Zuvor haben die Ta-
rifvertrags- und Betriebsparteien Ge-
spräche zur Anpassung der Vereinba-
rung mit dem Ziel einer einvernehm-
lichen Regelung zu führen.« 

Wie diese Dumpinglawine wirkt,
zeigt das Beispiel einer Fremdfirma in
Untertürkheim (PAGO Elektric
GmbH): Um den Auftrag nicht zu
verlieren und um die Kostensen-
kungswünsche von DC zu erfüllen,
verlangt sie von ihren Beschäftigten
den Verzicht auf das komplette Weih-
nachtsgeld, Urlaubsgeld und auf sechs
Tage Jahresurlaub! Im Schreiben an
die PAGO-Mitarbeiter ist von »Spar-
maßnahmen unserer Kunden« (also
DC) die Rede. Warum also soll die
Firma Insourcing betreiben oder nicht

fremdvergeben, wenn sie Fremdfir-
men mit dem vom GBR abgesegne-
ten DLTV drangsalieren kann?

Gemeinsam 
gegen Fremdvergabe 

Gegen die ständigen Drohungen der
Firma mit Fremdvergabe, nicht nur
bei den Dienstleistern, sondern auch
in den Produktionsbereichen, hilft
nur der gemeinsame Widerstand der
gesamten Belegschaft. 

Lohnverzicht oder Lohndumping
hat noch nie Arbeitsplätze gesichert
und führt nur zu einem gegenseiti-
gen Niederkonkurrieren, zur Be-
schleunigung des Tempos in der Ab-
wärtsspirale! 

Die Kolleginnen in der Küche
verdienen bereits am untersten Ende
des Metalltarifs und schuften minde-
stens genauso hart wie die Kollegen
in der Produktion oder der Montage
– und jetzt sollen sie für die Profit-
gier des Vorstandes noch einmal zur

Ader gelassen werden? Zum Auto
bauen braucht man eben nicht nur
Getriebe, Motoren und Achsen, son-
dern auch eine warme Mahlzeit im
Bauch! Und weshalb soll nur der
nach Metalltarif bezahlt werden, der
an den Maschinen und Anlagen ma-
locht, nicht jedoch der, der Teile zu
den Montagewerken transportiert
(Fuhrpark)? 

Führen wir Zweiklassentarife bei
DC ein, verletzen wir wichtige ge-
werkschaftliche Grundsätze. Die
Spaltung der Belegschaft wird damit
verstärkt und der Flächentarifvertrag
durchlöchert. Beides führt zu einer
Schwächung der Gewerkschaften und
unserer Kampfkraft. Deshalb gehört
dem Widerstand der Dienstleister ge-
gen die Abschiebung in den Billigtarif
unsere volle Solidarität! Lassen wir
uns nicht spalten: Eine Belegschaft!
Eine Gewerkschaft! Ein Tarif! 

(Aus: DC Workers News, Zeitung von und
für KollegInnen bei DaimlerChrysler,

Nr. 2, Mai 2005)

muskritik bereits wieder die DDR am Hori-
zont heraufziehen (HaBla, 25. April ‘05).
Auch EU-Wettbewerbskommissarin Kroes
ist enttäuscht, sie glaubte uns bereits in einer
»neuen Politikphase«, in der »vor allem Prag-
matismus zählt« (HaBla, 25. April ‘05).
Münteferings Äußerungen machen die Mar-
ke »Deutschland« im globalisierten Kampf
um Marktmacht und Gewinne schlecht, so
die im Arbeitgeberlager verbreitete Auffas-
sung. Sein Ausbruch wird als wirtschafts-
feindlich und klassenkämpferisch eingestuft
(Kannegiesser), es sei ein
»Rückfall in den Klassenkampf«
(Brüderle, HaBla, 14. April ‘05)
– kann es ein vernichtenderes
Urteil geben? Arbeitgeberpräsi-
dent Hundt, der Müntefering
Realitätsferne vorwirft, sieht
sich zu einer Klarstellung veran-
lasst: Davon, dass die Men-
schen zum Produktionsfaktor
verkürzt würden, könne keine
Rede sein (HaBla, 14. April
‘05). Wir sind beruhigt!

Ausländisches Kapital zer-
stört deutsche Arbeitsplätze.
Gesunde deutsche Firmen wer-
den platt gemacht, Geschäfte-
macher stopfen sich die Ta-
schen voll, und der Staat soll
dabei zusehen? »Staatsskepsis ist
ein Irrweg«, so Müntefering (HaBla, 14.
April ‘05). SPD-Wirtschaftspolitiker Wend
steht ihm bei (HaBla, 14. April ‘05): Die
rücksichtslose Orientierung am kurzfristigen
Profit sei für den Standort Deutschland
problematisch. Beklagt wird, dass Unterneh-
mer neben Renditezielen keine gesellschaftli-
chen Unternehmensziele mehr hätten – nur
ist das Renditeziel bereits ihr wahres und
einziges gesellschaftliches Unternehmensziel.
Dies dürfen sie bei Strafe des Untergangs
nicht verfehlen! 

Der SPD, derzeit bundesweit in den
Umfragen deutlich unter 30 Prozent, strate-
gische Spiele zu unterstellen, liegt nahe. Im
SPD-Keller scheint noch ein ranziger Eimer
rotschimmernde Klassenkampffarbe gefun-
den, mit der die Politik fürs Kapital kurzfris-
tig übertüncht wird – bis sie vom ersten Re-
gen nach der Wahl wieder abgewaschen ist.
Und dies für alle offensichtlich, um – im
Rahmen einer parteiinternen Rollenteilung –

beieinander. Müntefering vermischt diese
Ressentiments. Sein Gebräu würzt er mit
Isolationismus und Nationalismus« (WamS,
1. Mai ‘05). Beschrieben wird »Münteferings
nationaler Sozialismus« (WamS) bzw. sein
»völkischer Antikapitalismus von Links« 
(hagalil.com, 9. Mai ‘05).

Fast beängstigend wirkt die SPD-Linke,
die angesichts von Münteferings Ausfall nun
»Maßnahmen« fordert! Fatal wird Politik,
wenn die Politiker selbst sie glauben! Ihre
Replik bleibt jedoch ebenso unglaubwürdig
wie Müntefering selbst, indem sie trotz aller
Kritik den einigenden Treueschwur zu Par-
tei, Vaterland und Agenda 2010 ablegt.

Münteferings Position war von Anfang
an populistisch und zutiefst unglaubwürdig:
Über Forderungen der Partei-Linken nach
höheren Belastungen für Reiche bzw. einer
Vermögenssteuer konnte er sich bis vor kur-
zem noch öffentlich amüsieren. Auch dass
Fonds ja auch das Geld von Arbeitnehmern

verwalten, kam ihm in
den Sinn! Konzernsteuer-
sätze werden reduziert,
Firmenerben von der Erb-
schaftssteuer befreit. Die
Kapitalismuskritik nach
der Agenda 2010 wird be-
reits als Eingeständnis von
Politikunfähigkeit und die
Einstimmung auf die
nächste Oppositionszeit
interpretiert (Hanke, Ha-
Bla, 19. April ‘05). In der
WamS wird darauf verwie-
sen, dass auch die SPD-
geführte Regierung Fir-
men an »Wagnisfinan-
ziers« verkauft habe (Bun-
desdruckerei, Tank &
Rast). Müntefering habe

das »Geld der angloamerikanisch-jüdischen
Kapitalisten gern genommen« (WamS, 1.
Mai ‘05). 

Michael Hüther (DIW) sieht den Samen
der Kapitalismuskritik immer wieder aufkei-
men, solange Menschen »sich durch den
Mangel an Orientierung und Erklärung al-
lein gelassen« fühlten. Auch nach 57 (!) Jah-
ren sei die marktwirtschaftliche Ordnung
immer noch nicht selbstverständlich akzep-
tiert. »Dass Demokratie und Marktwirt-
schaft gleichermaßen aus der Entscheidung
für die Freiheit und der Fähigkeit zur Ver-
antwortung des Individuums resultieren, ist
für viele Bürger immer wieder eine Überra-
schung« (Habla, 13. Mai ‘05). Die Ökono-
men werden aufgefordert, endlich gute »Ar-
gumente für die zwangsläufige Moral« des
offenen Systems Marktwirtschaft zu liefern.
Alle sollen ihre faire Chance zum Mitma-
chen erhalten. Roland Tichy, Chefkolumnist
des HaBla, erinnert an den liberalen Ökono-

Rechte Kapitalismuskritik
Von der Schwierigkeit eines Kommentars angesichts der Effekte
eines ranzigen Eimers roter Klassenkampffarbe in der Presse   

Die Transmedia Projekt- und Ver-
lagsgesellschaft in Mannheim ist eine
hundertprozentige Tochter der Me-
dien Union Ludwigshafen (geschätz-
ter Jahresumsatz: 1,5 Milliarden
Euro) und beschäftigt zur Zeit noch
140 MitarbeiterInnen. Alleiniger
Auftraggeber ist die Bundesagentur
für Arbeit in Nürnberg. Für die Bun-
desagentur bearbeitet Transmedia das
Projekt KURS – die Datenbank für
Aus- und Weiterbildung. Diese Da-
tenbank ist in Europa die größte ih-
rer Art. In KURS werden Bildungs-
angebote aus Deutschland und dem
angrenzenden Ausland erfasst. 

Das Unternehmen wurde 1975
gegründet und war seit dieser Zeit
überwiegend mit der Bearbeitung
von Aufträgen der Bundesagentur

Medien-
Transmedia 



men Friedrich August von Hayek. Nicht
nur, dass dieser meinte, Freiheit sei als um-
fassendes Prinzip in der ganzen Gesellschaft
zu verwirklichen – was Tichy als eine Be-
stätigung seiner These ansieht, die Markt-
wirtschaft sei eine unabdingbare Vorausset-
zung für Demokratie – sondern auch, dass es
der Zusammenschluss von rechten und lin-
ken antikapitalistischen Kräften, »die Ver-
schmelzung des radikalen mit dem konserva-
tiven Sozialismus« war, die die Liberalität aus
Deutschland vertrieben habe. So kann –
Dank Münteferings Kapitalismuskritik – der
Kapitalismus als Wahrer von Freiheit und
Demokratie gefeiert werden! Ein Offenba-
rungseid linker Parteipolitik. 

Wenn die linke politische Satire meint,
sie fände heutzutage jede Menge dankbares
Material, zeigt dies nur die Grenze ihrer ei-
genen Auffassung. Eigentlich ist sie des Zer-
reißens des Schleiers überhoben, da dieser
bereits weitläufig als solcher gewusst wird.
Die bürgerliche Presse ›entlarvt‹ nicht nur
den Konservatismus und Nationalismus der
Regierung, ihren Populismus, sondern auch
die Konturlosigkeit der bürgerlichen Oppo-
sition. Was bleibt ist Zynismus. 

Die bürgerliche Opposition – so wird
festgestellt – unterscheide sich nur in Nuan-
cen von der rotgrünen Regierung (Habla,
13. Mai ‘05). Das Handelsblatt porträtiert
Kandidat Rüttgers als inhaltsleeres Nichts:
ein Mann ohne Eigenschaften, »bis zur Un-
kenntlichkeit sympathisch«, mit zentralen
»Wahlkampfslogans von bestürzender In-
haltslosigkeit« und konkreten Aussagen aus
dem »Zettelkasten der Unverbindlichkeit«
(HaBla, 20. Mai ‘05). Rüttgers gelte als Geg-
ner eines »kalten, unsozialen Neoliberalis-
mus und Turbokapitalismus«, jemand, der
sich im Wahljahr 2000 noch als »Sprecher
der Herz-Jesu-Gemeinde« präsentiert und
sich als »Treuhänder des kleinen Mannes
verkauft« habe. Heute zählt Friedrich Merz
zu seinen Beratern, und Rüttgers, der »im-
mer alles und das Gegenteil zugleich« sei,
inszeniert die Arbeitsteilung zwischen Tur-
bokapitalismus-Merz und Sozial-Laumann.
Gelegentlich wird beklagt, wenn sich auch
bei den Konservativen eine antiliberale
Grundstimmung finden lässt (HaBla, 19.
April ‘05).

Der politische Kommentar hat es schwer,
wenn die Absurdität und Widersprüchlich-
keit der politischen Eliten offen zur Schau
stehen. Münteferings wahltaktisches Manö-
ver wird überall als ein solches erkannt – ein
Kommentar von links scheint in gewisser
Hinsicht überflüssig. Der politische Kom-
mentar, der es sich zur Aufgabe macht aufzu-
zeigen, welchen Interessen Politik folgt, muss
sich mühen, Bedeutung zu erlangen. Im
Lichte brutalstmöglicher Öffentlichkeit wird
nur noch die Frage gestellt, wie konsequent

sich Politik – gerade auch jene, die mit ei-
nem erweiterten Allgemeinwohl argumen-
tiert – in die Logik der Herrschaft einfüge.

Das Elend gegenwärtiger sozialdemokra-
tischer Opposition ist: Der Neoliberalismus
wirkt offenbar nur, wenn er pur verabreicht
wird. Abgewählt wird ein halbherziger Neo-
liberalismus, der keine Ergebnisse zeigt und
zugleich auch keine andere Orientierung
eröffnet. Erinnert sei an ein altes Kanzler-
wort: Wer Visionen hat, solle zum Arzt ge-
hen. Das Weltbild »Marktwirtschaft« ist
breit akzeptiert. Vor diesem Hintergrund
wird endlich Wirkung gesucht, nicht Scho-
nung. 

Deutschland braucht keine teuren Arbei-
ter mehr. Braucht Deutschland überhaupt
noch welche? Wir sind am Markt eben an-
ders aufgestellt! Unsere Volkswirtschaft soll
um des allgemeinen nationalen Wohlstands
willen am internationalen Markt billigst zu
habende Arbeit teuer entlohnen? Warum? Es
lebe der Internationalismus! Parolen von ge-
stern wie die von der sozialen und ökologi-
schen Verantwortung, die einzuhalten sei,
wirken hilflos. Ausbeutung – das ist es, was
uns voranbringt, das ist Moses und die Pro-
pheten! Wer sagt, dass Ka-
pitalismus allen Spaß ma-
chen soll, was nützt der
Jammer über historische
Notwendigkeit?       T.G.

Quellen:
Rainer Brüderle »Rückfall in den

Klassenkampf«, in: HaBla,
14. April ‘05

Karl Doemens: SPD will wieder
mehr Staat machen, in: Ha-
Bla, 14. April ‘05

Thomas Hanke: Spalten statt ver-
söhnen, in: HaBla, 19. April
‘05

Karl Doemens, Max Steinbeis:
SPD-Linke fordert von Mün-
tefering nun Taten, in: Ha-
Bla, 19. April ‘05

Roland Tichy: Demokratie
braucht freie Märkte, in: Ha-
Bla, 22. April ‘05

Münteferings Kapitalismus-Kritik
entzweit Wirtschaft und SPD,
in: HaBla, 25. April ‘05

Thomas Sigmund, Max Steinbeis: Schartau distanziert
sich vom Aktionismus in seiner Partei, in: HaBla, 28.
April ‘05

Bernd Ziesemer: Vergessener Amtseid, in: HaBla, 28.
April ‘05

Karl Doemens: Münte macht mobil, in: HaBla, 29. April ‘05
Christoph Keese: Münteferings zerstörerisches Werk, in:

WamS, 1. Mai ‘05
Ingolf Seidel: Müntefering, Metall und Co.: Völkischer

Antikapitalismus von Links, in: hagalil.com, 9. Mai
2005

Bernd Ziesemer: Antikapitalismus und Antisemitismus,
in: HaBla, 13. Mai ‘05

Michael Hüther: Die Chance der Kapitalismuskritik, in:
HaBla, 13. Mai ‘05

Rüdiger Scheidges: Der Politiker ohne Eigenschaften, in:
HaBla, 20. Mai ‘05

So schnell kann es gehen: Eben noch hatte
die Regierung, um die populistische Kapita-
lismusschelte der SPD nicht völlig konse-
quenzlos aussehen zu lassen, beschlossen, das
Entsendegesetz auszuweiten, da ist nach ver-
lorener NRW-Wahl und angesichts der Neu-
wahl des Bundestags schon wieder fraglich,
ob dieser Vorschlag es noch in den Rang ei-
ner Gesetzesinitiative schafft. Auch die Un-
ternehmerlobbies, die gleich »Achtung Mas-
senarbeitslosigkeit!« riefen, haben längst wie-
der das Thema gewechselt.

Dies muss kein Nachteil sein, denn ent-
gegen dem von zahlreichen Medien vermit-
telten Eindruck handelte es sich bei dem
Vorschlag nicht um die Einführung allge-
meiner Mindestlöhne.

Dennoch freute sich der DGB über rich-
tige Schritte in richtige Richtungen. Auf den
ersten Blick schien die Regierungsinitiative
auch Charme zu haben. Immerhin gibt es
für die Bauwirtschaft inzwischen zwei tarif-
lich vereinbarte Mindestlöhne für Facharbei-
ter und so genannte ungelernte Arbeitskräf-
te, die zwar wie inzwischen üblich nach Ost-
und Westdeutschland differenziert sind, aber
zumindest auf dem Papier für alle Beschäf-
tigten gelten, die in Deutschland auf Bau-
stellen arbeiten.

Warum wäre dann die Ausweitung eines
solchen Mechanismus’ noch nicht einmal die
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beschäftigt. Dazu gehörten u.a. be-
rufliche Informationsmappen, Beruf
aktuell und das ABI/UNI-Magazin.
Im Jahr 1995 wurde das Unterneh-
men von der Medien Union aufge-
kauft. 1996 gewann das Unterneh-
men die Ausschreibung für KURS.
Seit dem 1. Juli 1997 wurde das Pro-
jekt – mit einer Laufzeit bis zum 30.
Juni 2005 – bearbeitet. Der Folge-
auftrag für die Weiterführung des
Projekts wurde am 15. April 2005
von der Bundesanstalt für Arbeit aus-
geschrieben.

Transmedia wird aber – auf Wei-
sung der Medien Union – nicht
mehr an der Ausschreibung teilneh-
men, sondern den Betrieb zum 30.
Juni 2005 stilllegen. Alle Mitarbeite-
rInnen haben mittlerweile ihre Kün-

digung erhalten.
Die Betriebs-

stilllegung wurde
von der Medien
Union offen-
sichtlich seit lan-

gem vorbereitet: Die 16 Millionen
Euro, die der Betrieb in den vergan-
genen Jahren als Gewinn erwirt-
schaftete, wurden über einen Beherr-
schungs- und Gewinnabführungs-
vertrag an die Medien Union (u.a.
Süddeutsche Zeitung, Rheinpfalz,
Stuttgarter Nachrichten, Stuttgarter
Zeitung) abgeführt. Zum Jahresende
2004 wurde dieser Vertrag gekün-
digt, um eine angemessene und sozi-
al ausgewogene Abfindungsregelung
zu verhindern. Durch problemati-
sche unternehmerische Entscheidun-
gen werden für das Jahr 2005 erheb-
liche Verluste erwartet. Zudem wur-
den in den vergangenen Jahren Ge-
schäftsbereiche ausgegliedert. So
schreibt Transmedia nun Verluste,
ohne auf die Gewinne der vorherigen

Jahre zurückgreifen zu können. In
den Sozialplanverhandlungen drohte
die Geschäftsleitung mit der Anmel-
dung eines Konkursverfahrens, sollte
das Abfindungsangebot von 0,4 Mo-
natsgehältern je Beschäftigungsjahr
nicht angenommen werden. Den-
noch ist es dem Transmedia-Be-
triebsrat gelungen, einen Sozialplan
mit einem Grundfaktor von 0,5 Mo-
natsgehältern zu erreichen. Zusätz-
lich wurde noch ein Härtefonds ein-
gerichtet, aus dem Zuschläge nach
sozialen Kriterien verteilt werden
können.

Im Laufe der Verhandlungen
stellte sich außerdem heraus, wie fest
die Konzernmutter Medien Union
die Presselandschaft in der Rhein-
Neckar-Region im Griff hat. Nicht
nur die firmeneigene Tageszeitung,
die Ludwigshafener Rheinpfalz,
schwieg sich aus. Auch der größte
Mitbewerber, der Mannheimer Mor-
gen, verweigerte die Berichterstat-
tung. 

Mittlerweile, so ist
aus dem Betriebsratsbüro
zu hören, recherchieren
Wirtschaftsjournalisten
für die überregionalen
Medien über die kompli-
zierten Verflechtungen
und das Geschäftsge-
baren des Medien Union-
Eigentümers Dieter
Schaub, der sich heim-
lich, still und leise eines
der größten Presseimperi-
en Deutschlands aufge-
baut hat.

Mit der Transmedia
Projekt- und Verlagsge-
sellschaft war Schaub im
Jahr 2000 erstmals in die
Schlagzeilen geraten. Da-
mals hatten die Beschäf-
tigten in einem neunmo-
natigen Streik einen Ta-
rifvertrag erstritten, nach-
dem sie zuvor zumeist in
befristeten Arbeitsverhält-

zweitbeste Lösung, verglichen mit einem ge-
setzlichen Mindestlohn?

Voraussetzung für eine Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung nach dem Entsendegesetz
sind bundesweite tarifliche Regelungen. Wo
aber kein Tarifvertrag existiert, da gibt es
auch keine Allgemeinverbindlichkeit. Für
die Beschäftigten in den privaten Schlacht-
höfen beispielsweise, deren Dumpinglöhne
in den letzten Monaten besonders im Blick-
punkt standen, gibt es weder einen Tarif,
noch gibt es überhaupt einen Arbeitgeber-
verband, der Tarifvertragspartei sein könnte.
Ähnlich sieht es in weiten Teilen des Hotel-
und Gaststättengewerbes aus. Schließlich:
Wenn es zwar Arbeitgeberbände gibt, diese

aber nicht ver-
handeln wollen,
dann sieht die
jeweilige Ge-
werkschaft so
alt aus wie bis-
her, wenn sie
nicht in der
Lage ist, Tarif-
verträge per Ar-
beitskampf zu
erzwingen. Die
NGG müsste
nicht 1 500
Euro gesetzli-
chen Mindest-
lohn fordern,
würde ihr diese
Durchsetzungs-
macht nicht im
Hotel- und
Gaststättenge-
werbe fehlen.

Tatsächlich ist es derzeit unrealistisch anzu-
nehmen, dass in dieser und anderen hoch-
fragmentierten Dienstleistungsbranchen die
Gewerkschaften selbst bei größter Anstren-
gung in absehbarer Zeit in der Lage sind,
eine auf Organisationsstärke basierende Ver-
handlungsmacht zu erlangen, die diesen Na-
men verdient. Nicht zuletzt Rot-Grün hat
mit der Abschaffung des Kündigungs-
schutzes für Kleinbetriebe und der nahezu
völligen Freigabe von Befristungsmöglichkei-
ten die rechtliche Stellung der dortigen Be-
schäftigten weiter geschwächt. Die beschei-
dene Reform des Betriebsverfassungsgesetzes

Schlechter Ersatz
Allgemeinverbindlichkeit 
statt gesetzlicher Mindestlohn?

Mogul zockt 
Mannheim dicht gemacht
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brachte gerade im Kleinstbetriebsbereich
ebenfalls keine verbesserten Organisierungs-
möglichkeiten. Wo aber Durchsetzungs-
macht fehlt, sind Tarifverträge – so es sie
überhaupt gibt – fast notwendigerweise
Niedriglohntarifverträge.

Die Ausweitung des Entsendegesetzes
würde deshalb überall dort, wo unter ent-
sprechendem öffentlichem Druck vielleicht
doch Tarifregelungen getroffen werden, die
aber nicht auf wirklicher Verhandlungsstärke
beruhen, allenfalls zu einer Ausweitung des
tariflichen Niedriglohnsektors führen. An-
ders als bei einem gesetzlichen Mindestlohn
hätte die Regierung so die Verantwortung
für die working poor den Tarifvertragspartei-
en, und dies heißt in erster Linie den Ge-
werkschaften, zugeschoben. Die Ergebnisse
eines solchen Abschiebens der Verantwor-
tung können derzeit in der Zeitarbeitsbran-
che besichtigt werden, wo statt des ur-
sprünglich seitens der Gewerkschaften gefor-
derten Equal Pay jetzt ein tariflich garantier-
ter Niedriglohn angesagt ist.

Und noch etwas zeigt das Beispiel Zeitar-
beit. Sollte sich angesichts der organisatori-
schen Schwäche in den von Prekarität beson-
ders betroffenen Branchen bei den DGB-
Gewerkschaften die Erkenntnis durchsetzen,
dass nicht immer ein Tarifvertrag besser ist
als kein Tarifvertrag, dann gibt es ja noch
den Christlichen Gewerkschaftsbund (CGB).
Die Tarifierung der Zeitarbeit zeigt den Me-
chanismus. Zur Erinnerung: Nachdem die
Regierung im November 2002 die Zeitarbeit
weitgehend dereguliert hatte, wurde auf
Drängen des DGB der Grundsatz des Equal
Pay verankert. Dass heißt: Zeitarbeitsbe-
schäftigte sollten im Prinzip soviel verdienen,
wie die Beschäftigten in den Betrieben, in
die sie verliehen werden. Allerdings wurde
dieser schöne Grundsatz durch eine Öff-

Wahlkampftaktik, und ohne Zweifel sucht
die SPD auch von eigener Verantwortlich-
keit abzulenken, von den vielen verqueren
Argumenten und den problematischen Me-
taphern in dieser Debatte ganz abgesehen.
Aber interessanter als all dies ist doch die
Frage, wie viel Unbehagen, wie viel Ohn-
machtsgefühl hier im Lauf der Jahre ange-
staut worden sein muss, dass der Begriff »Ka-
pitalismus« zum Fluchtpunkt sozialdemokra-
tischer Kritik und öffentlicher Debatte wer-
den konnte. Mehr noch fragt man sich, ob
sich in dieser Debatte nicht die vorsichtige
Ahnung artikuliert, dass die verschiedenen
Einzelphänomene, die die Gegenwartsent-
wicklung kennzeichnen – die steigende An-
zahl der Arbeitslosen oder prekär Beschäftig-
ten, der Druck auf Löhne und Sozialleistun-
gen, der zunehmende Wettbewerb zwischen
den Unternehmen, die Internationalisierung
der Produktion oder die irritierende Ent-
wicklung der globalen Finanzmärkte –, dass
also all diese Einzelphänomene nur Momen-
te eines immer schwerer zu beeinflussenden
und übergreifenden Ganzen, eben »des Ka-
pitalismus« sind? Und, wenn ja: Wie lässt
sich der Zusammenhang dieser Phänomene
wenigstens ansatzweise so begreifen, dass die
Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung die
Linke nicht mehr herablassend und doch lei-
der zurecht zu kritischerer Kapitalismuskri-
tik auffordern muss? (FAS, 1. Mai 2005) Die
Antwort, die im Folgenden vorgeschlagen
und umrissen werden soll, lautet: Die gegen-
wärtige ökonomische Entwicklung nicht nur
in der BRD ist geprägt von einem tenden-
ziell wachsenden, globalen Kapitalüberange-
bot, d.h. der Druck auf die international
agierenden Anleger, profitable Investitions-
möglichkeiten für ihr Kapital zu finden,
steigt derart, dass die Expansion sog. Risiko-
kapitalien, die »Überhitzung« diverser Anla-
gemärkte, ein stetig anwachsender Wettbe-
werbsdruck, aber auch eine immer ungewis-
sere soziale Zukunft die notwendige Folge
sind.      

No risk, no money

Beginnen wir der Aktualität halber mit den
»Heuschrecken«, also jenen neuartigen Kapi-
talgesellschaften wie Private Equity- oder
Hedge-Fonds1, die laut Franz Müntefering
über die »guten«, weil solide und langfristig
wirtschaftenden Unternehmen, herfallen,

Wenn Siegerländer Sozialdemokraten
die dunklen Seiten des Kapitalismus
entdecken, Jesuiten-Intellektuelle dar-
ob die Glaubwürdigkeit der SPD be-
zweifeln und dagegen eine »substan-
zielle Kapitalismuskritik« einfordern
und die IG Metall sich ihren Reim auf
die Verhältnisse mittels einer Karika-
tur macht, die den metaphorischen
Qualitäten des »Stürmers« in nichts
nachsteht, ist Aufklärung gefragt.
Kennzeichnend für das ›breite‹ Niveau
der Kapitalismuskritik sind deren ›Ver-
kürzungen‹: die Reduktion auf Einzel-
momente wie Managementfehler,
spektakuläre Übernahmen oder Mas-
senentlassungen, Bereicherungssucht
im Allgemeinen und der Bankvorstän-
de im Besonderen etc., wie überhaupt
Moralisierung und politischer Volunta-
rismus sich vor die Analyse von Zu-
sammenhängen schieben. Wichtige
Debatten wie die über Unterkonsumti-
on oder Überakkumulation, langfristi-
ge Krisentendenzen des Kapitalismus,
den »Staat« des Kapitals und dessen
Steuerungsfähigkeiten bzw. -grenzen,
sind, jedenfalls in der BRD, in den 70er
Jahren theoretisch und empirisch
stecken geblieben. Und dabei disku-
tiert selbst die liberale Wirtschafts-
presse ganz ungeniert über politische
Ökonomie und die Blauäugigkeiten
des Kanzlers für Wirtschaftsgeschen-
ke angesichts der Indikatoren für ei-
nen »Crash« auf Weltmarktebene, der
freilich jenseits des taktischen Hori-
zonts einer Landtagswahl liegt. Slave
Cubela zeigt anhand eines Streifzugs
durch die einschlägige Zeitungsland-
schaft, an welchen Zusammenhängen
anzuknüpfen wäre, um nicht in den
Verkürzungen der hiesigen, nationa-
listisch geprägten Kapitalismuskritik
stecken zu bleiben. Ein Blick ›auf die
andere Seite‹ lohnt sich bisweilen.

Die Wiederentdeckung des »Kapitalismus«
durch die deutsche Sozialdemokratie und die
hieran anschließende öffentliche Debatte
sind nicht so einfach zu verstehen, wie es
vielleicht scheinen mag. Sicher, es geht um

nungsklausel zunichte gemacht, die es er-
laubte, per Tarifvertrag vom Equal Pay nach
unten abzuweichen. Hiermit hatte die Regie-
rung erfolgreich die Verantwortung an die
Tarifparteien, und dies hieß insbesondere an
den DGB, abgeschoben. Dessen Verhand-
lungsbereitschaft wurde noch dadurch beför-
dert, dass der CGB bereit stand, noch mit
dem obskursten Arbeitgeberverband in der
Zeitarbeit bundesweite Tarifverträge zu 
nahezu jedem von den Unternehmen ge-
wünschten Niveau abzuschließen. Diese
CGB-Tarifverträge wurden und werden teil-
weise durchaus von örtlichen Arbeitsagentu-
ren anerkannt, die damit die Auflage erfül-
len, Aufträge zur Einrichtung von Personal-
Service-Agenturen nur an tarifgebundene
Unternehmen zu vergeben. 

Niemand könnte garantieren, dass ähnli-
ches nicht auch bei der Entsenderichtlinie
bevorstünde. Irgendwelche christlichen Ge-
werkschaften schließen mit irgendwelchen
Arbeitgeberverbänden bundesweite Tarife ab
und beantragen die Allgemeinverbindlich-
keit. Das Wirtschaftministerium könnte sich
dann zurücklehnen und den protestierenden
DGB-Gewerkschaften raten, doch selbst 
einen Niedriglohn abzuschließen.

Positiv an der Diskussion ist deshalb erst mal
nur, dass die Mindestlohnskeptiker von IG
BCE bis IG Metall das ungeliebte Thema
nicht loswerden. Immer mehr Mitgliedern
und Funktionären leuchtet nämlich ein, dass
all das, was gesetzlich geregelt ist, weder ta-
riflich noch betrieblich unterschritten wer-
den kann – ein gesetzlicher Mindestlohn von
daher eine Untergrenze zieht, um die dann
auch branchenübergreifend politisch gestrit-
ten werden kann.

Die DGB-Gewerkschaften, die bisher
nicht zuletzt wegen des Schulterschlusses
von IG Metall und IG BCE zu keiner ein-
heitlichen Linie beim Mindestlohn gefunden
haben, wären gut beraten, sich den Positio-
nen, wie sie von NGG und ver.di vertreten
werden, anzuschließen. Dass ein Mindest-
lohn, wenn ihn diese oder eine nachfolgende
Regierung festsetzen würde, eher niedrig
ausfiele, ist anzunehmen, und sicherlich ist
auch das Argument, dass in einigen Bran-
chen Druck auf existierende Tarifverträge
ausgeübt würde, nicht völlig substanzlos.
Dieser Druck besteht allerdings bereits heu-
te, und er geht von einem bereits jetzt exis-
tierenden Niedriglohnsektor aus. Während
zur Zeit aber jede Gewerkschaft einzeln mit
Absenkungswünschen der Unternehmen
konfrontiert ist, würde ein gesetzlicher Min-
destlohn ein neues Feld für politische, bran-
chenübergreifende gewerkschaftliche Kam-
pagnen bieten, die auch für Nichtmitglieder
Beteiligungsmöglichkeiten und Anknüp-
fungspunkte bieten könnten. K. Schmid

nissen sowie bei untertariflicher Be-
zahlung und erhöhter Wochenar-
beitszeit beschäftigt waren.

Betriebsrat und Belegschaft ver-
muten, dass diese Auseinanderset-
zung der Grund für die anstehende
Betriebsstillegung ist. Klar ist: mit
Angestellten, die unter Tarif bezahlt
werden, lässt sich noch mehr Profit
machen. 

Oder ist Dieter Schaub einfach
nur ein Unternehmer, der nichts
mehr unternehmen will? Oder ganz
bewusst Rache übt an einem enga-
gierten Betriebsrat und einer selbst-
bewussten Belegschaft? AST

Weitere Informationen:
www.transmedia.verdi.de
Broschüre: Anders arbeiten bei vollem
Gehalt (unsere Anzeige)

Wo Zuwanderungspolitik nach
dem Kriterium differenzierter
ökonomischer Nützlichkeiten
für den eigenen Markt verfährt,
ist selektive Abschottung die
notwendige Kehrseite.  Das Ko-
mitee für Grundrechte und De-
mokratie befasst sich mit den
EU-Plänen zu Errichtung exterri-
torialer Lager, die maßgeblich
auch von Otto Schily mit deutli-
chem Verweis auf die unkontrol-
lierte Einwanderung der Boat
people aus Afrika gefordert
wurden. (S. auch den Beitrag zu
den LandarbeiterInnen in Spa-
nien auf S. 12.)
Das Komitee plant eine öffentli-
che Inspektion der menschen-
rechtswidrigen Internierungsla-

ger von Flüchtlingen und Mi-
grantInnen in den Mittelmeer-
ländern, um der Forderung nach
ihrer Schließung Nachdruck zu
verleihen.

Die EU wird im dritten Anlauf in
den nächsten Monaten sondieren, ob
sie in Nordafrika exterritoriale
Flüchtlingslager errichten kann. Der
deutsche Innenminister Otto Schily
will die Regierungen Algeriens, Tu-
nesiens, Libyens und Ägyptens besu-
chen, um frühere »Missverständnis-
se« in dieser Sache auszuräumen.
Denn bis jetzt sind die Regierungen
dieser Länder nicht bereit, auf einen
Wink aus Berlin, Rom oder London

hin, den Bau von EU-Lagern auf
nordafrikanischem Territorium zu
genehmigen. In Zeitungskommenta-
ren hieß es dort sarkastisch, Deutsch-
land sei als »Weltmeister« im Bau von
Lagern bekannt, und dieses Know-
How brauche es nun wirklich nicht
zu exportieren. Die Idee, Flüchtlings-
lager zu externalisieren, hatte Tony
Blair zu Beginn des Irakkriegs (2003)
aufgebracht. Die EU-Länder sollten
Asylsuchende zurück in Lager vor
den EU-Außengrenzen bringen. Ei-
nige wenige Flüchtlinge könnte man
dort aussieben, die dann kontingen-
tiert in die EU einreisen dürften. Im
letzten Sommer (2004) hatte Giusep-
pe Pisanu, der italienische Innenmi-
nister, mit Otto Schily die Lager-Idee
aufgegriffen, um von der EU-Verant-

wortung für den tau-
sendfachen Tod von
Boat-People im Mit-
telmeer abzulenken.
Der neue Vorstoß
Schilys im Mai wurde

im Namen der »globalen Terroris-
musbekämpfung« geführt. Denn die
europäische Sicherheitsdoktrin un-
terstellt, dass es dieselben nordafrika-
nischen Netzwerke seien, über die
der Terror und die Boat-People-Mi-
gration organisiert werden.

Zahlreiche Initiativen und Perso-
nen haben in einem europaweiten
Appell vom 12. Oktober 2004 be-
reits gefordert, die exterritorialen
EU-Lager zu schließen beziehungs-
weise keine weiteren Lager zu errich-
ten (siehe http://no-camps.org/.). Da
Menschenrechtsgruppen der Zugang
zu solchen Lagern verwehrt ist und
einige Indizien dafür sprechen, dass
dennoch heimlich Lager entstehen,
ist es nun an der Zeit, die bestehen-
den Lager und Haftzentren rund

Überflüssiger
Ein Blick in die Wirtschaftspresse samt

Weltmeisterschaft im Lagerbau
Ausweitung von Migrantenlagern der Europäischen Union



ums Mittelmeer öffentlich zu inspi-
zieren.

Boat People 
im Fahndungsvisier 

Ein senegalesischer oder algerischer
Flüchtling braucht nicht allzu viel
Geld, aber viel Entschlossenheit, um
auf eines der Holzboote (pateras) zu
steigen, das ihn nach Europa bringen
soll. Dieser Wagemut, mit dem die
Armen ihr Leben riskieren, entfacht
in Europa diffuse Ängste. Seit der Er-
richtung des Visaregimes gegenüber
den nordafrikanischen Ländern
(1992) sind schätzungsweise 10 000
Boat-People im Mittelmeer umge-
kommen. Jedoch nicht die Frage der
Wiedergutmachung wird diskutiert,
oder wer für den massenhaften Tod
auf See verantwortlich ist, sondern
der volkswirtschaftliche »Schaden«,
den die Boat-People bei gelungener
Überfahrt in der EU anrichten.

Nach offiziellen Angaben ma-

chen die Boat People nur einen sehr
kleinen Prozentsatz der schätzungs-
weise 500 000 Menschen aus, die
Jahr für Jahr heimlich und unerlaubt
die EU-Südgrenze passieren. Es sind
die »Armen«, die sich der Gefahr der
riskanten Meerüberquerung ausset-
zen. Wer es sich leisten kann, kauft
sich einen gut gefälschten Pass und
nimmt ein Flugzeug. Oder er nutzt
seine Verbindungen zu Verwandten
und Bekannten in Europa und setzt
mit einer der großen Autofähren
über. So ist im Fall der Begüterten
und Etablierten die irreguläre Migra-
tion ein aufwändiges Geschäft, und
es wird behauptet, dass »kriminelle
Netzwerke« das Wegegeld zentral ab-
schöpften. Diese Netzwerke haben
sich jedoch bereits in Osteuropa
überwiegend als polizeiliche Kon-
strukte erwiesen. Als kriminell wird
jeweils das diffamiert, was den men-
schenrechtlich verkürzten Legalitäts-
formen der europäischen Migra-
tionspolitik zuwider läuft.

Das Grenzregime, das die Mig-
rantInnen in die »Illegalität« treibt,
entspricht europäischen Wirtschafts-
und Verwertungsinteressen. Inner-
halb Europas wurde der Arbeitsmarkt
mit den Irregulären unterschichtet.
Die Abschottungsmaßnahmen der
EU markieren gerade in der Mittel-
meerregion ein stark abschüssiges
Wohlstandsgefälle. Mit dem Visaregi-
me haben die europäischen Innenpo-
litiker selber die Voraussetzungen ge-
schaffen, die vielen Flüchtlingen und
MigrantInnen nur die Möglichkeit
lassen, heimlich das Mittelmeer zu
überqueren. Schrittweise Reiseer-
leichterungen in der Visapolitik, wie
sie die EU gegenüber Mittelosteuropa
eingeräumt hat, gibt es gegenüber den
Länden des Südens nicht. Dabei ha-
ben viele nordafrikanischen Staaten
mit den westeuropäischen Ländern
die gleichen folgenschweren Rückü-
bernahmeabkommen abgeschlossen,
sie fahnden ebenfalls nach Transit-
flüchtlingen und schieben sie in

großem Ausmaß ab. Im Gegenzug
haben Spanien und Italien lediglich
der Einreise minimaler legaler Ar-
beitskontingente aus ausgesuchten
nordafrikanischen Ländern zuge-
stimmt. Insgesamt bleiben Gegenleis-
tungen der EU für das migrations-
politische Entgegenkommen der
nordafrikanischen Staaten aus oder
finden allenfalls auf dem Energiesek-
tor statt (Investitionen in die nord-
afrikanische Erdöl- und Erdgasförde-
rung). So scheint die Servilität der
nordafrikanischen Regierungen in der
Frage der exterritorialen EU-Flücht-
lingslager an ihre Grenzen zu stoßen.

Doch die Hartnäckigkeit der dor-
tigen Regimes ist nicht von prinzi-
piellen menschenrechtlichen, flücht-
lingspolitischen oder Lager-feindli-
chen Erwägungen geleitet. Deswegen
wird es in Zukunft um die Frage ge-
hen, wie viel finanzielle und politi-
sche Gegenleistungen die EU für die
Errichtung der Lager bereit ist zu er-
bringen.

Die heimliche Infrastruktur
der exterritorialen Lager

Seit zwei, drei Jahren entstehen die
größten Abschiebelager der EU auf
den Kanarischen Inseln, in Südspa-
nien und auf den süditalienischen
Inseln. Sie werden paramilitärisch
bewacht und sind für den UNHCR,
für Menschenrechtsgruppen und
JournalistInnen nahezu unzugäng-
lich. Diese Lager bilden die organisa-
torische Voraussetzung für Massen-
abschiebungen in zukünftige Lager
in Nordafrika. Die erste Luftbrücke
für Massenabschiebungen in der eu-
ropäischen Nachkriegsgeschichte
wurde im Oktober 2004 eingerich-
tet: Unter militärischem Befehl wur-
den über eintausend Flüchtlinge
ohne Ansehen ihrer Person, ohne in-
dividuelle Identifizierung und Prü-
fung ihrer Fluchtgründe, aus Südita-
lien nach Libyen deportiert. Dies
stellte einen eklatanten Bruch der
Genfer Konvention und der Eu-

macht Aktien teuer, er führt dazu, dass die
Gewinnmöglichkeiten der Anleger an den
Börsen geringer werden und dass ganz allge-
mein die Renditen, die Zinsen auf das einge-
setzte Kapital schrumpfen.« (Ebd.) 

In diesem Sinne hätten wir ein erstes In-
diz für die Ausgangsthese dieses Textes. Da-
mit ist das Bild allerdings noch nicht voll-
ständig. Denn: Hedge-Fonds und Private
Equity-Anlagen sind nicht nur Folge von
Kapitalüberakkumulation, sondern sie ver-
schärfen das Problem, für das sie die Lösung
zu sein scheinen, und sind damit selbst ei-
nem immer weiter steigenden Handlungs-
druck ausgesetzt. Daher titelt die Süddeut-
sche Zeitung gegen den Trend bereits: »Hed-

ge-Fonds in Nöten« (12. Mai 2005) und hält
fest: »So haben Hedge-Fonds nach Angaben
der Beratungsfirma Hennessee Group im
April im Durchschnitt 1,75 Prozent verlo-
ren, so viel wie seit September 2002 nicht
mehr. Auch seit Jahresbeginn liegen die
Fonds leicht im Minus. Zwar erscheint das
wenig, wenn man bedenkt, dass etwa der
amerikanische Aktienindex S&P 500 in die-
sem Jahr um vier Prozent gefallen ist. Doch
haben Hedge-Fonds noch Mitte der neunzi-
ger Jahre 15 Prozent und mehr abgeworfen,
seitdem sinken die Erträge.« Und weiter
heißt es: »Dafür gibt es vor allem zwei Grün-
de: der hohe Mittelzufluss und die Entwick-
lung an Aktien- und Anleihemärkten. Die
Zahl der Hedge-Fonds ist seit 1995 von gut
2 000 auf mehr als 8 000 gestiegen, das ver-

waltete Vermögen von 76 Milliarden
auf eine Billion Dollar. Hedge Fonds
verfolgen vielfältige Strategien und
werben damit, unabhängig von der
Entwicklung am Aktienmarkt Gewinn
erzielen zu können, etwa indem sie
auch auf fallende Kurse spekulieren.
Doch tun sich Hedge-Fonds am leich-

testen, wenn es an den Märkten einen klaren
Auf- oder Abwärtstrend gibt. An den Akti-
enbörsen gibt es den schon seit 2004 nicht.«
Also: über eine vergleichsweise lange Zeit
waren Hedge Fonds im Schnitt ein ver-
dammt gutes Geschäft für risikofreudige An-
leger, aber eben dieser Erfolg führte insbe-
sondere ab 2000 sowohl zu einer langsamen
Überkapitalisierung dieser Fonds selbst, die
neben der schwierigen Entwicklung der Ak-
tien- und Anleihemärkte den Gewinn dieser
Fonds langsam, aber sicher minimalisierte.
Da ist es nur folgerichtig, wenn die Financial
Times Deutschland einen Experten mit den
Worten zitiert, dass Hedge-Fonds noch ag-
gressiver werden müssen, um Geld zu verdie-
nen bzw. dass sich Gerüchte halten, dass sich
einige Fonds womöglich bereits schon gewal-
tig verspekuliert haben. (FTD, 12. Mai
2005, FAZ, 17. Mai 2005).

Aktien, Anleihen, 
Immobilien

Soviel einstweilen aus der Welt des Risikoka-
pitals. Versuchen wir jetzt die Situation auf
den klassischen Anlagemärkten genauer zu
zeichnen bzw. zu präzisieren, welche Phä-
nomene der bereits erwähnte Anlagenot-
stand auf diesen Märkten nach sich zieht. 

1. Was zunächst die Aktienmärkte an-
geht, so führt dieser Anlagenotstand

zu der widersprüchlichen Situation, dass ei-
nerseits insbesondere die Aktienkurse in den
USA trotz des Platzens der Spekulationsblase
im Zuge des Internetbooms im historischen
Vergleich immer noch sehr hoch sind (The
Economist, 2. Januar 2003), andererseits aber
die vergleichsweise niedrige Durchschnitts-
rendite des Aktienkapitals gegenwärtig doch
einen erneuten extremen Aktienboom recht
unwahrscheinlich macht. Somit kommt es
auf den Aktienmärkten seit geraumer Zeit zu
einer Seitwärtsbewegung, die jedoch wegen
des Kapitalüberhangs überaus nervös ver-
läuft, sei es, weil die Anleger Angst haben,
kleine Einbrüche an den Aktienmärkten und
damit scheinbar günstige Einstiegsgelegen-
heiten zu verpassen, sei es aber auch, weil
immer wieder schlechte Nachrichten plötz-
lich zu Kursverlusten führen und damit für
die Anleger beständig Gefahr besteht, jenen
›richtigen‹ Moment des Marktausstiegs zu
verpassen, der ein gutes von einem weniger
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guten Geschäft oder gar von einem Verlust
unterscheidet. All dies führt zu einem extrem
widersprüchlichen Bild von Meldungen und
Tipps in den entsprechenden Zeitungen. So
konstatierte etwa die Frankfurter Allgemeine
im April mit Blick auf neue Zahlen der
Weltwirtschaftsentwicklung und den Fall
GM eine »Hohe Nervosität an den Finanz-
märkten« (FAZ, 18. April 2005), fragte aber
gleichzeitig in ihrer Internetausgabe die Le-
ser, ob nicht gerade jetzt der richtige Mo-
ment des Einstiegs bei GM gekommen sei.
Der Economist hingegen, seit Monaten ein
mehr als skeptischer Begleiter der Entwick-
lung der Finanzmärkte, konnte plötzlich die
Skepsis der Anleger nicht mehr verstehen
und widmete verwundert einen ganzen Arti-
kel der Frage: »Why are investors so jittery?«
(The Economist, 21. April 2005) 

2. Damit sind wir bei den Anleihemärk-
ten, also den Märkten für die festver-

zinsliche Anlage von Kapital angelangt. Dort
hat das Kapitalüberangebot inzwischen zu
historisch derart niedrigen Zinsen für Staats-
wie Unternehmensanleihen geführt, dass der
US-Notenbankchef Alan Greenspan von ei-
nem Rätsel sprach. (FTD, 11. April 2005)
Allein: entweder haben er und seine Gefolgs-
leute tatsächlich ein unerschütterliches Ver-
trauen in das Wachstum der Weltwirtschaft
und der USA, so dass ihnen anhaltend sin-
kende Anleihezinsen in einer prosperieren-
den Ökonomie notwendigerweise wie ein
Buch mit sieben Siegeln vorkommen müs-
sen. Oder Greenspan und Konsorten wissen
sehr genau, dass dieses Phänomen die not-
wendige Folge der begründeten Skepsis vie-
ler Anleger gegenüber dem Wachstum der
Weltwirtschaft im Allgemeinen und der
USA im Besonderen ist (so dass es für diesen
Teil der Anleger naheliegend ist, ihr Kapital
in den zwar renditeschwachen, jedoch ver-
meintlich sicheren Hafen der Anleihen zu
schicken). Wie dem auch sei, wenigstens hat
diese Situation für ›Papa Staat‹ etwas vorü-
bergehend Gutes: Er findet nämlich gegen-
wärtig genügend Anleger, um die eigene
Ausgabenpolitik günstig finanzieren zu kön-
nen. Frankreich gelang es bereits mit Erfolg,
eine 50-Jahres-Anleihe zu platzieren, so dass
auch die USA, Großbritannien und die
BRD ähnliches ankündigten. (FTD, 30.
März 2005, 17. Mai 2005 u. FAZ, 4. Mai
2005) Doch wie im Falle der Hedge Fonds
regen sich auch auf dem Anleihemarkt be-
reits erste Stimmen, die Gefahr wittern. So
sind die Folgen der Abstufung der Anleihen
der beiden Autoriesen GM und Ford durch
die Rating-Agentur Standard & Poor’s für die
Anleihemärkte wegen des großen Umfangs
der davon betroffenen Anleihen noch gar
nicht absehbar (FAZ, 6. Mai 2005, 17. Mai
2005), und die gleiche Agentur warnt bereits

um sie dann in kurzer Zeit abgenagt wieder
zu verlassen. Ohne Zweifel handelt es sich
bei diesen beiden Arten der Kapitalanlage
um ein besonders bemerkenswertes Phäno-
men, da sie durch die vergangenen schwieri-
gen Jahre hindurch derart expandiert sind,
dass der Economist mit Blick auf diese Fonds
von den »New Money Man« spricht und ein
echtes »start-up-fever« konstatiert (17. Feb-
ruar 2005). 

Um den Gründen für dieses Phänomen
auf die Spur zu kommen, hilft es, sich den
Zweck dieser neuen Anlagemöglichkeiten zu
vergegenwärtigen. In den deutlichen Worten
der Financial Times Deutschland: »Private-
Equity-Fonds sind genau wie Hedge-Fonds

systematisch betriebene Versuche, durch
außergewöhnliche Methoden mehr Rendite
zu erzielen.« (FTD, 10. Mai 2005) Wie diese
»außergewöhnlichen Methoden« nun im
Einzelnen aussehen, ist in letzter Zeit von
vielen Seiten beschrieben worden, für unsere
Zwecke ist eine andere Frage von Bedeu-
tung: Warum besteht für einen immer
größer werdenden Anteil des Investitionska-
pitals die Notwendigkeit, sich solcher außer-
gewöhnlicher und riskanter Methoden zu
bedienen, um die Renditen zu steigern? Ha-
ben wir es hier einfach mit einer zunehmen-
den moralischen Degeneration der Anleger
zu tun? Hören wir erneut die Financial Ti-
mes Deutschland: »Es ist der schiere Anla-
genotstand, der relative Überfluss an Rendite
suchendem Kapital. Der Kapitalüberfluss

Kapitalismus
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ropäischen Menschenrechtskonven-
tion dar.

Zur gleichen Zeit versicherte der
designierte, später abgelehnte EU-
Kommissar für das Innen- und Jus-
tizressort (!) Rocco Buttiglione bei
seiner Anhörung vor dem Europä-
ischen Parlament, er habe niemals
vorgeschlagen, »Konzentrationslager
in Nordafrika einzurichten, um ille-
gale Immigranten dorthin zu depor-
tieren«, und er beabsichtige auch
nicht, so etwas vorzuschlagen (Proto-
koll des Hearings, Handelsblatt, 5.
Oktober 2004). Buttiglione war von
einigen ParlamentarierInnen scharf
angegangen worden, weil er zuvor in
verschiedenen Interviews (u.a. im
Deutschlandfunk – 27. August 2004)
die Lagervisionen eine »gute Idee«
genannt hatte. Buttiglione präzisierte
seine Vorstellungen von »Aufnahme-
zentren« dahingehend, dass diese nur
mit Zustimmung und unter Mitar-
beit der souveränen Staaten auf der
anderen Seite des Mittelmeeres ein-

gerichtet werden sollten. Sie könnten
zugleich dazu dienen, die erwünschte
Arbeitsmigration nach Europa aus-
zusondern (vgl. Die Welt, 31. August
2004; Frankfurter Rundschau, 6. Ok-
tober 2004).

Der Vorschlag, exterritoriale EU-
Lager einzurichten, hat in Europa
Proteststürme ausgelöst. Die nord-
afrikanischen Regierungen haben zu-
dem keine Ländereien für künftige
EU-Auffangzentren (Schily, FAZ, 23.
Juli 2004) bereitgestellt. Dennoch
wird Stück für Stück an der Idee ge-
arbeitet, diese Lager zu realisieren,
auch wenn dies in offiziellen Er-
klärungen immer wieder dementiert
wird: So haben die Justiz- und In-
nenminister der EU auf ihrem infor-
mellen Treffen am 30. September/1.
Oktober 2004 in Scheveningen ver-
kündet, dass die EU die Errichtung
von »Aufnahmezentren für Asylbe-
werber« in Algerien, Tunesien, Ma-
rokko, Mauretanien und Libyen an-
strebt, aber nicht unter Leitung der

EU, sondern der jeweiligen Länder.
Und am 31. Januar 2005 hieß es aus
Kreisen der EU-Innenministerkonfe-
renz in Luxemburg, dass die Idee ex-
territorialer Lager »beerdigt« sei.
Man wolle wegen der Boat-People
im Mittelmeer künftig einige ausge-
suchte Kontingentflüchtlinge aus
Nordafrika aufnehmen.

Wie die Lager-Visionen dennoch
zur Realität werden können, lässt
sich an den exterritorialen Lagern
und Haftzentren studieren, die die
USA zwecks Folterhaft auch in eini-
gen nordafrikanischen Ländern un-
terhalten (vgl. Jane Mayer, Outsour-
cing Torture, in: The New Yorker, 14.
Februar 2005): Heimlich werden die
Infrastrukturen – die Gefängnisse,
die Flughäfen, die Foltereinrichtun-
gen und das Folterpersonal – mitge-
nutzt, die ohnehin in den Ländern
vorhanden sind.

Auch bei der Errichtung von EU-
externalisierten Flüchtlingslagern
wird es vermutlich keine Werbetafeln

geben, auf den geschrieben steht:
»Hier baut die EU!« Die Konzeption
der exterritorialen Lager setzt statt-
dessen auf gedungene Komplizen-
schaft. Zugleich sollen die nordafri-
kanischen Transitstaaten in »geeigne-
te Erstasylstaaten« umgewandelt wer-
den. Dies geschieht unter der men-
schenrechtlich unverdächtigen Strate-
gie, den Flüchtlingsschutz außerhalb
Europas zu stärken. Wie auch immer
die europäischen Lagervisionen
rechtlich und materiell verwirklicht
werden: Für die Lagerinsassen wer-
den weder Grundrechte noch Rechts-
wegegarantie gelten (Schily, SZ, 2.
August 2004), und man wird auch
die Spuren der Finanzierung, der Ver-
waltungszuständigkeit und der Ver-
antwortung zu verwischen wissen.

Nicht erst nach den italienischen
Massenabschiebungen nach Libyen
im Oktober 2004 tauchten beunru-
higende Berichte über Kettenab-
schiebungen nach Mali, Niger, Nige-
ria und Ghana auf: Flüchtlinge, die
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Zeitraum dennoch verglichen mit dem
schon extremen Wachstum von knapp 10
Trillionen in den drei Jahren bis 1999 knapp
verdoppelt. Ist das die größte Finanzspekula-
tionsblase der Geschichte?« (Economist, 9.
Dezember 2004) Die etwas ausweichende,
aber doch deutliche Antwort, die der Econo-
mist selbst gibt, lautet: »Niemals zuvor erleb-
ten so viele Länder gleichzeitig einen Immo-
bilienboom,  angetrieben von niedrigen Leit-
zinsraten. Wie auch immer, in seinem letz-
ten World Economic Outlook warnte der
Weltwährungsfonds, dass wegen des globa-
len Anstiegs der Abstieg auch global sein
wird – mit entsprechenden Konsequenzen
für die Weltwirtschaft.« (Ebd.) Ist es vor die-
sem Hintergrund eine beruhigende Nach-
richt, wenn der Economist im März das erste
Mal seit acht Jahren eine Verlangsamung des
Anstiegs der Immobilienpreise vermeldet?
(The Economist, 3. März 2005) Oder beginnt
die Immobilienblase langsam zu platzen,
wozu Berichte über die finanzielle Schieflage
der beiden mit Abstand größten Hypothe-
kenfinanzierer der USA – auf die auch US-
Notenbankchef Greenspan bereits aufmerk-
sam geworden ist – passen würden? (The
Economist, 18. Februar 2005, 8. März 2005)

Wie das Kapital 
überflüssig wird

Die Frage, die sich nach diesen Ausführun-
gen aufdrängt, ist klar: warum und wie ist es
zu dieser allgemeinen Überkapitalisierung
der Finanzmärkte gekommen? An der  kei-
neswegs einfachen Antwort haben sich in
den letzten Jahren eine Reihe von Interpre-
ten versucht – man denke z.B. an Altva-
ter/Mahnkopf, Hans-Georg Conert oder in
den USA Robert Brenner – und jeder, der es
genau wissen will, sei hiermit auf die betref-
fenden Bücher verwiesen. Im Folgenden des-
halb nur die Andeutung einiger in der De-
batte häufig genannter Faktoren. 

Erster Aspekt, und in seiner Bedeutung
kaum zu überschätzen: Kapitalinvestitionen
in die sog. Realwirtschaft lohnen sich immer
weniger, so dass diese umgekehrt selbst im-
mer mehr zu einem wichtigen Produzenten
überschüssigen Kapitals wird. Ein wichtiges
Indiz für diese Behauptung ist, dass aktuell
viele Unternehmen, statt ihre Gewinne zu
reinvestieren, diese nutzen bzw. sogar Kredi-
te aufnehmen, um entweder durch Aktien-
rückkäufe den eigenen Börsenkurs hochzu-
halten und damit Übernahmen, also fort-
schreitende Zentralisationsprozesse zu ver-
hindern, oder aber um dieses Kapital direkt
an die Anleger auszuschütten. (The Econo-
mist, 29. Mai 2005) Aber auch die Tendenz
vieler ehemaliger Industrieunternehmen,
parallel zu ihrem Stammgeschäft als Akteure

auf die Finanzmärkte auszuweichen, um dort
selbst als Bankier, Risikokapitalinvestor, Ak-
tionär, Immobilienaufkäufer oder Spekulant
aufzutreten, ist ein Beleg hierfür. Wie weit
dieser Prozess der Finanzkapitalisierung der
Realwirtschaft inzwischen fortgeschritten ist,
verdeutlicht die folgende Passage aus der Fi-
nancial Times Deutschland: »Man muss kein
ausgefuchster Volkswirt sein, um zu erken-
nen, dass wir es mit einem Missverhältnis
zwischen Finanz- und Realwirtschaft zu tun
haben. Alan Abelson hat im US-Anlegerma-
gazin Barron’s sein Unbehagen über dieses
Missverhältnis ausgedrückt und sich dabei
auf folgende US-Statistiken bezogen: Da-
nach fallen vom Gesamtgewinn, den die Un-
ternehmen in den USA erzielen, mittlerweile
knapp 50 Prozent im Finanzsektor an. In
den 50er und 60er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts waren es noch zwischen 10 und 20
Prozent.« (FTD, 28. Dezember 2004) 

Zweitens, und ein besonders bemerkens-
werter Sonderfall des ersten Aspekts: Gerade

ab den achtziger Jahren haben ölexportieren-
de Länder wie Saudi-Arabien, Kuwait oder
Katar einen großen Anteil ihrer Einnahmen
weniger zur Modernisierung der eigenen
Ölindustrien oder zum Aufbau neuer pro-
duktiver Branchen genutzt, sondern sich mit
diesem Kapital insbesondere auf US-ameri-
kanische Anlagen aller Art gestürzt. Da, wie
schon gesagt, profitables Industriekapital im-
mer weniger vorhanden war, ging auch die-
ses Kapital – schätzungsweise über eine Billi-
on Dollar (Handelsblatt, 10.3.2003) – in Ak-
tien, Fonds, Häuser, Gold. 

Drittens: für eine weitere immense Zu-

nahme des freien Weltkapitals hat die japani-
sche Zentralbank gesorgt, als sie auf das Plat-
zen der Immobilienblase und die beginnen-
de Stagnation der eigenen Wirtschaft  ab
1990 mit einer Senkung der Leitzinsen auf
inzwischen 0,1 Prozent reagierte. Genauer:
Der Versuch durch niedrige Kapitalzinsen
Zusammenbrüche in der eigenen Finanz-
wirtschaft zu verhindern sowie Unterneh-
men und Verbrauchern durch billige Kredite
je nach Bedarf die Entschuldung, aber auch
die Verschuldung zu erleichtern, war gleich-
zeitig ein Freibrief für alle Arten der Speku-
lation und die weitere Aufblähung der globa-
len Kapitalmärkte. Berücksichtigt man dann
noch, dass diese Finanzpolitik billiger Kredi-
te in Japan seit über zehn Jahren anhält, dass
die US-amerikanische Zentralbank zwischen
1992 und 1994 sowie mehr noch seit 2001
eine vergleichbare Zinspolitik verfolgt(e)
und inzwischen auch in der Eurozone der
Leitzins bei nur noch zwei Prozent liegt, so
herrschte an Möglichkeiten zur Kapitalbe-

schaffung in den letzten Jahren kein Mangel,
gab es also »money for nothing«.2

Viertens schließlich: Insbesondere seit
dem Jahr 2002 lässt sich beobachten, wie
eine ganze Reihe asiatischer Zentralbanken
durch den Kauf US-amerikanischer Staats-
anleihen – laut Schätzungen der Asian Deve-
lopment Bank belief sich die Gesamtmenge
der durch asiatische Banken aufgekauften
Anleihen im Jahr 2004 auf insgesamt zwei
Billionen Dollar (L.A.Times, 6. April 2004)3

– wesentlichen Anteil an der  Überkapitali-
sierung in den USA haben. Sie tun dies im
Wesentlichen aus zwei Gründen: einerseits

jetzt davor, »dass die Bonität von Bundesan-
leihen und ähnlichen Staatspapieren aus
Frankreich, Großbritannien und den USA
vom nächsten Jahrzehnt an stetig fallen wird
und bis Mitte des Jahrhunderts den Status
von Junk-Bonds erreichen wird« (FTD, 30.
März 2005). Da muss es nicht verwundern,
wenn der Kolumnist der Financial Times
Deutschland warnend schreibt: »Für die Re-
gierungen ist das ein großartiges Geschäft,
denn sie verschulden sich langfristig zu Bil-
ligstzinsen. Es ist völlig in Ordnung, das Ri-
siko auf naive Investoren abzuwälzen. Doch
sollte man sich darüber im Klaren sein, dass
der Zustand nicht ewig anhalten wird. Wie
jede Bubble wird auch diese platzen, und
dann wird es unangenehm, gerade für Län-
der mit geringem strukturellem Wachstum
und hohen Verschuldungsraten. (...) Und
dann ist die Party zu Ende.« (Ebd.)

3. Somit kommen wir zum dritten und
letzten Aspekt dieser Reise durch die

Welt der klassischen Anlageformen: zum Im-
mobilienmarkt. Dessen Entwicklung und
Überkapitalisierung lässt selbst den Econo-
mist erblassen, wenn es dort heißt: »In den
letzten drei Jahren hat sich der Gesamtwert
von Wohneigentum in den entwickelten
Ländern der westlichen Welt um schätzungs-
weise 20 bis 60 Trillionen Dollar (eine Zahl
mit 18 Nullen) erhöht. Unterstellen wir, dass
sich dieses Wachstum teilweise durch die
Abwertung des Dollars erklären lässt, so hat
sich das Wachstum dieser Werte in diesem



um die US-Ökonomie bzw. deren Haus-
halts- und Leistungsbilanzdefizit zu stabili-
sieren, so dass ein Einbruch des US-amerika-
nischen Konsumbooms, also auf dem wich-
tigsten asiatischen Exportmarkt, verhindert
wird und andererseits, weil sie auf diese Wei-
se eine Abwertung des US-Dollars im Ver-
gleich zu den eigenen Währungen unmög-
lich machen wollen, da dies einen wichtigen

Wettbewerbsvorteil dieser asiatischen Länder
zunichte machen würde. Doch auch hier
scheint es, dass das, was als kurzfristige
Überbrückung einer Konjunkturdelle ange-
legt war, sich derart verfestigt hat, dass so-
wohl ein kurzfristiger plötzlicher Ausstieg als
auch ein unendliches Beibehalten dieser in-
ternationalen Defizitfinanzierung schwierig
ist. Im ersten Falle könnte u.a. der US-
Dollar unkontrolliert fallen, und asiatische
Exporte würden von heute auf morgen er-
schwert; im letzten Fall gerät aber der US-
amerikanische Staat unter immer größeren
Einnahmedruck zwecks Bedienung dieser
Anleihen, so dass eine erneute Ausweitung
der Kreditexpansion, höhere Steuern oder
gar ein Staatsbankrott denkbar wird. Hierzu
noch ein kleiner Hinweis: Fast unbemerkt
von der hiesigen Öffentlichkeit war der US-
Kongress im November 2004 erneut ge-
zwungen, die Obergrenze für die gesetzliche
Schuldenaufnahme zu erhöhen – was nach
Juni 2002 und Mai 2003 bereits die dritte
Erhöhung dieser Art war! 

Keynes gegen den Überfluss

Verwundert es angesichts dieser Zahlen und
Kausalitäten immer noch, dass ein guter So-

zialdemokrat über die gegenwärtige ökono-
mische Entwicklung als Ganzes derart irri-
tiert sein muss, das er den Kapitalismus wie-
derentdeckt, und dass er sich mit Blick auf
die Konsequenzen aus alledem lieber schnell
wieder den überschaubaren Einzelphänome-
nen widmet? Aber, nicht zu schnell: Was ist
überhaupt die Konsequenz aus alledem? Was
sollen wir tun, und was dürfen wir hoffen?

Werfen wir zu diesem Zwecke noch ein-
mal einen abschließenden Blick in die Wirt-
schaftspresse, wo gegenwärtig drei Zukunfts-
szenarien besonders häufig genannt werden.
Zum ersten: das Schönwetter-Szenario. Des-
sen bekanntester Vertreter ist der bereits er-
wähnte Vorsitzende der US-Notenbank Alan
Greenspan, und das Szenario besagt, dass die
Entwicklung der Weltkapitalmärkte keinen
Anlass zur Sorge geben muss, da insbesonde-
re das Beispiel der USA zeige, dass expandie-
rende und deregulierte Finanzmärkte zu 
einem arbeitsplatzschaffenden Wachstum
führen könnten, wenn die Wirtschafts- und
Sozialpolitik konsequent »Reformen« voran-
treibe und die Zentralbank eine pragmati-
sche Zinspolitik der ruhigen Hand verfolge.
»Bereichert Euch« rufen also die Schönwet-
ter-Vertreter, was im Subtext insbesondere
meint: Beschleunigt endlich auch die »Re-
formpolitik« in den europäischen Ländern
und in Japan. 

Zum zweiten: das Szenario eines »gesun-
den« Crashs. Die Vertreter dieses Szenarios,
eine in jüngster Zeit immer größer werdende
Gruppe, verfolgen stets kritisch die Auf-
blähung der Anlagemärkte und glauben im
Gegensatz zur Schönwetter-Gruppe weder
an einen nachhaltigen Aufschwung in den
USA noch an eine kontrollierte unendliche

Fortsetzbarkeit von Niedrigzins- und Ver-
schuldungspolitik, wie sie USA, Japan und
Deutschland gegenwärtig betreiben. Auch
sie sagen zwar »Bereichert Euch«, aber ihre
Hoffnung für die Zukunft ist eine andere.
Hören wir: »Nun muss es wirklich nicht im-
mer gleich ein Weltkrieg sein. Aber ein hüb-
scher Crash käme der Finanzanlageindustrie
durchaus gelegen. Ganz gelassen betrachtet,
ist so ein Crash gar nicht zu vermeiden.
Denn vom jetzigen Niveau der Aktienkurse
aus sind Steigerungsraten von 6,8 Prozent
wie im Durchschnitt der letzten 130 Jahre
einfach nicht vorstellbar. Es sei denn, man
wendet die am Aktienmarkt so beliebte
»Greater Fool Theory« an. Sie lautet, kurz
gesagt, dass man einen noch größeren Dep-
pen schon finden wird, der die Aktie noch
teurer bezahlt.« (FTD, 28. Dezember 2004)
Zum dritten schließlich: das Szenario einer
Wiedergewinnung des Primats der Politik.
Dessen Vertreter teilen in vielerlei Hinsicht
die Einschätzung der zweiten Gruppe, aber
sie rufen: »Seid vernünftig, wir müssen etwas
tun«. Doch sie sind sich keineswegs im Kla-
ren darüber, was angesichts all der Dilemma-
ta genau zu tun ist. Tobin-Steuer? Interna-
tionale Kontrolle der Finanzmärkte? Mehr
direkte Staatseingriffe in die Wirtschaft statt
der bisherigen Niedrigzinspolitik – etwa mit
Konjunkturprogrammen –, um die Profite
in der Realwirtschaft wieder zu heben, damit
Investitionen in diese attraktiv zu machen
und dann auch irgendwann Arbeitsplätze zu
schaffen? Offenlegung von Managergehäl-
tern? Oder gar alles zusammen? 

Wer letztlich recht behalten wird, wird
sich zeigen. Aber gerade mit Blick auf die
letzte Gruppe und die in dieser vertretenen
Keynesianer sei noch ein prinzipielles Wort
erlaubt. Orientiert man sich nämlich an den
Ursprüngen bzw. am guten alten Lehrmeis-
ter Keynes selbst, so wird man feststellen,
dass dieser – ähnlich übrigens wie ein Trierer
Privatgelehrter ein halbes Jahrhundert vorher
– zu dem Schluss kommt, dass der Prozess
der Akkumulation trotz aller kontrazykli-
schen staatlichen Eingriffe langfristig von ei-
ner steigenden Grenzleistungsfähigkeit des
Kapitals gekennzeichnet ist, dass der Fort-
schritt des Kapitalismus also dazu führt, dass
immer mehr Kapital immer weniger Anla-
gemöglichkeiten vorfinden wird. In den
Worten Christoph Deutschmanns: »Nicht
der Tatbestand der fallenden Profitrate und
der steigenden organischen Zusammenset-
zung ist zwischen Marx und Keynes ... kon-
trovers«.4 Wäre es also nicht an der Zeit, mit
Keynes wieder über die »Sozialisierung der
Investition« oder gar mehr nachzudenken?
Geben wir Deutschmann das Schlusswort:
»In einer Gesellschaft, die sich nicht länger
für neue große technologische Projekte mo-
bilisieren lässt, entfällt die ökonomische
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Rechtfertigung für eine stark ungleiche Ver-
teilung der Einkommen und Vermögen. Am
besten wäre es natürlich, die Reichen sähen
dies ein und zögen freiwillig die Konsequen-
zen. Da damit nicht zu rechnen ist, bleibt
nur die Notlösung einer kompensierenden
Ausweitung der kreditfinanzierten Staatsaus-
gaben. Wachstum lässt sich so nicht erzielen,
nur der Absturz kann so – um den Preis ei-
ner Zunahme der Inflationsgefahr – verhin-
dert werden. Aber die Gesellschaft gewinnt
Zeit, über eine neue Wirtschaftsverfassung
nachzudenken, in der sie nicht mehr wach-
sen und dem Goldenen Kalb nachjagen
muss – eine zwar schmerzhafte und sozial
höchst konfliktträchtige, aber für alle reifen
Industrieländer wohl unvermeidliche Um-
stellung.« (FR, 2. Dezember 2003)

Anmerkungen:
1) Der Begriff Hedge-Fonds geht auf die Technik des

Hedging (engl.: to hedge – absichern) zurück, die ur-
sprünglich dazu gedacht war, ein anderes, zweites An-
lage-Investment vor unwägbaren Risiken zu bewah-
ren. Private Equity (engl.: privates Beteiligungskapi-
tal) ist der englische Begriff für das von Privatanlegern
beschaffte Beteiligungskapital im Unterschied zum Pu-
blic Equity, das an der Börse beschafftes Kapital dar-
stellt.

2) Vgl. insbesondere Robert Brenner: »Boom & Bubble.
Die USA in der Weltwirtschaft«, Hamburg 2003

3) Vgl. zu diesem Themenkomplex auch: The Econo-
mist, 4. Dezember 2003, 5. Februar 2004, 8. Juli
2004 sowie Washington Post, 19. November 2004

4) Christoph Deutschmann: »Der linke Keynesianismus«,
Frankfurt am Main 1973, S. 160

aus südeuropäischen Ländern abge-
schoben worden waren, berichteten
von militärisch genutzten Wüstenla-
gern nordafrikanischer Länder, in
denen auch sie dann zeitweise inter-
niert waren. Anschließend wurden
sie in Grenzregionen in der Sahara
ausgesetzt. Viele MigrantInnen hät-
ten diese Maßnahmen nicht über-
lebt, sie seien zusammengebrochen
und verdurstet.

Zu befürchten ist: Sind die exter-
ritorialen Lager erst einmal institu-
tionalisiert, wird die Luft für Flücht-
linge und irreguläre MigrantInnen
innerhalb Europas noch dünner. Der
Druck auf die unkontrollierte Mig-
ration wird sich folgenschwer er-
höhen. Der weitreichende Vorschlag
von Tony Blair sieht, wie gesagt, die
Verbringung aller Asylsuchenden
zurück hinter die EU-Außengrenze
vor. Gibt es diese Kapazitäten, so
werden sie auch genutzt – und ein
Europa der umfassenden Bevölke-
rungskontrolle wäre die Folge, zu

dem nur noch angeworbene und
ausgelesene MigrantInnen und
Flüchtlinge Zutritt hätten.

Deswegen fordern wir, dass Delegatio-
nen von nationalen und EU-Parla-
mentarierInnen und Menschenrechts-
gruppen aus der EU und aus den nord-
afrikanischen Ländern die Regionen
der exterritorialen Lager und der EU-
finanzierten und externalisierten
Haftzentren auf den Migrationsrouten
so bald wie möglich aufsuchen und auf
ihre Schließung hinwirken. Auf der
Agenda steht sowohl die Inspektion der
großen Abschiebelager in Südspanien
und Süditalien als auch der Wüstenla-
ger. Es gilt, eine kritische Öffentlichkeit
gegenüber den menschenrechtswidrigen
Lagerstrategien am Rande Europas zu
schaffen und die sich abzeichnende La-
gerbau-Komplizenschaft bloßzustellen.

Helmut Dietrich, Forschungsge-
sellschaft Flucht und Migration
Dirk Vogelskamp, Komitee für

Grundrechte und Demokratie

Unterstützung des Aufrufs:
Initiativen und Organisationen kön-
nen diesen Aufruf bis zum 20. Juni
2005 unterzeichen. Die Unterstütze-
rInnen werden unter der unten ange-
gebenen Anschrift des Komitees für
Grundrechte und Demokratie ge-
sammelt (appell@grundrechtekomi-
tee.de). Alle Gruppen erhalten nach
dem 20. Juni 2005 eine vollständige
Liste der unterzeichnenden Gruppen
und können damit an die jeweilige
Presse vor Ort herantreten. Men-
schen, die wirkend in der Öffentlich-
keit stehen und bereit wären, eine
solche Delegation werbend zu be-
gleiten, melden sich bitte ebenfalls
beim Komitee für Grundrechte und
Demokratie.

Information und Kontakt: 
Komitee für Grundrechte und Demo-
kratie e.V., Aquinostr. 7-11, 50670
Köln, Tel. (0221) 972 69-20 oder -
30, email: info@grundrechtekomitee.
de, appell@grundrechtekomitee.de

In eigener Sache

Betr.: 
Arbeitskampfseminar

Das in der letzten Ausgabe des express
für den 30. September bis 3. Okto-
ber 2005 geplante Seminar der AFP
e.V. »Immer nur sozialverträglicher
Personalabbau? Konzessionen und
kein Ende? Alternativen zu den ewi-
gen Niederlagen: neue & alte Ar-
beitskampf- und Organisierungsfor-
men inner- und außerhalb des Be-
triebs« muss leider auf das Frühjahr
2006 verschoben werden. 
Wir werden den neuen Termin
rechtzeitig bekannt geben.
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Europaweit trommeln die Unterneh-
merverbände für eine Verlängerung
und weitere Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten. Sie finden willige Helfer in
den meisten Regierungen der Mit-
gliedstaaten, der Europäischen Kom-
mission und im Europäischen Parla-
ment. Zum ersten Mal in der Geschich-
te der Europäischen Union sollen nun
bestehende soziale Mindestvorschrif-
ten ausgehöhlt werden: Es geht um
die Revision der EU-Arbeitszeitrichtli-
nie, deren bisheriges ›Mindestniveau‹
nun noch weiter unterschritten wer-
den könnte, wenn sich nicht eine brei-
te kritische Öffentlichkeit des Themas
annimmt und die von Kommission
bzw. Parlament geplanten Richtlinien-
entwürfe – ähnlich wie im Falle »Bolke-
stein« – zu Fall bringt. Klaus Dräger
berichtet über den Stand der Revi-
sions-Verhandlungen und die geplan-
ten Entwürfe.

Das Europäische Parlament hat am 11. Mai
2005 mit einer Mehrheit von 355 zu 272
Stimmen und 31 Enthaltungen Änderungs-
anträge zum Vorschlag der Kommission zur
Revision der EU-Arbeitszeitrichtlinie be-
schlossen. Berichterstatter für das Europä-
ische Parlament war der spanische Sozialde-
mokrat Alejandro Cercas. Für den sog. »Cer-
cas«-Bericht mit seinen Änderungsvorschlä-
gen stimmte eine Große Koalition von So-
zialdemokraten (PSE), Grünen (V-ALE) so-
wie Teilen der Konservativen (PPE-DE) und
Liberalen (ALDE). Vertritt die Mehrheit der
Europaparlamentarier nun einen »ausgewo-
genen Kompromiss«, oder unterstützt sie
Kommission und Rat beim Schleifen sozialer
Schutzstandards? Noch ist die Richtlinie
nicht verabschiedet, und um diese Frage be-
urteilen zu können, ist ein Blick auf die je-
weiligen Positionen der beteiligten Akteure
und Institutionen notwendig:

Die Europäische Kommission will, ginge
es nach ihrem eigenen Revisionsvorschlag,
das individuelle Opt-out (d.h. die Über-
schreitung der maximalen wöchentlichen
Durchschnittshöchstarbeitszeit von 48 Stun-
den per individueller Vereinbarung (siehe
unten); weiter erhalten. In Betrieben ohne
bestehende Kollektivvereinbarung oder ohne
anerkannte Arbeitnehmervertretung soll das

erheblich größere Spielräume zur Flexibili-
sierung der Arbeitszeiten im Unternehmer-
interesse schaffen.

Das Europäische Parlament will zwar die
bisherige Regelung zu Kollektivvereinbarun-
gen beibehalten. Aber seine Mehrheit will
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit einräu-
men, durch Gesetze und Verordnungen den
Bezugszeitraum auf zwölf Monate für jene
Bereiche auszuweiten, deren Beschäftigte
keiner tarifvertraglichen Regelung oder Be-
triebsvereinbarung unterliegen. 

Dafür stellt es zwei Bedingungen: Erstens
müssen die Beschäftigten vor der Einfüh-
rung oder Änderung entsprechender Arbeits-
zeitregelungen informiert und angehört wer-
den – mitbestimmen können sie also nicht.
Zweitens soll der Arbeitgeber Maßnahmen
ergreifen, um mögliche Risiken der Arbeits-
zeitorganisation für die Gesundheit und 
Sicherheit der Arbeitnehmer zu vermeiden.
Wenn diese aus Sicht der Belegschaften un-
zureichend sind – welche Rechte und Ein-
flussmöglichkeiten haben diese dann?

Diese schwachen Bedingungen errichten
keine ernsthaften Hindernisse für die Unter-
nehmensleitungen, ihren Willen bei der 
Einführung oder Veränderung flexibler Ar-
beitszeitorganisation voll durchzusetzen. Die
Unternehmerverbände könnten bestehende
Betriebsvereinbarungen und Tarifverträge zu
Jahresarbeitszeitkonten kündigen und dann
die (wahrscheinlich schlechteren) Bedingun-
gen nutzen, die neue Gesetze und Verord-
nungen als Mindeststandards verankern.

Angriff Nr. 2: 
Bereitschaftszeiten

Der Europäische Gerichtshof hat in bislang
drei Urteilen (SIMAP 2000, Jäger 2003,
Pfeiffer 2004) verfügt, dass am Arbeitsplatz
verbrachte Bereitschaftszeiten voll als Ar-
beitszeit bewertet werden müssen. Ferner
müssen Ausgleichsruhezeiten unmittelbar im
Anschluss an eine Arbeitsperiode mit Bereit-
schaftszeiten gewährt werden. Der Gerichts-
hof hat dabei die bestehenden Bestimmun-
gen der EU-Arbeitszeitrichtlinie dahinge-
hend ausgelegt, was unter den Begriff der
Arbeitszeit fällt und was nicht. Die Urteile
stärkten die Position der Beschäftigten im
Gesundheitswesen und Rettungsdiensten. 

Die Europäische Kommission schlägt
vor, bei Bereitschaftszeiten zwischen einem

aktiven und einem inaktiven Teil zu unter-
scheiden. Als aktiver Teil gilt, wenn auf aus-
drückliche Aufforderung durch den Arbeit-
geber Arbeitstätigkeit verrichtet wird. Der
»inaktive« Teil soll nicht als Arbeitszeit ge-
wertet werden. Die Gewährung von Aus-
gleichsruhezeit soll bis zu 72 Stunden (d.h.
sieben Arbeitstage) aufgeschoben werden
können. 

Damit werden nicht nur die Entschei-
dungen des Europäischen Gerichtshofs auf
den Kopf gestellt. Die Neudefinition der Be-
reitschaftszeit widerspricht auch z.B. der gel-
tenden EU-Richtlinie (2002/15/EG) über
die Arbeitszeit von Personen, die Fahrtätig-
keiten im Bereich des Straßentransports aus-
üben. Dort wird Bereitschaftszeit definiert
als Zeitraum, in dem der Arbeiter nicht frei
über seine Zeit verfügen kann und sich am
Arbeitsplatz bereithalten muss, um normale
Arbeitstätigkeit aufzunehmen. Diese Bereit-
schaftszeit wird nach dieser Richtlinie voll-
ständig als Arbeitszeit gewertet.

Auch das Europäische Parlament über-
nimmt die Unterscheidung der Kommission
zwischen einem aktiven und einem »inakti-
ven« Teil der Bereitschaftszeit. Zwar soll
auch der inaktive Teil als Arbeitszeit gelten.
Durch Kollektivverträge oder Gesetze und
Verordnungen der Mitgliedstaaten soll dieser
»inaktive Teil« aber »besonders gewichtet«
werden können. Dies könnte zum Beispiel
heißen, dass acht Stunden »inaktiver« Bereit-
schaftszeit nur als zehn Minuten, als eine
Stunde oder voll als Arbeitszeit gewertet wer-
den. Die Ausgleichsruhezeit soll »nach« 
(following) einer Arbeitsperiode mit Bereit-
schaftsdienst gewährt werden, in Überein-
stimmung mit den entsprechenden gesetz-
lichen oder kollektivvertraglichen Bestim-
mungen. »Nach« ist eine sehr unbestimmte
Zeitspanne – sind das zehn Minuten, eine
Stunde, zwei Wochen? Die inakzeptablen 72
Stunden des Kommissionsvorschlags erschei-
nen hiergegen noch als konkret.

Geht es nach dem Europäischen Parla-
ment, dann erhält auch die Bundesregierung
ein Instrument an die Hand, die mühsam
erstrittene Neuregelung des deutschen Ar-
beitszeitgesetzes wieder zu kippen oder auf
dem Verordnungsweg für eine andere Inter-
pretation (Anrechnungsmodus) zu sorgen.
Das Bundesarbeitsgericht in Deutschland
hatte in seiner Entscheidung vom 18. Feb-
ruar 2003 bekanntlich den Standpunkt des
Europäischen Gerichtshofs zur Bewertung

individuelle Opt-out mit bestimmten Ein-
schränkungen weiterhin gelten. Für viele
Kleinunternehmen und »gewerkschaftsfreie«
Betriebe würden unhaltbare Zustände wie in
Großbritannien also weiter gehen. 

Darüber hinaus will die Kommission 
erreichen, dass das Opt-out auch durch Kol-
lektivverträge genutzt werden kann, um Wo-
chenarbeitszeiten von mehr als 48 Stunden
zu vereinbaren. Genau dies sieht bereits das
seit dem 1. Januar 2004 geltende neue deut-
sche Arbeitszeitgesetz für das Gesundheits-
wesen und die Pflegedienste vor. Bis zum 31.
Dezember 2005 sollen Gewerkschaften
(ver.di) und Arbeitgeber Tarifverträge oder
Betriebsvereinbarungen über längere Arbeits-
zeiten (einschließlich Bereitschaftszeiten) auf
Basis des Opt-outs abschließen können. Mit
einem allgemeinen Opt-out per Tarifvertrag
kämen die Gewerkschaften und Arbeitneh-
mervertretungen noch zusätzlich unter
Druck. Entweder sie unterzeichnen »Opt-
out«-Vereinbarungen, oder sie werden von
den Unternehmerverbänden nicht mehr als
Vertragspartner anerkannt. Die Kommission
liefert den Arbeitgebern damit einen kräfti-
gen Knüppel, um Arbeitszeitverlängerung
durchzuprügeln.

Das Europäische Parlament fordert dage-
gen, das Opt-out 36 Monate nach Inkraft-
treten der geänderten Arbeitszeitrichtlinie
gänzlich abzuschaffen. Auf Basis des Opt-
outs geschlossene Arbeitsverträge sollen da-
nach noch maximal ein Jahr gelten dürfen –
insgesamt also eine Übergangsfrist von vier
Jahren bis zur endgültigen Abschaffung die-
ser Ausnahmeregelung. Die Linksfraktion im
Europäischen Parlament wiederum forderte
eine schnellere Abschaffung des Opt-outs
(bis 2008), unterstützt aber die Position des
Parlaments zur Abschaffung des Opt-outs
mit aller Kraft.

Angriff Nr. 1: Flexibilisierte
Jahresarbeitszeit

Die Europäische Kommission will den Mit-
gliedstaaten ermöglichen, per Gesetz oder
Verordnung den Bezugszeitraum für die Mes-
sung der durchschnittlichen wöchentlichen
Arbeitszeit generell auf zwölf Monate auszu-
dehnen. Nach der geltenden EU-Arbeitszeit-
richtlinie ist dies nur auf Basis von Kollek-
tivvereinbarungen möglich. Regierungen
könnten so an den Gewerkschaften vorbei

Die (noch) geltende EU-Arbeitszei-
trichtlinie hat das erklärte Ziel, den
»Schutz der Arbeitnehmer vor den
nachteiligen Auswirkungen einer
übermäßigen Arbeitsdauer, unzurei-
chender Ruhezeiten oder einer unre-
gelmäßigen Arbeitsorganisation auf
ihre Gesundheit und Sicherheit zu
gewährleisten.« Sie wurde 1993 ver-
abschiedet und enthält folgende EU-
weit geltende Mindestvorschriften:
● eine Mindestruhezeit von elf zu-
sammenhängenden Stunden pro 24-
Stunden-Zeitraum;
● eine Ruhepause bei einer tägli-
chen Arbeitszeit von mehr als sechs
Stunden;

● eine Mindestruhezeit von 24
Stunden pro Woche;
● eine durchschnittliche maximale
Wochenarbeitszeit von 48 Stunden
einschließlich der Überstunden;
● einen bezahlten Jahresurlaub von
vier Wochen;
● eine durchschnittliche maximale
Nachtarbeitszeit von acht Stunden
pro Tag.

Ferner legt die Richtlinie fest, dass
die Wochenarbeitszeit über einen Be-
zugszeitraum von vier Monaten ge-
messen wird. Im Durchschnitt dieser
vier Monate darf die Wochenarbeits-
zeit demnach 48 Stunden nicht über-

schreiten. In einer einzelnen Woche
kann die wöchentliche Arbeitszeit
aber bis auf 78 oder sogar 89 Stun-
den ausgedehnt werden! Abweichend
davon kann der Bezugszeitraum auf
sechs oder zwölf Monate erweitert
werden, sofern dies durch Tarifver-
träge oder Betriebsvereinbarungen
geregelt wird. Damit hat die beste-
hende Richtlinie das Tor für Arbeits-
zeitflexibilisierung im Interesse der
Unternehmer weit geöffnet. Es kann
wochen- oder monatsweise erheblich
länger als 48 Stunden gearbeitet wer-
den, wenn später Phasen mit kürze-
rer Wochenarbeitszeit eingeschoben
werden. Die 48 Stunden-Woche und
der 8-Stundentag als Norm wurden
bereits durch die ILO-Konvention
C1 von 1919 eingeführt – also vor
86 Jahren!

Was besagt das Opt-out?

Arbeitnehmer können durch eine
»freiwillige« schriftliche Versicherung

erklären, dass sie auf den Mindest-
schutz durch die Richtlinie bezüglich
der Begrenzung der maximalen Wo-
chenarbeitszeit auf 48 Stunden ver-
zichten. Artikel 22 der Arbeitszei-
trichtlinie ermöglicht so ein indivi-
duelles Opt-out, ein generelles Aus-
scheren aus der Norm.

Die Opt-out Regelung wird vor
allem von Großbritannien flächen-
deckend genutzt. Vier Millionen Er-
werbstätige arbeiten dort im Durch-
schnitt länger als 48 Stunden pro
Woche. Dies sind 700 000 mehr als
im Jahr 1992, bevor die EG-Richtli-
nie verabschiedet wurde. Rund eine
Million arbeiten wöchentlich sogar
länger als 60 Stunden. Hinzu kommt
ein weit verbreiteter Missbrauch des
Opt-outs. Ein Drittel aller Erwerb-
stätigen, die eine entsprechende Er-
klärung unterschrieben hatten, be-
streiten, dass dies freiwillig geschah.
Und zwei Drittel aller Beschäftigten,
welche im Durchschnitt länger als 48
Wochenstunden arbeiten, behaup-

ten, ihnen sei von ihrem Arbeitgeber
erst gar keine entsprechende Er-
klärung zur Unterschrift vorgelegt
worden.

Außer Großbritannien nutzen
Malta und Zypern das Opt-out bran-
chenübergreifend. Luxemburg er-
möglicht das Opt-out branchenbezo-
gen für das Hotel- und Gaststätten-
gewerbe. Für die Gesundheitsberufe
tun dies Spanien, Frankreich und
Deutschland. Klaus Dräger

Angriff auf die EU-Arbeitszeitrichtlinie
Kommission und Parlament weichen Schutzstandards auf – von Klaus Dräger*

Viele Ausnahmen,
schwache Regeln
Zur EU-Arbeitszeitrichtlinie



von Bereitschaftszeiten übernommen. Als
Reaktion auf diese Urteile ist in Deutschland
zum 1. Januar 2004 ein neues Arbeitszeitge-
setz in Kraft getreten. Es bestimmt wenigs-
tens im Grundsatz, dass Bereitschaftszeiten
bei der wöchentlichen (48 Stunden) und
täglichen (acht bzw. zehn Stunden) Höchst-
arbeitszeit anzurechnen sind.

Die Tarifgemeinschaft deutscher Länder
mahnt bereits, dass im Bereitschaftsdienst in
Krankenhäusern allgemeine Visiten oder das
Schreiben von Berichten als »inaktive« Be-
reitschaftszeit gelten müssen – und damit
nicht als Arbeitszeit! Auch außerhalb des Ge-
sundheitswesens könnte normale Arbeitszeit
als »inaktive« Bereitschaftszeit umgedeutet
werden – z. B. Wartezeiten von Kellnerin-
nen, Servicekräften usw.

Sozialpolitische »Rolle 
Rückwärts« in Europa?

Sozialpolitische Mindestvorschriften der EU
spiegelten bisher zwar meist nur den kleins-
ten gemeinsamen Nenner zwischen Mit-
gliedstaaten mit hohem und solchen mit
niedrigem Sozialschutzniveau wider. Doch es
bestand stets ein partei- und länderübergrei-
fender Konsens, dass das europäische Min-
destschutzniveau im Geiste des sozialen
Fortschritts anzuheben sei, wenngleich dies
meist nur langsam und in kleinsten Schritten
geschah. Damit ist es nun vorbei. Die EU-
Institutionen wollen den Rückwärtsgang
einlegen. Das ist eine historische Wende in
der EU-Politik. Die Europäische Kommis-
sion ist fest entschlossen, die ohnehin schwa-
chen Mindeststandards der EU-Arbeitszeit-
richtlinie zu schleifen. Das Europäische Par-
lament schlägt einen Tauschhandel vor: Ab-
schaffung des Opt-outs gegen Zugeständnis-
se zur weiteren Flexibilisierung der Arbeits-
zeiten und Aushebelung der EuGH-Urteile.
Insofern kommt es der Kommission in ent-
scheidenden Punkten bereits weit entgegen. 

Sowohl die Europäische Kommission als
auch eine starke Blockademinderheit um
Großbritannien im Europäischen Rat sind
gegen die Abschaffung des Opt-outs. Euro-
paabgeordnete von New Labour, welche mit
der Mehrheit des Parlaments für die Ab-
schaffung des Opt-outs gestimmt hatten, ha-
ben bereits erklärt, dass sie dies nur aus takti-
schen Gründen taten. Für sie kam es darauf
an, dass vor allem die Flexibilisierung der
Arbeitszeiten und die Aushebelung der
EuGH-Urteile vom Parlament mitgetragen
werden. In den nächsten Verhandlungsrun-
den zwischen Parlament, Rat und Kommis-
sion bis zur Zweiten Lesung der Verände-
rung der Arbeitszeitrichtlinie wird also
Druck auf das Parlament aufgebaut, in
punkto Opt-out nachzugeben. Ob der

Tauschhandel danach überhaupt aufgeht, ist
sehr fraglich. Und selbst wenn er erfolgreich
wäre, käme immer noch eine deutliche
Schwächung der bestehenden Richtlinie da-
bei heraus.

Wenn die Vorschläge zur Verlängerung
des Bezugszeitraums auf zwölf Monate in der
einen oder anderen Form
durchkommen, dann sind
ohnehin sehr viel längere
Wochenarbeitszeiten als 48
Stunden möglich. Schon
jetzt kann auf Basis des
Standard-Bezugszeitraums
von vier Monaten die Ar-
beitszeit in einer einzigen
Woche auf bis zu 78, und
unter bestimmten Bedin-
gungen sogar auf 89 Stun-
den ausgeweitet werden.
Das Hauptinteresse der Un-
ternehmerverbände liegt in
der Durchsetzung des »at-
menden Unternehmens«:
Arbeitszeiten nach Auftrags-
lage. Eine allgemeine 60-
Stunden-Woche will kaum
ein Unternehmen bezahlen
– aber eben die Möglichkeit
haben, bei geringeren Kos-
ten die Belegschaften mal 65 Stunden oder
mal 35 Stunden pro Woche arbeiten zu las-
sen. Mit allgemeinen Jahresarbeitszeitkonten
sind überlange Arbeitszeiten auch ohne das
Opt-out bequem zu erreichen.

So leistet die europäische Ebene im We-
sentlichen Schützenhilfe für die Kampagne
von Unternehmern und Regierungen, länge-
re und flexiblere Arbeitszeiten in den Mit-
gliedstaaten durchzudrücken. In Frankreich
attackierte die Raffarin-Regierung die 35-
Stunden-Woche. In der Bundesrepublik sind
Arbeitszeitverlängerungen nicht nur bei Be-
amten und Lehrern im öffentlichen Dienst
an der Tagesordnung. Die noch amtierende
rot-grüne Bundesregierung will die Arbeits-
zeiten noch flexibler machen. Die Opposi-
tion von CDU/CSU und FDP fordert gene-
rell längere Arbeitszeiten.

Im Sommer 2004 setzte Siemens die 40-
Stunden-Woche in zwei Betrieben durch
und vermeldete im November 2004 einen
Rekordgewinn in Milliardenhöhe. Dieses
Beispiel hat inzwischen Schule gemacht –
nicht nur bei Großkonzernen wie Daimler
Chrysler, General Motors, Karstadt usw.,
sondern auch in vielen mittelständischen
Unternehmen in Deutschland. In vielen EU-
Staaten gibt es vergleichbare betriebliche
»Pakte zur Standortsicherung«, welche die
Belegschaften zu längeren und flexibleren
Arbeitzeiten, zu Abstrichen bei Entgelten
und sonstigen Leistungen gezwungen haben
(concession bargaining). Nahezu alles, was die

europäische Arbeiterbewegung seit 1919 in
punkto Begrenzung der Arbeitszeiten er-
reicht hat, ist zur Disposition gestellt und
bereits ein gehöriges Stück zurück gedrängt
worden. Hinzu kommt: Arbeitzeitverlänge-
rung bei gleichem Monatsgehalt ist schlicht
Lohnsenkung. Dieser soziale Rückschritt

wird von den EU-Institutionen mit der ein-
lullenden Formel von der »neuen Balance
zwischen Flexibilität und sozialer Sicherheit«
schönfärberisch verbrämt.

Linke, hört die Signale?

Die wackeren Gallierinnen und Gallier hat-
ten mehrheitlich die Schnauze voll von die-
ser Sorte Europapolitik. Sie stimmten am
29. Mai 2005 mit Nein beim französischen
Referendum über eine EU-Verfassung, die
ihnen als zu neoliberal erschien. Ein Akt der
»sozialen Rache«, wie manche Kommentato-
ren zu Recht meinen. Nicht nur der Bolke-
stein-Hammer (Dienstleistungsbinnen-
markt), sondern auch die geplante Änderung
der Arbeitszeitrichtlinie und die marktradi-
kale Liberalisierungspolitik der EU erzürn-
ten die Gemüter der Erwerbstätigen, Er-
werbslosen und kleinen Selbständigen. Kom-
mission und Rat sind konsterniert, wollen
angeblich nachdenken, aber orientieren
zunächst stur auf »weiter so«. Das psycholo-
gische Signal des massenhaften Neins zu
fortgesetzter neoliberaler Politik wird seine
Schockwellen aber weiter verbreiten – und
nicht nur in Frankreich.

In Deutschland wäre schon mal ein An-
fang gemacht, wenn die »üblichen Verdäch-
tigen« ihre Antennen auf »Empfang« aus-
richteten. Konkret zur Arbeitszeitrichtlinie
könnte das bedeuten:
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● Über die Vorschläge von Kommission,
Rat und Europäischem Parlament breit in-
formieren und aufklären – in der Gewerk-
schaftslinken, Sozialverbänden und -initiati-
ven, Erwerbslosenbewegung und globalisie-
rungskritischer Bewegung wie auch in den
Gewerkschaften selbst. Geeignete Foren gibt

es genug: z.B. das geplante ge-
meinsame Treffen der Gewerk-
schaftslinken, Teilen von attac
und Netzwerken der sozialen
Bewegungen Ende Juni 2005
oder das Erfurter Sozialforum
vom 21.-24. Juli 2005.
● Die offenkundigen Zu-
sammenhänge und Wechselwir-
kungen zwischen den Attacken
auf europäischer Ebene (Absen-
kung des EU-Mindestschutzni-
veaus) und den Auseinanderset-
zungen auf nationaler, regionaler
und betrieblicher Ebene herstel-
len (z.B. deutsche Debatte zur
Arbeitszeitverlängerung, betrieb-
liche »Standortpakte«, Öff-
nungsklauseln in Tarifverträgen
in Metall- und Elektroindustrie
und anderen Sektoren, Tarifver-
trag im Öffentlichen Dienst bei
Bund und Kommunen, Tarif-

auseinandersetzung mit den Ländern, Situa-
tion im Gesundheitswesen, Sonder-Tarifver-
trag Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen
usw.).
● Die bestehenden Kontakte zu kritischen
Gewerkschaften, Gewerkschaftslinken und
sozialen Bewegungsnetzwerken auf europä-
ischer Ebene nutzen, um zu gemeinsamen
Positionen und Verabredungen zur EU-Ar-
beitszeitrichtlinie zu gelangen. Bezüglich der
Dienstleistungsrichtlinie wurde mit dem
ESF in London und Demonstration am 19.
März in Brüssel bereits erfolgreich ein An-
fang gemacht. Jetzt könnte man sich vorneh-
men, sowohl im ESF als auch im EGB (über
die nationalen Gewerkschaftsverbände und
Gewerkschaftslinke usw.) die Arbeitszeit-
richtlinie als zweites Widerstandsthema
ebenbürtig hochzuziehen.

Mit einer schnellen Verabschiedung der ver-
änderten Richtlinie ist aufgrund der Blocka-
de im Rat und der europäischen Großwet-
terlage nach dem französischen »Nein« nicht
zu rechnen. Das gibt uns Zeit, auf eine Ver-
änderung der Kräfteverhältnisse hinzuwir-
ken.

*   Klaus Dräger ist Mitarbeiter der Konföderalen Frak-
tion der Vereinten Europäischen Linken/Nordische Grüne
Linke (GUE/NGL) im Europäischen Parlament und im
Beirat der EU-AG von Attac Deutschland

Das Plastikmeer
Auf über 32 000 Hektar (320 km2)
erstrecken sich die Plastikgewächs-
häuser in der andalusischen Provinz
Almeria in Südspanien. Es handelt
sich um die weltweit größte Konzen-
tration von industriellem Gemüse-
bau unter Plastik.

Auf dieser Fläche werden etwa
drei Millionen Tonnen Treibhaus-
gemüse pro Jahr produziert. Mehr als
die Hälfte davon ist für den Export
bestimmt.

Eine zerstörte Umwelt, eine von
Pestiziden und üblen Gerüchen ge-

sättigte Luft, verschmutztes Grund-
wasser, eine Landschaft ohne Grün-
flächen, ohne Bäume, ohne Vögel
oder Insekten – das ist der Preis!

In der Hochsaison im Winter
bringen täglich tausend Lastwagen
Tomaten, Gurken, Paprika und an-
deres Gemüse nach Zürich, Wien,
Berlin, London... Die großen Ge-
winner in diesem Geschäft sind we-
nige Supermarkt- und Großhandels-
ketten. Sie kontrollieren heute 70 bis
80 Prozent des europäischen Lebens-
mittelmarktes und drücken die Er-
zeugerpreise ständig nach unten. 

Dieses »Wirtschaftswunder« ist
nur durch die Beschäftigung von bil-
ligen, rechtlosen Arbeitskräften mög-
lich: Rund 80 000 MigrantInnen –
etwa die Hälfte davon »Sans Papiers«,
ohne Aufenthaltsgenehmigung – aus
dem Maghreb, aus Schwarzafrika
und neuerdings aus Lateinamerika
und Osteuropa. Sie arbeiten als Ta-
gelöhnerInnen, oft nur für ein paar
Stunden täglich, zu niedrigsten Löh-
nen und fast ausnahmslos ohne Ar-
beitsvertrag. 

Die Lebensbedingungen der Zu-
gewanderten sind katastrophal. Auf-

grund der sozialen und rassistischen
Ausgrenzung finden die meisten kei-
ne Unterkunft in den Ortschaften.
Mitten im Plastikmeer hausen Tau-
sende in selbstgebastelten Verschlä-
gen aus Karton- und Plastikresten,
oder in verlassenen landwirtschaftli-
chen Gebäuden, ohne Trinkwasser,
ohne Toiletten, ohne Strom. 

Sie überleben nur dank einer star-
ken gegenseitigen Solidarität

Die LandarbeiterInnengewerkschaft
SOC 
Das SOC (Sindicato de Obreros del
Campo) kämpft seit fast 30 Jahren für
die Rechte der TagelöhnerInnen (jor-
naleros) in Andalusien. Die Gewerk-
schaft fordert eine umfassende Bo-
denreform. Traditionell verankert ist
sie in jenen Teilen Andalusiens, in
denen der Großgrundbesitz vor-
herrscht.

Seit den rassistischen Ausschrei-
tungen gegen marokkanische Zuge-
wanderte in El Ejido im Februar

2000 hat das SOC seine Aktivitäten
in der Treibhausregion aufgenom-
men. In der Provinzhauptstadt Al-
meria wurde ein Gewerkschaftsbüro
eingerichtet, in dem zwei SOC-Ver-
treter tätig sind: Abdelkader Shasha,
aus Marokko und Gabriel M’Binky
Ataya, aus Senegal. Sie arbeiten in ei-
nem schwierigen und gefährlichen
Klima. Da sie Missbräuche und
Übergriffe gegen MigrantInnen sy-
stematisch anzeigen, sind sie Dro-
hungen aller Art ausgesetzt.

Das SOC ist die einzige Gewerk-
schaft vor Ort, die sich ernsthaft für
die Rechte, auch der zugewanderten
LandarbeiterInnen, einsetzt. Sie ist
auf eine langfristige politische und fi-
nanzielle Unterstützung angewiesen.

Das Europäische BürgerInnenfo-
rum verfolgt die Situation in An-
dalusien seit fünf Jahren sehr genau.
In Zusammenarbeit mit dem SOC
hat es mehrere europäische Beobach-
terInnendelegationen in die Region
Almeria entsandt.

Selbstorganisation 
von MigrantInnen
Kampagne zur Unterstützung der LandarbeiterInnengewerkschaft
SOC in der Gewächshausregion von Almeria
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Seit den pogromartigen, rassistischen
Ausschreitungen gegen marokkani-
sche Landarbeiter vom Februar 2000
in der Region von Almeria (siehe auch
express 6-7/2000) wird die Situation
in dieser Provinz Andalusiens vom
Europäischen BürgerInnenforum (EBF)
genau verfolgt. Vom 5.–12. März die-
sen Jahres war eine vom EBF organi-
sierte, internationale Delegation mit
TeilnehmerInnen aus Deutschland,
Österreich, Norwegen und der
Schweiz vor Ort, um die aktuelle Situa-
tion in dem »Meer aus Plastik« – einem
der weltweit größten Anbaugebiete
für Gemüse unter Plastik – zu erkun-
den. Eines ihrer Ziele war es auch, den
vom 7. Februar bis zum 7. Mai stattfin-
denden Prozess der sog. »außerge-
wöhnlichen Normalisierung«, wie offi-
zielle Stellen die jüngste Regularisie-
rung des Aufenthaltsstatus’ papierlo-
ser ImmigrantInnen bezeichneten, zu
beobachten. Wir dokumentieren Aus-
züge aus dem Bericht der Delegation
über die aktuellen Zustände in Alme-
ria, die Situation der LandarbeiterIn-
nen und Papierlosen sowie die Proble-
me mit der ›Legalisierung light‹ – letz-
tere fand hierzulande in der Presse ein
weitgehend positives Echo und könnte
nach Ansicht von Bündnis-Grünen wie
Claudia Roth durchaus als Modell für
eine Ergänzung der deutschen Zuwan-
derungspolitik dienen.

Im Zusammenhang mit den Ergebnis-
sen der Delegationsreise möchten wir
an dieser Stelle insbesondere auf den
Spenden- und Unterstützungsaufruf
des EBF für die spanische Landarbei-
tergewerkschaft SOC (s. S. 11) auf-
merksam machen, die in der Region
ein Sozial- und Beratungszentrum für
die ArbeiterInnen im Zentrum von El
Ejido und ein weiteres im rechtlosen
Niemandsland zwischen den Plastik-
planen und -hütten aufbauen wollen.

Der Auftakt der Reise warf ein bezeichnen-
des Licht auf die sog. »Normalisierung« der
Verhältnisse in Almeria. Gerade als wir dabei
waren, die Delegation zusammen zu stellen,
informierten uns die FreundInnen von der
andalusischen Landarbeitergewerkschaft
SOC (Syndicato de Obreros/as del Campo)
über den Mord durch fünf spanische Ju-

als er ein Café verließ. In dieser Kaffeestube
machte die internationale Delegation Rast.
Die Atmosphäre im Raum war angespannt.
Doch die Leute im Café wollten über das
Geschehene reden. Sie erzählten, dass die
Täter dank der Aussagen einiger Zeugen
identifiziert werden konnten. Einer der Täter
hätte inzwischen gestanden und sei im Ge-
fängnis. Doch die Informationen waren
nicht sehr präzise. Es gab Gerüchte von wei-
teren Übergriffen. Fast alle ImmigrantInnen
fürchten sich davor, Klage einzureichen oder
als Zeugen aufzutreten, vor allem diejenigen,
die keine Papiere haben. Ein junger Immi-
grant, der dies doch gewagt hatte, wurde ab-
geschoben, obwohl ihm die Behörden vorher
zugesichert hatten, dass dies nicht passieren
würde.

Das Ermittlungsverfahren

Als die internationale Delegation beim Dele-
gierten der Zentralregierung in Almeria
empfangen wird, versichert er, dass die Bür-
gerInnen von El Ejido keine Rassisten seien.
Der Mord an Azzouz Hosni sei kein rassisti-
sches Verbrechen gewesen. Der Täter habe
dies selber bestätigt, er könne uns aber über
ein laufendes Verfahren keine Auskünfte ge-
ben. Er ist etwas verlegen, weil täglich Briefe
und Faxe aus dem Ausland bei ihm eintref-
fen, die verlangen, dass der Mord an Azzouz
Hosni rückhaltlos aufgeklärt wird. Die Er-
mittlungen würden ernsthaft geführt, versi-
chert er uns, er selbst trage die Verantwor-
tung dafür. Die internationalen Medien hät-
ten dem Ruf von El Ejido sehr geschadet,
ihm gehe es darum, diesen wieder zu verbes-
sern. Er betont, das Hauptproblem in der
Region sei die hohe Anzahl von illegalen
Einwanderern: »Das vom Partido Popular
ausgearbeitete Ausländergesetz hat nicht
genügt, die Einwanderungsflut einzudäm-
men. Unsere jetzige Regierung hat sich vor-
genommen, die Lage zu verbessern, und die
›Normalisierung‹ ist der erste Schritt in diese
Richtung.«

Mutige HelferInnen

Es kommt zu einem Treffen mit Mercedes
Fornieles von der Organisation »Fortschritt-
licher Frauen« (Mujeres Progresistas) in El Eji-
do, welche die Marokkaner während der ras-
sistischen Ausschreitungen vom Februar
2000 mutig verteidigt hatte. Keine der sechs
Frauen, die damals in ihrem Büro arbeiteten,

gendliche an dem Marokkaner Azzouz Hos-
ni, einem Mitglied der Gewerkschaft, in der
Stadt El Ejido.1

Das Demonstrationsverbot
von El Ejido

Am Sonntag, dem 6. März, sollte in El Ejido
eine Demonstration stattfinden. Das SOC
und verschiedene MigrantInnen-Organisatio-
nen wollten Azzouz Hosni die letzte Ehre er-
weisen. Gleichzeitig hätte diese Kundgebung
dazu dienen sollen, die häufigen Übergriffe
gegen Zugewanderte in der Region, die fast
immer straffrei bleiben, anzuprangern. Doch
dazu sollte es nicht kommen. Bei dem reak-
tionären Bürgermeister von El Ejido, Mit-
glied des Partido Popular, handelt es sich um
den gleichen betuchten Unternehmer, der be-
reits während der rassistischen Ausschreitun-
gen vom Februar 2000 eine verhängnisvolle
Rolle gespielt hatte. Er erklärte kurzerhand,
dass er den von den OrganisatorInnen ge-
planten Weg für die Demonstration nicht ak-
zeptieren könne. Stattdessen schlug er eine
Route vor, die jegliche öffentliche Aufmerk-
samkeit ausgeschlossen hätte. Der Delegierte
der spanischen Zentralregierung in Almeria,
ein Sozialist, unterstützte seinen politischen
Gegner in El Ejido unter dem Vorwand, dass
auf dem Platz, auf dem sich die Demonstran-
tInnen versammeln wollten, Bauarbeiten im
Gange seien. Und tatsächlich war an dieser
Stelle wenige Tage vor dem vorgesehenen
Datum der Demonstration ein kleines Loch
gegraben worden. Das SOC und die anderen
Organisationen sagten daraufhin die Demon-
stration ab und verbreiteten diese Neuigkeit
auf Flugblättern und Plakaten. Das Festhal-
ten an einer Demonstration, die als illegal er-
klärt worden war, hätte für die zahlreichen
TeilnehmerInnen ohne Papiere ein zu großes
Risiko dargestellt. 

Der Sonntag ist auch der Tag, an dem
die ausländischen ArbeiterInnen in die Stadt
gehen, um nach Hause zu telefonieren. Sie
sind dann zahlreich auf den Straßen und in
den Cafés vertreten. In dieser Zeit dreht die
Polizei per Auto oder hoch zu Ross ihre
Runden. Seit dem Beginn der Regularisie-
rung haben sich die Kontrollen verstärkt.
Dieses Vorgehen trägt nicht gerade zur Beru-
higung der Lage bei. Wer ohne gültige Pa-
piere aufgegriffen wird, riskiert die Abschie-
bung und verspielt jede Chance, einmal lega-
lisiert zu werden.

Der Mord an Azzouz Hosni geschah am
13. Februar im Stadtzentrum von El Ejido,

Selbstorganisation der MigrantInnen 
Für die ausländischen TagelöhnerIn-
nen ist es äußerst schwierig sich zu
organisieren. Die Treibhausregion ist
sehr weitläufig und die Zugewander-
ten sind in ihrer Bewegungsfreiheit
stark eingeschränkt. Früh morgens
gehen sie auf Arbeitssuche und keh-
ren sofort nach der Arbeit wieder in
ihre Unterkünfte zurück. In den
Ortschaften riskieren sie, Ein-
schüchterungen und gewalttätigen
Übergriffen zum Opfer zu fallen.
Die »Sans-Papiers« leben außerdem
in ständiger Angst, von der Polizei
festgenommen und ausgewiesen zu
werden. Es gibt kaum Lokale, wo
sich die MigrantInnen treffen kön-
nen. Wegen der prekären Lohnsitua-
tion und häufiger Arbeitslosigkeit
haben sie generell mit größten wirt-

schaftlichen Schwierigkeiten zu
kämpfen. 

Aus all diesen Gründen hält es
das SOC für dringend nötig, Ge-
werkschaftsbüros im unmittelbaren
Lebensumfeld der MigrantInnen
einzurichten. Diese Lokale sollen
gleichzeitig als Beratungsstellen,
Treffpunkte, Versammlungs- und
Schulungsorte dienen.

Das erste Lokal soll in El Ejido
entstehen, wo die AusländerInnen
der Ausgrenzung und Repression am
stärksten ausgeliefert sind. Ange-
sichts der Druckversuche und Dro-
hungen ist es dem SOC unmöglich,
Räumlichkeiten zu mieten; deshalb
kommt nur der Kauf in Frage.

Um das erste Lokal erwerben zu
können, braucht es eine Gesamtinve-
stition von rund 90 000 Euro. Das

SOC kann diese Kosten nicht alleine
tragen. Deshalb läuft zur Zeit in ver-
schiedenen europäischen Ländern
eine Solidaritätskampagne.

Die Selbstorganisation der Mi-
grantInnen braucht unsere Unter-
stützung. Wir bitten Sie, sich mit ei-
ner Spende zu beteiligen. Es geht
aber nicht nur um finanzielle Hilfe.
Ebenso wichtig ist es, direkte Kon-
takte mit dem SOC zu knüpfen und
sich bereit zu halten, im Fall von
Druckversuchen und Drohungen ge-
gen SOC-GewerkschafterInnen
rasch zu intervenieren.

Kontakt: Europäisches BürgerInnen-
forum/EBF, Hof Ulenkrug, OT 
Stubbendorf 68, D-17159 Dargun,
Tel. +49 (0)39959 20 329
email: ulenkrug@t-online.de

internet: www.civic-forum.org
Spendenkonto: Raiffeisenbank Mal-
chin, BLZ: 150 616 98, Kto.-Nr. 
201 084 194, Stichwort: SOC

Folgende Broschüren über das The-
ma sind über das EBF zu beziehen:

Anatomie eines Pogroms z.B. El Ejido
– Bericht einer Delegation des Eu-
ropäischer BürgerInnenforums über die
rassistischen Ausschreitungen vom Fe-
bruar 2000 in Andalusien. (138 Sei-
ten, 10 Euro + Versand) 

Bittere Ernte. Die moderne Sklaverei
in der industriellen Landwirtschaft
Europas (128 Seiten, 12 Euro + Ver-
sand)

Dringliches

Für Gerechtigkeit, 
Frieden und Bewahrung
der Natur

1. Sozialforum in Deutschland

In Deutschland werden unter dem
Begriff »Reformen« profitorientierte
Interessen mit Maßnahmen durchge-
setzt, die zu Lasten der Bevölkerung
gehen. Diese Politik führt zu steigen-
der Erwerbslosigkeit, Verarmung und
dem finanziellen Kollaps der Kommu-
nen, der Länder und des Bundes. 
Dies ist ein weltweiter Prozess. Die
neoliberale Globalisierung führt heu-
te auch in den reichen Ländern zu
Entwicklungen, unter denen die

sind in der Stadt ge-
blieben. Das frem-
denfeindliche Klima,
die täglichen Dro-
hungen und auch Sa-
botageakte an ihren
Autos haben sie zer-
mürbt. Mercedes
führt jetzt einen
Campingplatz in den

umliegenden Bergen. Sie kommt ein paar
Tage im Monat in die Stadt, um den Kon-
takt mit den Leuten zu halten. Bei ihrer An-
kunft wird sie jeweils sofort um Hilfe ange-
fragt. Während eines gemeinsamen Essens
erhält sie den Anruf eines Mannes, der Mer-
cedes fragt, ob sie ihn zum Polizeirevier be-
gleiten könne, wo er eine Klage einreichen
wolle. Die Polizei hatte einen Marokkaner
misshandelt.

In der Provinzhauptstadt Almeria teilt
die LandarbeiterInnengewerkschaft SOC ein
Bürolokal mit anderen kleineren Organisa-
tionen. An diesem Ort treffen sich immer
viele Leute, die diskutieren und organisieren
oder Hilfe und Rat suchen. Durch eine in-
ternationale Unterstützungskampagne des
Europäischen BürgerInnenforums konnte
das SOC den Kauf eines zweiten Lokals, die-
ses Mal im Stadtzentrum von El Ejido, in
Angriff nehmen. In der ersten Zeit geht es
darum, eine tägliche Präsenz für die drin-
gendsten Probleme der LandarbeiterInnen
zu garantieren. Später werden zusätzlich Te-
lefonkabinen und eine Cafeteria als Treff-
punkt eingerichtet, die auch etwas Geld ein-
bringen sollen. Das SOC hat mächtige Geg-
ner in der Region: den Bürgermeister von El
Ejido, die Unternehmerschaft, den Großteil
der politischen Elite und die rassistischen
Banden. Deshalb ist die internationale Un-
terstützung für die Arbeit des SOC und für
die ImmigrantInnen so wichtig, zu welcher
die Verbreitung von Informationen in ande-
ren Ländern über die Situation in El Ejido
gehört, aber auch, sich vor Ort ein eigenes
Bild zu machen und sich bereit zu halten, im
Notfall auf verschiedenen Ebenen zu interve-
nieren. 

Das tägliche Leben

Gabriel und Abdelkader, zwei Vertreter des
SOC für die Region von Almeria, begleiten
die Delegation beim Besuch verschiedener
chabolas. Dabei handelt es sich um improvi-
sierte Siedlungen der Immigranten mitten im
Gewächshausgebiet. Sie bestehen aus baufäl-
ligen Hütten, welche die Bewohner aus Pla-
stikresten und anderem Abfallgut zusammen-
gebastelt haben. Die Bewohner der ersten
chabola, etwa fünfzehn Männer aus Marok-
ko, empfangen die Delegation herzlich. Sie
zeigen ihren Brotbackofen und ihr Badehäu-
schen. Beides haben sie mit Behelfsmateria-
len gebaut. Sie sind gerade dabei, ein Feuer
zu entfachen, um ihre Kleider und sich selbst
zu waschen. Es gibt keinen Baum weit und

»Normalisierung« in Almeria?
Internationale Delegation nimmt Situation der Landarbeiter in Andalusien
und neuerliche Legalisierungskampagne unter die Lupe – von Sissel Brodal



Menschen in der südlichen Erdhälfte
schon seit Jahren – allerdings weitaus
schlimmer – zu leiden haben. Dort
wie hier zerstört sie die natürlichen
Lebensgrundlagen dieser und kom-
mender Generationen. Die Durchset-
zung wirtschaftlicher Interessen wird
zunehmend mit kriegerischen Mit-
teln betrieben. Während für das Ka-
pital alle regulierenden Schranken fal-
len, werden, wie bei der »Festung Eu-
ropa«, die Mauern gegen den Zu-
strom von MigrantInnen und Flücht-
lingen hochgezogen. Die sozialen
Grundbedürfnisse werden durch Pri-
vatisierung öffentlicher Güter sowie
der Daseinsvorsorge ausgehebelt. Im
Namen der globalen Wettbewerbs-
fähigkeit und der Konkurrenz aller
gegen alle werden Tausende Arbeits-
plätze vernichtet. Soziale und demo-

kratische Rechte werden abgebaut. 
Die gesellschaftliche Unzufriedenheit
wird immer größer. Das provoziert
die Frage, welche Veränderungen
notwendig sind, um die sozialen
Grundbedürfnisse und natürlichen
Lebensgrundlagen der Menschen zu
sichern, Frauen und Männern eine
existenzsichernde und gesellschaft-
lich sinnvolle Beschäftigung zu bie-
ten, ihre Würde zu wahren und ihre
demokratischen Mitwirkungsmög-
lichkeiten zu erweitern. 
Immer weniger Menschen fühlen
sich in ihren Anliegen vertreten. Wir
müssen uns selber auf den Weg ma-
chen. Wir brauchen dafür ein zivilge-
sellschaftliches Forum, um uns über
verschiedene soziale Milieus hinweg
auszutauschen. Dort wollen wir For-
men des Widerstands entwickeln

und Widersprüche im Streben nach
gemeinsamen Handlungsmöglichkei-
ten und der Entwicklung von Alter-
nativen überwinden. Dazu bedarf es
eines gesellschaftlichen Dialogs in ei-
nem offenen Raum jenseits von Par-
teien und weltanschaulichen Abgren-
zungen. 
Dieser Dialog ist Teil eines weltweit
wachsenden Prozesses. Im südbrasi-
lianischen Porto Alegre fanden sich
im Jahr 2001 erstmals Menschen aus
aller Welt unter der Losung »Eine
andere Welt ist möglich«. Parallel zu
ähnlichen kontinentalen Foren in
Afrika und Asien traten 2002 in Flo-
renz das Erste, 2003 in Paris das
Zweite Europäische Sozialforum zu-
sammen. In Deutschland gibt es So-
zialforen in vielen Städten und Re-
gionen. 

Aus dem vorläufigen Programm:
Auf Basis der Rückmeldungen sowie
den Diskussionen bei den offenen
Treffen des Vorbereitungskreises und
der AG Programm wurden bereits
die folgenden vier Themenbereiche
erarbeitet:
1. Arbeitswelt und Menschenwürde 
2. Globalisierung und die Rolle
Deutschlands in der Welt 
3. Menschenrechte und politische
Teilhabe 
4. Eine lebenswerte Welt – anders
leben
Diese Überschriften sollen anregen
Einzelthemen – beispielsweise »Recht
auf Faulheit« – unter verschiedenen
Perspektiven – etwa 1, 3 und 4 – zu
diskutieren.
Die Vorbereitungsgruppe wird zu je-
dem Themenbereich eine Konferenz

gestalten, an deren Vorbereitung alle
mitwirken können. Für die konkrete
Vorbereitung wurden vier Arbeits-
gruppen gebildet, deren Ansprech-
personen und Vorüberlegungen auf
unten aufgeführter Website zu fin-
den sind.
An gemeinsamen Veranstaltungen ist
für den Donnerstagabend eine große
Open Air-Eröffnungsveranstaltung
geplant mit viel Kultur und wenigen
Redebeiträgen. Unter dem Titel »Für
Gerechtigkeit, Frieden und Bewah-
rung der Natur« soll sie die Verbin-
dung des Sozialforum 2005 mit dem
weltweiten und europäischen Sozial-
forumsprozess zeigen. Dazu wird u.a.
eine Rednerin aus Brasilien anwesend
sein. Des weiteren wird es am Sonn-
tagvormittag eine Versammlung so-
zialer Bewegungen geben.
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ihn – nach Ansicht des Arbeiters – korrekt
behandelt. Der Unternehmer bezahlt ihm 
30 Euro für einen Achtstundentag. Der für
die Provinz Almeria festgesetzte Tariflohn
beträgt 37,20 Euro, aber den hat hier nie 
jemand bekommen.

Jeder der Bewohner hat eine dramatische
Geschichte zu berichten. Wie unzählige an-
dere haben sie das Meer in kleinen offenen
Booten, den pateras, überquert. Der Großteil
hat es mehrere Male versucht, bevor die
Überfahrt gelang. Einer von ihnen erzählt
uns von seinem »schönen Abenteuer« und
von seinen Hoffnungen, als er aufbrach. 

Die Ältesten in der Siedlung sind sich ei-
nig: Das Schlimmste sei nicht »all das« – da-
bei zeigen sie auf die Landschaft aus Plastik
und Abfall – sondern »das Schlimmste ist die
Veränderung in unserem Inneren. Zuvor wa-
ren die Großzügigkeit und das Teilen unter-
einander selbstverständlich. Hier wird man
egoistisch und überlegt zuerst lange, bis man
dem anderen hilft. Man kalkuliert alles. Und

es ist unmög-
lich, an eine
Zukunft zu
denken. Natür-
lich hätte jeder
gerne Frau und
Kinder, doch
was könnte
man ihnen bie-
ten? Manchmal
lernt einer sogar
eine spanische
Frau kennen.
Doch eine
nähere Bezie-
hung kommt
nicht in Frage,
weil sofort der
Verdacht ent-
steht: Der will
ja nur Papiere.

Alles ist verfälscht – von Anfang an.« 
In der nächsten Siedlung, die wir besu-

chen, lebt eine große Anzahl von sehr jungen
Marokkanern, von denen keiner Französisch
oder Spanisch spricht. Die Delegation wird
kühl empfangen, fast feindlich. Es seien bei
ihnen schon viele JournalistInnen vorbeige-
kommen: »Sie stellen Fragen, sie filmen, aber
für uns ändert sich nichts. In Marokko hat
man uns im Fernsehen gesehen. Niemand
hat verstanden, was wir hier machen.« Ein
paar Bewohner sind dabei, ein Auto zu repa-
rieren; andere bereiten sich darauf vor auszu-
gehen. Sie haben sich unter einer Plastikpla-
ne eine Dusche installiert; die Sonne erzeugt
das warme Wasser. Während die Gesellschaft
zwischen den Gemüsetunnels von El Ejido
eine reine Männergesellschaft ist, existieren
überall verstreut »Clubs für Immigranten«,
in denen auch papierlose Frauen – Afrikane-
rinnen, Russinnen, Rumäninnen und andere
– zu treffen sind.

In den Gemeinden rund um El Ejido sol-
len rund hundert verschiedene Nationalitä-
ten vertreten sein. Die Bürgermeister dieser

breit. Für ihr Feuer sammeln sie alte Pfähle
und anderes Abfallholz in der Umgebung. Ei-
nige der Einwanderer haben in ihrer Heimat
ein Hochschulstudium abgeschlossen, ande-
re, vor allem die jungen, reden kaum eine an-
dere Sprache als ihren lokalen Dialekt. Es ist
sehr schwierig, Spanisch zu lernen, so lange
man arbeitslos ist. Nur bei der Arbeit kommt
man in Kontakt mit Spaniern. 

Der letzte Winter war außergewöhnlich
lang und kalt. 15 000 Unternehmer, die
Gemüse unter Plastik anbauen, taten in den
Straßen von Almeria lautstark kund, dass sie
20 Prozent der Ernte verloren hätten. Was
sie nicht erwähnten, war, dass sie diesmal
den ganzen großen Rest zu sehr guten Prei-
sen verkauft hatten. Das Versprechen von
staatlicher Seite, die Verluste durch Subven-
tionen auszugleichen, ließ nicht lange auf
sich warten. In dieser Periode fanden viele
der ImmigrantInnen wenig Arbeit und
konnten nur dank der Solidarität unterein-
ander überleben.

Zum Zeitpunkt unserer Reise lassen die
Unternehmer die Tomatenpflanzen und die
der anderen Gemüsesorten in den Plastik-
tunnels ausreißen. Überall gibt es große
Haufen dieser ausgedienten Pflanzen zwi-
schen den Tunnels, durchmischt mit Plastik-
schnüren. Jetzt geht es daran, die Melonen
zu setzen. Mit intensiver Düngung und 
Behandlung sind sie in zwei Monaten reif.
Während dieser Periode braucht es nur sehr
wenige Arbeitskräfte. Nach der Melonenern-
te wird eine längere Pause bis zum Herbst
eingelegt; dann geht es mit dem Anbau von
Tomaten und Paprika wieder los. 

Um in den Genuss der Regularisierung
zu kommen, muss der Immigrant oder die
Immigrantin einen Arbeitsvertrag von min-
destens drei Monaten vorweisen können.
Doch welcher Unternehmer ist bereit, einen
solchen auszustellen, wenn er gerade gar nie-
manden in seinem Gewächshaus braucht?
Ein einziger Bewohner der chabola meint,
eine Aufenthaltsbewilligung bekommen zu
können. Er ist seit drei Jahren hier und ar-
beitet seit langem für den gleichen Chef, der

Gemeinden, die alle politisch konservativ
sind, machen immerhin kleine Anstrengun-
gen vor allem im Bereich der Unterbringung
der Einwanderer, so dass bei ihnen nicht die-
selbe Situation eintritt wie in El Ejido. Die
meisten Zugewanderten leben in Wohnun-
gen, oft in großer Zahl in einem kleinen Ap-
partement. Jede und jeder muss dann eine
Miete bezahlen, was schwierig ist, wenn man
nicht jeden Tag Arbeit findet. Ein Senegalese
erzählt uns, er arbeite für eine Genossen-
schaft von fünf Unternehmern mit 15 Arbei-
tern aus Senegal und 40 RumänInnen, dar-
unter einige, die mit ihren Kindern da seien.
Die beiden Nationalitäten verstehen sich
hier gut untereinander. Keiner unserer Ge-
sprächspartner kann das Gerücht bestätigen,
dass die AfrikanerInnen nach und nach
durch Arbeitskräfte aus Osteuropa ersetzt
werden. »In Wirklichkeit«, sagt man uns,
»vertragen die Europäer die Hitze in den
Plastiktunnels nicht. Die Unternehmer 
mögen die Marokkaner zwar nicht, aber sie
können nicht auf sie verzichten.«

Die »Normalisierung«

Während der letzten Jahre gab es mehrere
größere Schübe von Legalisierungen papier-
loser ImmigrantInnen in Spanien. Die Be-
dingungen waren nicht leicht zu erfüllen,
aber zumindest hatte der Ausländer oder die
Ausländerin das Recht, den Antrag persön-
lich zu stellen. Bei der jetzigen Regularisie-
rung soll dies der Arbeitgeber tun. Die Be-
dingungen sind so restriktiv, dass – sehr op-
timistisch gerechnet – höchstens 15 bis 30
Prozent der ImmigrantInnen in der Provinz
Almeria eine Chance haben, eine Aufent-
haltsbewilligung zu erlangen. Es braucht 
einen Arbeitsvertrag von sechs Monaten in
den meisten Sektoren, einen für drei Monate
in der Landwirtschaft. Dazu darf der Immi-
grant oder die Immigrantin keinen Eintrag
im Strafregister haben – weder im Ur-
sprungsland noch in Spanien. Außerdem
muss er oder sie sechs Monate durchgehend
bei der Gemeinde registriert sein. Dies ist
der umstrittenste Punkt. Nur sehr wenige
Eingewanderte melden sich bei der Gemein-
de an, weil sie Angst vor der Abschiebung
haben oder weil sie entweder in den chabolas
oder in völlig überbelegten Zimmern leben.
Die Gemeinde gestattet das Wohnen in den
chabolas offiziell nicht und akzeptiert in ei-
nem überbelegten Appartement nur vier von
vielleicht zwölf BewohnerInnen als reguläre
Mieter. Die LandarbeiterInnengewerkschaft
SOC ist nicht die einzige Organisation, die
von den Behörden fordert, dass auch andere
Nachweise über den bisherigen Aufenthalt
der Papierlosen in Spanien für die Legalisie-
rung akzeptiert werden sollen – wie z.B. die
»Sanitätskarte«. Jeder Ausländer und jede
Ausländerin hat ein Recht auf diese Karte,
die u.a. das Rote Kreuz ausstellt und die den
Zugang zu kostenloser medizinischer Versor-
gung eröffnet. Bis jetzt stellen sich die

Behörden jedoch stur. Inzwischen blüht der
Schwarzhandel mit Dokumenten, und die
Preise steigen.

Hat jemand die Aufenthaltsbewilligung
bekommen, muss er/sie innerhalb von 30
Tagen bei der Sozialversicherung angemeldet
werden. Auch dies ist die Aufgabe des Ar-
beitgebers. Er kommt dabei eher billig da-
von: Während der/die Angestellte 60 Euro
pro Monat als fixe Summe bezahlen muss,
zahlt der Arbeitgeber lediglich für die Tage,
an denen gearbeitet wird. Der Arbeitgeber
kann aber leicht zwei Arbeitstage offiziell für
die Versicherung deklarieren, und den Ange-
stellten trotzdem 30 Tage im Monat arbeiten
lassen. Bis Mitte März sind offenbar 4 000
Anträge für eine Regularisierung in der Pro-
vinz Almeria gestellt worden. Die Behörden
gehen davon aus, dass diese Zahl gegen Ende
der festgesetzten Frist ansteigen wird, und sie
rechnen damit, dass 12 000 bis 15 000 Men-
schen legalisiert werden.

Doch was wird mit allen anderen gesche-
hen, den rund 15 000 bis 25 000 Immigran-
tInnen, welche die gestellten Bedingungen
nicht erfüllen? Der Delegierte der Zentralre-
gierung in Almeria gibt uns Antwort: Er-
stens seien diese Zahlen wahrscheinlich weit
übertrieben, meint er. Zweitens seien speziel-
le Brigaden von Arbeitsinspektoren bereits in
der Ausbildung. Bis jetzt hätte es nur sechs
(!) Inspektoren gegeben. Nach dem 8. Mai,
d.h. einen Tag nach dem offiziellen Ende der
Antragsphase für die »Normalisierung«, soll
sich das alles ändern. Auch die Unternehmer
wollten saubere Verhältnisse, sagt er, und sie
müssten künftig mit Bußen bis 60 000 Euro
rechnen, wenn sie Leute ohne Arbeitsvertrag
beschäftigen. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der Ge-
müseproduktion unter Plastik hat bisher das
Schweigen über die inakzeptablen Arbeits-
und Lebensbedingungen für die Landarbei-
terInnen in der Region zementiert. Deshalb
ist es wenig glaubhaft, dass plötzlich ein
Kreuzzug gegen alle Unternehmer, die von
dieser Situation profitieren, stattfinden soll.
Viel wahrscheinlicher ist der Aufbau einer
harten Repression gegen die Einwanderung
mittelloser ImmigrantInnen, welche tagtäg-
lich von der gegenüberliegenden Küste des
Mittelmeeres mit den pateras in Richtung
Spanien aufbrechen und das Wirtschafts-
wunder von Almeria erst ermöglichen. Doch
jeder weiß: Die Einwanderung lässt sich
kaum aufhalten. Stärkere Einschüchterungs-
methoden treiben die ImmigrantInnen nur
noch mehr in die Illegalität. Sie bilden dann
eine gefügige Reservearmee von rechtlosen
Arbeitskräften, ohne die das Wirtschaftsmo-
dell von Almeria nicht existieren könnte.

*  Der Artikel ist erschienen in Archipel, Zeitschrift des
Europäischen Bürgerforums, Nr. 126, April 2005 und
wurde für den express überarbeitet

Anmerkung:
1) Siehe Beiblatt zu Archipel, Nr. 125, März 2005:

»Mord an Azzouz Hosni – Appell für eine dringende
Intervention«



Projekt ExCHAINS kennengelernt, ihre Er-
fahrungen ausgetauscht und Ideen entwi-
ckelt, wie internationale Solidarität ganz
praktisch gemacht werden kann. »Direkte
Kontakte zwischen Beschäftigten entlang der
Zulieferkette der Textil- und Bekleidungsin-
dustrie und des Einzelhandels« – diese Grund-
idee des Projektes hat im Falle H&M inzwi-
schen zu sehr konkreten Ergebnissen geführt. 

Dabei spielt natürlich der öffentliche
Druck eine wichtige Rolle, den Gewerk-
schaften und kritische Ver-
braucher auf europäische
Handelsunternehmen aus-
üben können, wenn diese
ausbeuterische Verhältnisse
bei ihren Zulieferbetrieben
in der Dritten Welt zulas-
sen. Das ist auch der
Grund, warum viele Han-
delskonzerne sich inzwi-
schen gezwungen sehen, die
Grundsätze ihrer »sozialen
Verantwortlichkeit« in soge-
nannten »Codes of Con-
duct« festzuschreiben – Ver-
haltenskodizes mit Regeln
zur Einhaltung bestimmter
sozialer Mindeststandards, auf die Zulieferer
vertraglich verpflichtet werden. Selbst der
beste Kodex bleibt jedoch wirkungslos, wenn
seine Einhaltung in den Fabriken nicht kon-
sequent und unabhängig kontrolliert wird.

Internationale 
Solidarität konkret

Ein erster konkreter Schritt des Projektes
ExCHAINS bestand deshalb darin, zunächst
einmal herauszufinden, welche Bekleidungs-
fabriken in Sri Lanka und Bangladesch für
welche Händler in Deutschland produzieren.
Dies wird nämlich von den meisten Unter-
nehmen streng geheim gehalten. Die Kolle-
ginnen in Deutschland sammelten deshalb
zunächst »Labels« – die in die Kleidungs-
stücke ihrer Sortimente eingenähten Mar-
kenzeichen. Diese wurden zu unseren Part-
nergewerkschaften nach Asien geschickt und
dort den Näherinnen in den Fabriken ge-
zeigt. So gelang es, in einem ersten Schritt
fünf Zulieferer für H&M in Bangladesch
ausfindig zu machen. Aktivistinnen der Ge-
werkschaft NGWF dokumentierten die dor-

tigen Arbeitsbedingungen sowie
mehrere Verstöße gegen natio-
nales Arbeitsrecht und gegen die
im Kodex von H&M festgeleg-
ten Grundsätze. Als wichtigste
Forderungen formulierten sie:
● das Recht auf Organisierung
● die Durchsetzung eines ar-
beitsfreien Tages in jeder Woche

● den Erhalt von Arbeitsverträgen 

Bei einem gemeinsamen Seminar im No-
vember 2004 berichteten Eliza und zwei Ak-
tivistInnen der Gewerkschaft NGWF den
KollegInnen aus Schweden und Deutschland
von den Arbeitsbedingungen in Bangla-
deschs Bekleidungsfabriken. Im Anschluss
wurde gemeinsam eine Reise nach Schweden
unternommen. Die Gruppe traf sich mit
Vertretern der CSR-Abteilung (Corporate So-

cial Responsability / Soziale Verantwortung des
Unternehmens) von H&M, verantwortlich
für die Umsetzung des Unternehmenskodex.
H&M legt großen Wert auf ein positives
Image in der Öffentlichkeit und entwickelte
einen Kodex, der o.g. und andere Rechte
enthält. Während des Gesprächs in Stock-
holm erkannte das Unternehmen existieren-
de Probleme an und versprach Bemühungen
zur Aufklärung. Konkret stimmte H&M zu, 
● einen Informationskanal zwischen H&M
und der Gewerkschaft NGWF zu eröffnen,
● regelmäßige Treffen zwischen der
NGWF und dem Produktionsbüro von
H&M in Bangladesch zu vereinbaren, sowie
● den vorgetragenen Fällen von Missach-
tung des Kodex in fünf Fabriken nachzuge-
hen und die schwedischen und deutschen
Gewerkschaften/Beschäftigten in die Ergeb-
nisse mit einzubeziehen.

Im Februar 2005 reisten Beschäftigte von
H&M, Wal-Mart und aus der Textilbranche
nach Bangladesch, um weiter Druck auf das
Unternehmen zu machen. Die Delegation
besuchte mehrere Bekleidungsfabriken, den
nationalen Arbeitgeberverband der Beklei-
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Auf Seiten des Kapitals wird Interna-
tionalismus längst praktiziert. Das T-
Shirt, das wir in der Offenbacher Filia-
le von H&M, einem schwedischen Kon-
zern kaufen, wird in Bangladesch oder
Sri Lanka hergestellt. Dass der Inter-
nationalismus auf Seiten der Arbeiter
nicht hohle Phrase bleiben muss, son-
dern praktiziert wird, zeigt das Ko-
operationsprojekt ExCHAINS (siehe
Kasten unten). Wir dokumentieren
hier einen Text aus dem ExCHAINS-
Newsletter (Nr. 1/2005), der von der
Kooperation von H&M-Beschäftigten
mit Arbeiterinnen aus Zulieferbetrie-
ben berichtet.

Eliza Begum ist 24 Jahre alt, angelernte
Näherin, und arbeitet seit sechs Jahren an ei-
ner Nähmaschine in einer Bekleidungsfabrik
in Dhaka, der Hauptstadt von Bangladesch.
Manchmal an sieben Tagen in der Woche
näht Eliza die Nähte an Halsausschnitten
von T-Shirts und an Hemdkragen für den
schwedischen Textil-Filialisten H&M – für
einen Monatslohn von 27 Euro und ohne ge-
werkschaftliche Interessenvertretung. Sie ist
Mitglied der NGFW (National Garment
Workers Federation), einer Gewerkschaft, die
sich bemüht, die Arbeiterinnen in der Beklei-
dungsindustrie Bangladeschs zu organisieren.

Katrin Henning arbeitet seit neun Jahren
als Verkäuferin bei H&M in Berlin. Seit
2003 ist sie Betriebsrätin und Mitglied des
Gesamtbetriebsrates von H&M in Deutsch-
land. H&M ist ein äußerst erfolgreiches und
expansives Unternehmen. Das Erfolgsrezept:
Aktuelle, junge Mode zu äußerst günstigen
Preisen, mit Top-Models aufwendig bewor-
ben, präsentiert in chicen Läden in teurer
Innenstadtlage. Einen großen Teil der Sorti-
mente bezieht H&M aus Bangladesch. 

Agneta Ramberg ist seit vielen Jahren Ge-
werkschaftsvertreterin für die Beschäftigten
von H&M im schwedischen Uppsala. Als
solche ist sie auch im Aufsichtsrat der schwe-
dischen Konzernmutter in Stockholm vertre-
ten. Die H&M-Beschäftigten in Schweden
sind zu fast 90 Prozent gewerkschaftlich or-
ganisiert. Mitbestimmung und Arbeitneh-
merbeteiligung gehören fast selbstverständ-
lich zur Unternehmenskultur.

Diese drei Frauen haben sich durch das

dungsindustrie, diskutierte mit Arbeiterin-
nen und konnte die Arbeit der Gewerkschaft
in den Wohngebieten der Näherinnen und
ihrer Familien kennen lernen. Darüber hin-
aus besuchte sie das Produktionsbüro von
H&M in Dhaka sowie drei Zulieferer. 

Eines der wichtigsten Ergebnisse der Rei-
se war, dass H&M die Zusage machte, die
Gewerkschaft der NGWF als Gesprächspart-
ner anzuerkennen. Der Textil-Filialist versi-
cherte,
● allen Verstößen bei seinen Zulieferern ge-
gen nationales Arbeitsrecht und gegen den
eigenen Verhaltenskodex nachzugehen, auf
die die Gewerkschaft hinweist;
● die Gewerkschaft zu unterstützen, falls 
Beschäftigte bei Zulieferern aufgrund von Be-
mühungen für eine gewerkschaftliche Organi-
sierung diskriminiert oder entlassen werden.

Kodex allein reicht nicht

Das Unternehmen bestätigte einige der von
der Gewerkschaft gefunden Verstöße und
legte die mit den betreffenden Zulieferern
vereinbarten Maßnahmenpläne vor. Insge-
samt wurde jedoch deutlich, dass die Kon-
zentration auf die Umsetzung des Unterneh-
menskodex allein nicht genügt. Denn die 
Delegation hatte zwar durchaus den Ein-
druck, dass H&M ernsthaft darum bemüht
ist, aber selbst im Falle völliger Übereinstim-
mung mit dem Kodex und der nationalen
Gesetzgebung gilt, dass in den Fabriken für
einen Monatslohn von 12,50 Euro für unge-
lernte Helferinnen bzw. 28 bis 34 Euro für
erfahrene Näherinnen gearbeitet wird. Damit
kann auch in Bangladesch niemand men-
schenwürdig leben. Die Delegation besuchte
mehrere Wohnräume der Arbeiterinnen in
Wellblechsiedlungen, deren Miete für ca.
10–15 qm bereits zwischen 8 und 30 Euro
beträgt. 150 Menschen müssen sich dabei je-
weils Kochstelle, Wasserpumpe und Toilette
teilen.

Die Einhaltung eines Unternehmensko-
dex allein genügt deshalb nicht. Es gilt einen
Existenzlohn durchzusetzen, mit dem Arbei-
terinnen tatsächlich menschenwürdig leben
können, sowie die Organisierung von Ge-
werkschaften zu ermöglichen. Nur dann
können Arbeiterinnen selbstbestimmt für
ihre Rechte eintreten und für die Verände-
rung ihrer Situation kämpfen.

Im ExCHAINS-Projekt wird Solidarität
konkret. Hier haben sich Kolleginnen und
Kollegen aus verschiedenen Ländern kennen
gelernt, die bei aller Unterschiedlichkeit der
Lebens- und Arbeitsbedingungen auch ähn-
liche Erfahrungen gemacht haben: von Er-
niedrigung, aber auch vom Streben nach
Würde und der Anerkennung ihrer Rechte.
Schon jetzt haben alle dabei gewonnen.

Termin und Ort: Erstes Sozialforum
in Deutschland vom 21. bis 24. Juli
2005 in Erfurt
Kontakt: Die verbindliche Anmeldung
von Veranstaltern und Teilnehmenden
ist über die Website www.sozial-
forum2005.de möglich.

Verbetrieblichung und
Öffnungsklauseln
schwächen den Flächen-
tarif

Veranstaltung des Zukunftsforums
Stuttgarter Gewerkschaften

In den letzten Jahren war ein wesent-
licher tarifpolitischer Trend die zu-
nehmende »Verbetrieblichung«. Die
Auseinandersetzungen um Einkom-
men und Arbeitszeit verlagerten sich
immer mehr auf die Ebene der Be-
triebe. Waren 1981 noch 75 Prozent
der firmenbezogenen Abschlüsse
praktisch identisch oder mindestens

wertgleich mit dem jeweiligen Ver-
bandstarif, so hat sich bis Ende 2003
dieses Verhältnis umgekehrt: ca. 70
Prozent der Abschlüsse enthielten
Abweichungen unter das Flächenta-
rifniveau.
Nach dem Pforzheimer Abschluss
letztes Jahr hat sich die Erosion des
Flächentarifs weiter beschleunigt.
Dieser enthielt eine Öffnungsklausel,
mit der nicht nur in wirtschaftlich
stark gefährdeten Unternehmen,
sondern auch »zur Sicherung der
Wettbewerbsfähigkeit und Innovati-
on« vom Flächentarifvertrag abgewi-
chen werden kann. 113 Betriebe
machten seither davon Gebrauch –
entscheidend ist, dass dies Großkon-
zerne wie Siemens, DaimlerChrysler
und Opel waren. Das gab die ent-
scheidende Signalwirkung. Gleich-
zeitig geht die Tarifbindung zurück:
In Westdeutschland sind noch 70, in
Ostdeutschland gerade noch 55 Pro-
zent der Beschäftigten von Tarifver-
trägen erfasst. Zudem haben die Ge-

werkschaften in verschiedenen Bran-
chen Vereinbarungen abgeschlossen,
die Billiglöhne festschreiben: In 670
Tarifverträgen sind Löhne von weni-
ger als sechs Euro vorgesehen.
Je mehr Ausnahmen vom Flächenta-
rif zur Regel werden, desto schwieri-
ger ist es, ihn zu halten und durchzu-
setzen. Die Kluft zwischen den Be-
schäftigten wird immer größer, ein-
heitliche Kämpfe zu führen immer
schwieriger, eine einheitliche Ab-
wehrfront aufzubauen, fast unmög-
lich. Der Erpressungsdruck auf die
Betriebsräte nimmt beständig zu und
die Abwärtsspirale nach unten kann
kaum mehr gebremst werden.
● Wie kann die Politik der Verbe-
trieblichung und der Öffnungsklau-
seln gestoppt werden?
● Wie können wir den Flächenta-
rifvertrag wieder stärken?
● Welche tarifpolitischen Ziele und
Grundsätze brauchen wir in den Ge-
werkschaften?
Veranstaltung und Diskussion mit

Kodex ist gut, 
Solidarität ist besser!

Das Projekt ExCHAINS ...
... zielt darauf, Verbindungen zwischen
Arbeiterinnen des Einzelhandels sowie
der Textil- und Bekleidungsindustrie aus
Europa und Asien herzustellen, die ent-
lang der globalen Zulieferkette arbeiten.
Diese Verbindungen sind für den weltwei-
ten Kampf gegen Ausbeutung und Armut
in dieser Industrie überlebenswichtig.
Im Projekt ExCHAINS arbeitet TIE (Trans-
nationals Information Exchange) bislang
mit drei regionalen Gewerkschaften zu-
sammen:
● Free Trade Zones and General Ser-
vices Employees Union (FTZ&GSEU, Sri
Lanka) (ehemalige Free Trade Zones
Workers Union, FTZWU)
● National Garment Workers Federa-
tion (NGWF, Bangladesch) 
● ver.di (Deutschland)
Wir wollen:
● ein Bewusstsein über die internatio-
nale Zulieferkette im Bekleidungs-, Textil-
und Einzelhandelssektor aufbauen;
● konkrete Solidarität zwischen den
Arbeiterinnen entlang der Zulieferkette
schaffen;

● die Vereinigungsfreiheit und das
Recht auf gewerkschaftliche Organisie-
rung fördern;
● konkrete Kampagnen unterstützen;
● Druck auf die großen Einzelhandels-
unternehmen ausüben, ihre Zulieferer zu
nennen und dort auf das Recht auf ge-
werkschaftliche Organisierung zu drän-
gen.
Bestandteil des kontinuierlichen Informati-
onsaustauschs soll dieser Newsletter sein,
der in Bangladesch, Sri Lanka und Deutsch-
land regelmäßig erscheint und von den Ar-
beitsbedingungen in den jeweiligen Län-
dern sowie von aktuellen Kampagnen be-
richtet. Wir hoffen, dass dies dazu beitra-
gen wird, ein Bewusstsein von den Verbin-
dungen zwischen den unterschiedlichen
Ländern aufzubauen und die Forderungen
der Arbeiterinnen zu bündeln.
Weitere Informationen:
im Internet: www.exchains.verdi.de,
www.tie-germany.org, www.tieasia.org
per E-mail: tie.germany@t-online.de, tie-
asia@tieasia.org, ftzunion@diamond.lan-
ka.net, ngwf@aitlbd.net
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zum entscheidenden Protagonisten des öko-
nomischen Niedergangs der DDR – weit vor
der Wende. Dieses Ergebnis hat uns – bei
der Vorsicht und Sorgfalt, um die wir uns
bemüht haben – wirklich überrascht: Offen-
sichtlich scheiterte der ›Arbeiter- und Bau-
ernstaat‹ DDR, das gewiss kritisierenswerte,
aber eben einzige sozialistische Projekt auf
deutschem Boden, absurderweise an seiner
›Arbeiterklasse‹« (S. 45).

Doch an dieser Stelle soll zunächst kurz
geschildert werden, worum es eigentlich im
vorliegenden Buch geht: Es gliedert sich in
einen Teil I: »Das Arbeitermilieu als sozialer
Ort: Sozialgeschichtliche Rekonstruktion 
eines Werftarbeitermilieus in der frühen
DDR« und einen Teil II: »Das Arbeitermi-
lieu als Erfahrungsraum: Qualitative Typolo-
gien von Milieubiographien in einem ost-
deutschen Arbeitermilieu«. Kernstück des 
ersten Teils sind Ergebnisse der Forschung
über die Arbeitswelt in der Rostocker Nep-
tunwerft der fünfziger Jahre, zu denen auch

noch Untersuchungen zum außerbetriebli-
chen Milieu der Neptunarbeiter gehören.
Die empirische Grundlage des zweiten Teils
stellen Interviews dar, 30 biographische Er-
zählungen, die die Autoren mit ehemaligen
Mitarbeitern der Werft nach 1989 geführt
haben. An dieser Stelle muss leider ange-
merkt werden, dass die Forschungsergebnisse
längst veröffentlicht sind1 und das hier vor-
liegende Buch in langen Passagen dieselben

Sachverhalte noch einmal vorstellt. Diese
Veröffentlichungspraxis hat unter den Wis-
senschaftlern verständlicherweise viel Unmut
hervorgerufen.2

Nach der Dar-
stellung der Ge-
schichte der Nep-
tunwerft werden
zunächst die betrieb-
lichen Machtverhält-
nisse nach dem
Kriegsende 1945 be-
schrieben, der
Wechsel auf der Di-
rektorenebene, der
Aufbau von Partei
und Gewerkschaften im Betrieb sowie die
Belegschaftsentwicklung. Wir erfahren von
Veränderungen im Werftmilieu, aber auch
vom Weiterleben eines traditionellen Arbei-
termilieus. Dieser Gedanke von einem recht
lange noch bestehenden traditionellen Mi-
lieu beherrscht auch die folgenden Abschnit-

te, in denen über die Arbeitsstrukturen und
Lohnentwicklungen in der Rostocker Werft
berichtet wird; die Gemeinsamkeiten zwi-
schen den Kolonnen der Vorkriegszeit und
den Brigaden der Anfangsjahre werden als
»bemerkenswert« hervorgehoben (S. 131).
Die Widerstände der DDR-Arbeiter gegen
Akkordlöhne, Normerhöhungen und Lohn-
differenzierungen, die bekanntermaßen auch
ein Auslöser des 17. Juni 1953 waren, wer-

Frank Iwer (IMU-Institut, Quer-
schnittsprojekt IG Metall Tarif- und
Betriebspolitik)
Termin: 22. Juni 2005, 18.30
Ort: DGB-Haus Stuttgart, Willi-Blei-
cher-Str. 20, kleiner Saal

Leserliches

Leitfaden für Arbeitslose,
Der Rechtsberater zum
SGB III

Arbeitslosenprojekt TuWas, 22. Aufla-
ge, Stand 1.1.2005

Ab 1.1.2005 gilt ein grundlegend
verändertes Arbeitslosenrecht. Das
Arbeitslosenprojekt TuWas tut alles,
um in 2005 Ratsuchende und Ratge-
bende mit aktuellen Hilfsmitteln
auszustatten:
Der »Leitfaden für Arbeitslose« er-
scheint in der 22. Auflage. Eingear-

beitet sind auf dem Stand 1.1.2005
die durch Hartz III und das Gesetz
zu Reformen am Arbeitsmarkt verur-
sachten zahlreichen Änderungen des
SGB III. Sie finden deshalb alles, was
Sie über das Arbeitslosengeld wissen
wollen.
Nicht mehr enthalten ist die Arbeits-
losenhilfe. Hartz IV hat sie durch das
im neuen SGB II geregelte Arbeitslo-
sengeld II ersetzt. Zu dieser neuen
Leistung hat das Arbeitslosenprojekt
TuWas einen eigenen »Leitfaden
zum Arbeitslosengeld II« erarbeitet,
der ebenfalls im Fachhochschulverlag
erhältlich ist.
Das Buch ist verständlich geschrie-
ben und angesichts eines Umfanges
von fast 600 Seiten und zweifarbi-
gem Druck preiswert.
Der Band kostet (einschließlich Ver-
sandkosten) 11 Euro und ist zu be-
ziehen über: 
Fachhochschulverlag, Der Verlag für
angewandte Wissenschaften, Kleiststr.
31, 60389 Frankfurt, Tel. (069)

15 33-28 20, Fax (069) 15 33-28 40, 
email: bestellung@fhverlag.de,
www.fhverlag.de

Kampagne. 
Eine Kampfform der 
Gewerkschaften und 
sozialen Bewegungen

Fachtagung für Aktive und Multipli-
katorInnen

Mit Erfahrungsberichten, Analysen,
Workshops und Foren zu bisherigen
Kampagnen (Justice for Janitors,
Taco Bell, Brylane/Gucci, ver.di-Ge-
sundheitskampagne, Schlecker/Lidl,
Gewerkschaftskampagnen gegen die
US-Regierungspolitik etc.), zu kon-
kreter Kampagnenarbeit, sozialen
Netzwerken, Kampagnen und Ge-
werkschaften.
ReferentInnen: Bernd Riexinger
(ver.di Stuttgart), Theresa Conrow,

Andy Banks (IPFTE), Sam Gindin
(CAW), Jeffrey Raffo (OrKa), Georg
Wissmeier (OrKa), Anton Kobel
(ver.di Mannheim), Agnes Schreie-
der (ver.di Bundesfachsekretärin
Handel), Rüdiger Timmermann
(ver.di LB Nord), Uli Wohland
(OrKa) u.v.m.
Die Tagung wird organisiert von
ver.di-Nord, OrKa (Organisierung
und Kampagnen), der express-Re-
daktion, dem Kirchlichen Dienst in
der Arbeitswelt Baden und der Hein-
rich Böll-Stiftung. Der Teilnehme-
rInnenbeitrag beträgt 125 Euro.
Termin: 25.-27.11.2005
Ort: Bildungszentrum der NGG,
Oberjosbach/Taunus
Information und Anmeldung: Kirch-
licher Dienst in der Arbeitswelt, Tel.
(0621) 41 50 09; Fax 41 69 84;
email: kda.mannheim@t-online.

den von den Autoren in diesem Abschnitt
am Beispiel der Situation auf der Werft kon-
kretisiert. Die sich anschließenden Untersu-
chungen zu den Wohnverhältnissen, zu Fa-
milie, Einkommen und Auskommen, Ge-
schlechterverhältnissen und Freizeitgestal-
tung in den frühen DDR-Jahren sind sehr
informativ. Sie schildern eine spezifische Dif-
ferenzierung innerhalb der (Werft-) Arbeiter-
schaft und eine starke Bindung an eine tradi-
tionelle Arbeiterkultur. 

Bis dahin liefert die Auswertung der Ar-
chivquellen allerdings noch keinen Beleg
dafür, dass die Arbeiter der Rostocker Werft

mit ihrem Verhalten
den Staat zu Fall ge-
bracht hätten. Viel-
mehr zeigt sich im
Konkreten, wie ähn-
lich sich Lohnarbeiter
in West und Ost ver-
halten, wenn es dar-
um geht, eine »or-
dentliche« Relation
zwischen ihrer Leis-
tung und dem Lohn

herzustellen und einer Zumutung des Unter-
nehmens oder des Staates ihrerseits durch
»Arbeitszurückhaltung« oder eine »schlaue«
Politik der Arbeitszeitgestaltung zu begegnen
(S. 163). Hier wie dort das individuelle Rin-
gen um den Lohn, wenn es kollektiv nicht
geht, hier wie dort die »Resistenz« gegen 
Unternehmer- oder staatliche Zumutungen.
Denn die Arbeiter der Rostocker Werft be-
fürchteten, wie die Autoren richtig feststel-
len, Lohnminderungen, wenn sie mit Hilfe
diverser Kampagnen zur Normerhöhung an-
getrieben werden sollten und bemühten sich,
diese abzuwenden (S. 191). Überhaupt ent-
halten diese Abschnitte aufschlussreiche Be-
funde aus frühen Werftzeiten, etwa über die
Situation beim Arbeitsschutz oder einen ge-
planten Arbeitskräfteabbau, der offensicht-
lich während der gesamten fünfziger Jahre in
dieser Branche die Arbeiter in der DDR 
gefährdete und zu einer – wie die Autoren es
selber nennen – prekären und unsicheren
Lage führte (S. 228). 

Im zweiten Teil des Buches werden »Ak-
teurstypologien« entworfen: Das sind die
»neuen Protagonisten«, die »neuen Integrier-
ten«, die »Doppel-Arbeiterin« und die »neu-
en Randständigen«. Dabei sollten den Leser
vor allem die »neuen Integrierten« interessie-
ren, welche nach Vorstellung der Autoren
zum Kern jenes »Gegenmilieus« gehörten,
das den Staat ins Wanken brachte. Sie stehen
im Zentrum des Interesses der Autoren, weil
der Typ des »neuen Integrierten« ihre These
von den DDR-Arbeitern, die den Grund-
stein zum Niedergang des Staates legten, be-
weisen soll. Doch auch hier kann mit Hilfe
der zitierten Quellen diese besondere Funk-

Peter Alheit und Hanna Haack versprechen
in ihrem Buch neue und spannende Er-
kenntnisse über die Lage der Arbeiter in der
DDR und überraschende Einblicke in einen
untergegangenen Staat. Letztendlich wollen
sie damit eine Erklärung für das »Scheitern
der DDR« liefern. Das ist ein hoher An-
spruch, und er macht ungemein neugierig
auf den Text. Denn die Frage danach, wa-
rum diese Gesellschaft von der historischen
Bildfläche verschwunden ist und wer oder
was die entscheidenden Weichen dafür ge-
stellt hat, ist bisher – wie mir scheint – eher
bruchstückhaft und damit unbefriedigend
beantwortet worden. Waren es die außenpo-
litische Lage oder der innergesellschaftliche
Zustand, die Ölkrise oder die Verschuldung,
die viel zu großzügige Sozialpolitik des Staa-
tes oder die Unfähigkeit der Führung zu Re-
formen? Solchen Fragen endlich etwas näher
zu kommen würde zugleich bedeuten, besser
zu begreifen, was die DDR für eine Gesell-
schaft war.

Woran ist also die DDR nach Alheit/
Haack gescheitert? Das Ergebnis ist bereits
in der Einleitung vorweggenommen, in der
versprochen wird, im Folgenden zu zeigen,
»dass das erste und einzige ›sozialistische Pro-
jekt‹ auf deutschem Boden weniger an der
falschen Idee zugrunde geht als vielmehr an
den kleinen Problemen des täglichen Lebens:
Der Fehlorganisation der Arbeit, der absur-
den ›Pädagogisierung‹ und Kontrolle des 
öffentlichen Lebens und an der sinkenden
Bereitschaft der sozialen Akteure selbst, für
jenes Projekt gesellschaftliche und politische
Verantwortung zu übernehmen. Erstaunlich
ist, daß gerade die Arbeiter, also die ideolo-
gisch privilegierte Klasse des ›Arbeiter- und
Bauernstaates‹, den Grundstein zu sei-
nem ökonomischen Niedergang gelegt ha-
ben« (S. 11). 

Das ist also der Kern des von mir mit sol-
cher Spannung erwarteten Beitrags zur
DDR-Geschichte: Es waren die Arbeiter,
welche schon sehr früh in den fünfziger Jah-
ren den Sargnagel für das Ende der DDR
eingeschlagen und im Folgenden permanent
an ihrem Untergang gearbeitet haben. Dass
dies keine vorschnelle oder verdrehte Inter-
pretation des Buches ist, zeigt sich im
Schlussteil, wo derselbe Gedanke als Quint-
essenz noch einmal zusammengefasst wird:
»Die Arbeiterschaft«, heißt es hier, »wird
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tion der Arbeiter nicht belegt werden, was
den Autoren selber auffällt. Sie greifen daher
auf ein künstlerisches Beispiel zurück. Näm-
lich auf den DEFA-Film »Spur der Steine«,
dessen Inhalt sie, als wäre er ein direktes Ab-
bild der Wirklichkeit, für den Nachweis der
Hilflosigkeit von Partei und Betriebsleitung
gegenüber den Arbeitern genau beschreiben
(S. 423-430). Ihre Interviews hatten dies, bei
aller Mühe um eine beweiskräftige Interpre-
tation, einfach nicht zeigen können. 

Auf solchen mageren Quellen basiert
auch die These von den Brigaden als »Kris-
tallisationskernen eines autonomen proleta-
rischen Gegenmilieus«. Sie werden von den
Autoren »informellen Rätestrukturen«
gleichgesetzt und zu Institutionen einer »re-
lativen Basisautonomie« erklärt. Tatsächlich
muss sich jeder, der über die Brigaden in der
DDR namentlich am Ende der fünfziger
Jahre forscht, mit dem Phänomen auseinan-
dersetzen, dass diese sich gegenüber dem
Staat zu verselbständigen drohten. Was als
Disziplinierungsorgan gedacht war, lief für
eine sehr kurze Zeit Gefahr, sich gegen seine
Erfinder zu richten. Diese Gefahr erkannten
Partei und Regierung der DDR sehr rasch,
noch bevor die »Arbeiterkomitees« – wie die
Brigaden 1956 genannt wurden – von der
Masse der Arbeiter am Ende der fünfziger
Jahre überhaupt angenommen werden konn-
ten.3 In ihrer längsten Zeit aber waren die
Produktionsbrigaden in erster Linie Diszipli-
nierungsinstrumente. Ausgerechnet in ihnen
einen gefährlichen »Keim des späteren wirt-
schaftlichen Zerfalls« (S. 422f.) der DDR zu
erkennen, ist mehr als verblüffend für den
kundigen Leser und Zeitzeugen.

Und wo bleiben nun die Beweise für die
Rolle der DDR-Arbeiter als Verursacher des
Niedergangs? In den Fakten sind sie nicht zu
finden, lediglich die Zwischenbewertungen
und Einschätzungen am Ende eines jeweili-
gen Abschnittes, sind dazu angetan, ein spä-
teres Resümee vorzubereiten. So sei wenig-
stens von der »Anlage her« seinerzeit in den
Betrieben der DDR »eine Mitbestimmung
ganz offensichtlich angestrebt« (S. 69) gewe-
sen. Von »außerordentlich großer Hand-
lungsfreiheit« der Brigaden ist die Rede, wel-
che – wie schon geschildert – weder von den
Interviewten so beschrieben noch aus den
betrieblichen Quellen erkennbar wird; und
letztlich sprechen die Autoren von einer
»Autonomie der Arbeiter« und von einer
»schleichenden Autonomie des Arbeitermi-
lieus« (S. 196; 230). Dass ihre Befunde aus
den Archiven und den Interviews mit ehe-
maligen Werftarbeitern und Angestellten
diese Thesen eigentlich nicht beweisen,
scheint den Autoren bewusst zu sein. Sie for-
mulieren häufig eher vorsichtig, relativieren
ihre Behauptungen und belassen es dann
doch lieber bei »offenen Fragen« bezüglich
solcher Bewertungen (S. 196). Dies hindert
sie jedoch nicht daran, unvermittelt auf die

zentrale These ihres Textes von der zer-
störenden Wirkung des autonomen Arbei-
termilieus zurückzukommen und auf ihr zu
beharren. 

Denn der Gedanke von der Autonomie
ist konstituierend für das ganze Buch, ohne
ihn fällt das Argumentationsmuster wie ein
Kartenhaus zusammen. Darum soll hier
noch einmal genauer nachgefragt werden,
was die Autoren eigentlich unter diesem
schleichenden Vorgang der Entstehung eines
autonomen Arbeitermilieus verstehen. Wir
erfahren von ihnen, dass die Quellen belegen

würden, wie sich eine zunehmende Distanz
zwischen Arbeitern und »dem System« in der
DDR einstellte, welche im Ergebnis zu eben
jener Autonomie des Arbeitermilieus geführt
hätte, »das in diesem Prozess in gewissem
Sinn auch seine Bindungen zur Gesamtge-
sellschaft verliert, weil es soziale Verantwor-
tung nur aus der Perspektive der untersten
Produktionseinheiten wahrzunehmen bereit
ist« (S. 230). 

Das also ist des Pudels Kern: Die »unter-
sten Produktionseinheiten« – das sind die
Arbeiter der DDR – haben sich nicht um
das Staatswohl gekümmert, sondern sich ab-
gewandt. Sie haben kein Interesse an dem
»sozialistischen Projekt« gezeigt, nur ihre 
eigenen Interessen verfochten und sich na-
mentlich nach dem 17. Juni 1953 nicht eins
mit der Führung gewähnt. Im folgenden Ka-
pitel erfahren wir noch, dass sich »Unmut
und Renitenz« gegenüber »dem System« aus-
zubreiten begannen. Zu allem sei noch ein
»klassischer Konservatismus« im Arbeitermi-
lieu gekommen, welcher – so verstehe ich
diesen Kontext – die Kluft zwischen »Sys-
tem« und Arbeitern noch weiter vertieft hät-
te und die Rolle der Arbeiter als Totengräber
der DDR auch kulturell begründete (S. 322).
Meint das, eine fortschrittliche Führung ist
an den konservativen Arbeitern gescheitert?
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Was soll man nun von alledem halten?
Ich empfehle dieses oder das Vorgängerbuch
zur Lektüre der empirischen Befunde aus
dem Leben von DDR-Arbeitern in den fünf-
ziger Jahren. Der Leser wird selber schnell
herausfinden, dass die Befunde keine
Grundlage für die dann folgenden Thesen
über die Lage der Arbeiter in der DDR im
Allgemeinen und das Scheitern dieser Gesell-
schaft im Besonderen bieten – und übrigens
schon aus methodischen Gründen nicht bie-
ten können, denn die Untersuchungen der
Werftsituation gehen in diesem Buch über

die fünfziger Jahre kaum hinaus und können
so keine Basis für allgemeine Aussagen über
»die« Arbeiter der DDR, welche bekanntlich
bis 1990 existierte, sein. Sicher wären Alheit
und Haack nie auf die Idee gekommen, aus
dem Milieu der Siemens- oder Daimler-Ar-
beiter und deren Distance zum BRD-Staat
dessen möglichen Untergang abzuleiten oder
den Zusammenbruch seiner Ökonomie zu
erwarten. Denn beide Autoren wissen aus ei-
genen Arbeiten zum westdeutschen Arbeiter-
milieu sehr genau, dass die deutliche Ab-
grenzung der Arbeiter vom Unternehmen
und vom Staat, die klare Linienführung zwi-
schen oben und unten sowie ein Verhalten,
welches sich an den eigenen Arbeiterinteressen
orientiert, die Ausbeutergesellschaft noch
lange nicht ins Wanken bringen.

Warum sollte das in der DDR anders ge-
wesen sein, einer Gesellschaft, die sich wohl
ihres diktatorischen Charakters wegen in ei-
nigem von einer »typischen« modernen Klas-
sengesellschaft unterschied, nicht aber darin,
dass das Verhältnis von Herrschaft und Un-
terdrückung aufgehoben wäre? Ich unterstel-
le, dass die Thesen der Autoren etwas mit
ihrem Verhältnis zum DDR-Staat zu tun ha-
ben müssen, diesem, wie sie sagen, »sozialis-
tischen Projekt auf deutschem Boden«. Es
versperrt ihnen offensichtlich den klaren
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Blick auf die dort einst herrschenden Macht-
und Ausbeutungsverhältnisse. Fast scheint
es, als hätten sie die Position der DDR-Par-
tei- und Staatsführung eingenommen, die
sich das Nichtfunktionieren des Systems
gern als Werk der faulen, renitenten oder
klassengegnerischen Arbeiter erklärte. Wie
auch sonst? Noch im Oktober 1989 belehrte
Harry Tisch, der Vorsitzende des FDGB,
Gewerkschafter der Boitzenburger Werft, sie
sollten mal ihre Arbeit richtig tun, dann
wäre die Lage auch nicht so schlecht. Das
nahmen ihm die Kollegen dort sehr übel.
Drei Wochen später war er seiner Funktion
entbunden, und am 2. Dezember kam er
wegen Veruntreuung von Mitgliedsgeldern
in Untersuchungshaft. Erst in dieser revolu-
tionären Situation trat tatsächlich ein, was
Alheit und Haack für den gesamten Zeit-
raum behaupten: Arbeiter störten mit ihrem
Verhalten die Reproduktion der gesellschaft-
lichen Zusammenhänge. Bis dahin – so mei-
ne These, die dezidiert dem Anliegen des
Buches entgegensteht – haben sie, wie Arbei-
ter überall in der Welt zu »normalen« Zeiten,
die Verhältnisse (leider!) einfach reprodu-
ziert.

Fazit: Das Buch von Alheit und Haack
ist ein Paradebeispiel dafür, wie eng der Zu-
sammenhang zwischen dem Verständnis der
»Natur« eines Gesellschaftssystems und der
Einschätzung dessen ist, was sich in dieser
Gesellschaft zugetragen hat. Ob ich dem
DDR-Arbeiter zu viel Macht oder zu wenig
Einfluss auf den Staat unterstelle, hängt
maßgeblich von meiner politischen Haltung
zu diesem Staat ab. Und da sich die Linke in
ihrer Bewertung der DDR durchaus immer
noch nicht einig ist, stellt das Buch über die
Arbeiter und deren Anteil am Scheitern der
DDR eine hervorragende Diskussionsgrund-
lage dar. 

Beim hier vorliegenden Text handelt es sich um
die überarbeitete  Fassung eines Artikels in: So-
zialistische Hefte für Theorie und Praxis, Nr.
8, Mai 2005
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